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Gesetzes.Berlin. Sctücks. setzes.

9. Juli.31. Juli.|Freundschafts-, Schifffahrts= und Handelsvertrag »
1827. 1828. mit Brasillen.. 13 1152 75

21. Juli.2 April.] Verordnung, wegen Einführung eines gleichen
Wagen= und Schlitten-Geleises und gleicher
Schlitten-Kappen im Kdnigreich Preußen 5 1131 25

6. Novbr. 117. Januar. s Allerhochste Kabinetsorder, wegen der Legitima-
tionen in den Rheinprovinken 1112 1

7. Nuvbr — —#inisterial-Erklarung, über die mit Mecklenburg- 46 "“
Schwerin getroffene Vereinbarung, den Schutz-
der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den
beiderseigen Staaten wider den Bücher-Nach-
druck betressed 4113 2

26. Noor.4. März. Eine gleiche Srklärung, bezüslich auf Waldeck. 1 4½2%
27. Novbr.17. Januar.] undMecklenburg= Strellsss 1114 3

9. Dezbr. — — Allerhochste Kabinetsorder, die Ernennung voa 1
Herzogs Carl von Mecklenburg Hoheit, zum
Präsidenten des Staatsraths betressend 1 1115 5

11. Degbr. B1. Januar.]Ministerial-Erklärung, über die mit Anhalt-Dessau
getrofsene Vereinbarung, den Schutz der Rechte
der Schriftsteller und Perleger in den beiderfel-
tigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck
betresseooooo. 2 41241 13

— — 3. Februa.Eine gleiche Erklarung, über die Vereinigung mit
Dännemark, bezüglich auf die drel Herzogthümer
Holstein, Lauenburg und Schleswig— 3 1124 47
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31. Dezbr.
1827.

4. Januar.
1828.

8. Januar.

9. Januar.

10. Januar.

18. Januar.

27. Januar

17. Januar.
1828.

31. Januar.

17. Januar.

13. Kebruar.
#

31. Januar.

24. März.

13n Februar

17. Januar.

2. Februar.

Allerhöchste Kabinetsorder, das Verfahren bei
Anstellung der Subaltern-Beamten der Justiz-
Behbrden betressend ———. ....

Ministerial-Erklarung, uber die Vereinigung mit
Baden, den Schutz der Rechte der Schriftsteller

und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider
den Bücher-Nachdruck betreffend

Eine gleiche Erklärung, bezüglich auf das Herzog-thum Sachsen- Altenburg. . .................
und das Furstenthum Hohenzollern-Hechingen.

Allerhbchste Kabinetsorder, wodurch der §. 69. der
Joll-Ordnung vom 26sten Mai 1818., in Betreff
des Anspruchs auf den Erlaß der Steuer von
den Eigenthümern solcher Waaren, wolche in
die Packhof-Lager niedergelegt und daselbst durch
zufällige Ereignisse vermindert werden, deklarirt

EIIII

wird .................................

Ministerial-Erklärung, über die Vereinigung mit
Anhalt -Bernburg, den Schutz der Rechte der
Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen
Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.

Eine gleiche Erklärung, bezüglich auf die mit der
Fürsilich-Reuß-Schleitzschen und Fürstlich-Reuß-
Lobensteinschen Regierung zu Gera getroffene

Vereinigung 1à
ferner die Forstlich-Reuß- Plauensche Regierung
älterer2
und die Großherzoglich = Sachsen -Weimarsche
Regierung

Deklaration der Straf-Bestimmungen bei solchen
Steuer-Defraudationen, wo das defraudirte
Obiekt zugleich mit ciner Kommunal-Abgabe,
belegt ist

Ministerial=Erklärung , wegen Verlängerung der
Konvention vom 23stenJuni1821., das Revi-
sionsverfahren auf der Elbe betreffend, auf einen
fernern Zeitraum von sechs Jahren..

——.——————————s-=
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7. Februar.
1828.

9. Februar.

4. März.

17. März.

20. März.

23. März.

27. März.

29. März.

12. April.
1828.

24. Mätz.

26. Upril.

12. April.

26. April.

12. Upril.

26. April.

13. Mai.

12. April.

Ministerial-Erklarung, uber die mit der Herzoglich-
Meiningenschen Regierung getroffene Verein-
barung, die Sicherstellung der Rechte der Schrift-
steller und Verleger in den beiderseitigen Staaten
wider den Bücher-Nachdruck betreffend

Eine gleiche Erklärung, bezüglich auf das Kdnig-
reich Würtembrtreregegegeg

Allerhchste Kabinetsorder, über die Abgaben-
Erhebung von der Schifffahrt auf der Deime
und dem großen und kleinen Friedrichsgraben;
nebst dem Tarif. ................·

VerordnungwcgendenmchdcmEdiktcvomistcn
Juli 1823. vorbehaltenen Bestimmungen fur -
Kbnigreich Preußen, bezüglich auf die Provinzial-
Stänned............

Kreisordnung fur das Konigreich Preußen .......
Allerhochste Kabinetsorder, betreffend die Beschlag-

nahme soiche penfbonen, welche invalide OffiziereausderArtilleri a Zuschußkasse erhalten.

Gesetz wegen der, in den zum vormaligen Groß-
herzogthum Berg gehdrig gewesenen Landesthei-
len, vor Einführung der franzdsischen Gesetze,

bestandenen Fideikommisse.....
Erklärung, das Abkommen mit der Hergoglich-

Nassauschen Regierung, wegengegenseitiger Auf-
hebung der Kostenvergütung in Untersuchungs-
sachen gegen Unvermbgende, betressend

Allerhbchste Kabinetsorder, wonach Inländer,
welche ein offenes Gewerbe treiben, die Materia-
lien zu ihrer eigenen Fabrikation durch ihre um-
herreisende Gewerbsgehülfen aufkaufen lassen
können und diese keiner andern Legitimation als
einer polizeilichen Bescheinigung bedurfen

Allerbdchste Kabineksorder, die Steuer vom inlän-
ländischen Taback betressene. ........

Be-
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9. Aprll.
1828.

28. April.

3. Mai.

8. Mal.

10. Mai.

15. Mai.

16. Mai.

4. Juni.

6. Mai.
1828.

3. Juni.

24. Mai.

13. Mai.

10. Juni.

3. Juni.

24. Juni.

31. Juli.

Bekanntmachung eines Präklusiv= Termins für
die Pensionsgesuche der vormals in Herzoglich-
Warschauschen Diensten gestandenen Offiziere

Chausseegeld = Tarif für eine Meile von 2000
Preußischen Ruthen

Perordnung, das Aufgebot und die Amortisation)
verlorner oder vernichteter Staats-Papiere
betressegeeeeegn

Allerhochste Kabinetsorder, die Gewerbsteuerpflich-
tigkeit der Privat-Wersicherungsanstalten und
anderer auf einen Gewerbzweck gerichteten Pri-
batvereine betreffendS999).

Allerhöchste Kabinetsorder, wodurch der einmo-
natliche Erlaß der Klassensteuer auch den, zur
Kandwehrübung einberufenen, Offizieren und
Landwehrmännern, die in den hbhern Klassen
steucrn, bewilligt wind

Bekanntmachung, den Zoll= und Handelsvertrag
mit Hessen = Darmstadt betreffend

Allerhbchste Kabinetsorder, die Beseikigung der
wucherischen Agiotage mit den. Brabanter
Kronenthalern in den westlichen Provinzen be-
tresseeoood.

Bekanntmachung, den neuen Chaufseegeld-Tarif
vom 28ften April c. 3. betressend

Allerhöchste Kabinetsorder, wornachder Erbschafts-
stempel, welcher nach dem Tarif zum Stempel=
steuergesetz vom Nten März 1822. von Strafe#
und Abfindungen aus Ehescheidungs-Erkennt-
nissen zu erheben ist, nicht weiter erhoben werden
foll.

Allerhochsste Kabinetsorder, die Empfangsbescheini-
gung bei Insinuation diesseitiger gerichtlicher
Verfügungen im Auslande betressend

1140

1145

1143

1144

1147

1142

1148

1140

1149

1153

45

65

61

64

66

50

69
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7. Juni.
1828.

10. Juni.

18. Juni.

30. Junl.

43. Juli.

14. Juli.

17. Juli.

r*21. Juli.

25. Juli.

2. August.

24. Juni.
1828.

31.Juli.

24. Juni.

31. Juli.

23. August.

31. Juli.

16. Septbr.

28. Oltober.

23. August.

Allerhdchste Kabinetsorder, die veränderte Steuer-
Einrichtung im Kreise Wetzlar betrefsend

Deklaration, die Verlängerung der, mit dem
Konigl. Niederländischen Gouvernement unterm
1#ten Juni 1818. abgeschlossenen, Kartel-
Konvention betresseddddd

Allerhochste Kabinetsorder, über die Befreiung der-
jenigen, welche das 1640 Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, von der Klassensteuner . ...

Allerhochste Kabinetsorder, über das Verfahren bei
Kompetenz-Konflikten zwischen den Gerichten
und den Verwaltungs -Behdrden

Ministerial-Erklärung, über die mit dem Senate
der freien Stadt Hamburg getroffene Verein-
barung, die Sicherstellung der Rechte der Schrift-
steller und Verleger in den beiderseitigen Staaten
wider den Bücher-Nachdruck betrefsfend

Allerhdchste Kabinetsorder, betrefsend die Aufhe=
bung aller weitern Nachforschungen hinsichtlich
der nicht mit dem Vermbgensstrucrungsstempel
bedruckten dffentlichen Papiere aller Art.

Vertrag mit Anhalt-Köthen und ulrswegen Befreiung der beiderseitigen Unterthanen
vom Elbzollll 4

Dksgleichen die Joll- und Verkehrs- rrnn
zwischen den beiderseitigen Landen betressend .

Allerhöchste Kabinetsorder nebst dem Tarif vom
18ten Zunic., nach welchem die Schifffahrts-
Abgabe auf den Wassersiraßen von der Oder zur
Elbe und umgekehrt (mit Ausschluß des Plauer
Kanals) erhoben werden solll

Kartel-Konvention mit Frankreit

Gesetz, zur Erleichterung der Todes-Erklärungen
der, aus den Kriegen von 1806. bis 1815., nicht
zurückgekehrten Personen

15

16

1150

1156

1151

1154

1157

1155

1159

1160

1161

1162

1158

72

88

86

91

95

99
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Datum Ausgege- No. No.
des ben zu Inhalt. des des Ge-Seite.

Gesetzes. Berlin. Stucks. setzes.

30. Septbr. 31. Oltbr. JAllerhochste Kabinetsorder, ber das Verfahren bei
1828. 1828. baulichen Anlagen oder sonstigen Veränderungen

der Erd-Oberfläche innerhalb der nächsten Umge-
bungen der Festunggen .......... ...«.· 17 1163 119

4. Oktbr. 24. Novbr. Handels- und Schiffahrtsvertrag mit den frelen
und Hanst Lubeck,B d 19 110606 13

4. Novbr.4. Novbr. Verordnung, über die einstweilige Fortdauer ves
Kapital-Indults für die Kreditspsteme von Ost-
und Westpreußen . . ....... 1164 131

5. Novbr. ! — — Erklärung, wegen der mit der Mecklenburg-- 13
Schwerinschen Reglerung verabredeten Maaß-
regeln zur Verhütung der Forstfrevel in den

IILEEEIIEIIIIVVCGOCLBCILIALIIIIIIE 1165 133Grenzwaldungen.
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Gesetz-Sammlung
fuür die

Königlichen Preußischen Staaten.

 No. 1. —

(No. 1112.) Allerhöchste Kabinetsorder vom öten November 1827., wegen der begitimo=
tlonen in den Rheinprovinzen.

A., den Bericht des Staatsministeriil vom 26slen Oktober dieses Jahres,
will Ich hierdurch den Justizminister authorisiren, in den Provinzen, in welchen
noch das französische Recht Anwendung findet, nach Befinden der Umslände, den
außer #r Ehe erzeugten Kindern die Legitimation —in sofern damit nicht
Standeserhöhung verknüpft ist — mit voller rechtlicher Wirkung der in den
Patenten jedesmal auszudrückenden Befugnisse, zu ertheilen.

Berlin, den öten November 1827.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerinm.

Jebrgang 1848. No. 1. — o. 11½ — 1170) A (No. 1143

(Ausgegeben zu Berlln den 17ten Jannar 1828.)



— 2 —

(No 1413.) Ministerial-Erklärung vom 7ten November 1827., über die mit der Groß-
herzoglich-Mecklenburg-Schwerinschen Regierung gekrossene Vereinbarung,
den Schutz der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen

x. Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.D. Königlich-Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
erklärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majestät dem Könige ihm dazu
ertheilten Ermächtigung:

nachdem von der Großherzoglich-Mecklenburg-Schwerinschen Regie-
rung die Zusicherung ereheilt worden ist, daß vorläufig und bis es
nach dem Artikel 18. der deutschen Bundesakte zu einem gemein-
samen Bundesbeschlusse, wegen Sicherstellung der Rechte der Schrift-
steller und Verleger gegen den Bücher-Nachdruck, kommen wird, jedem
Preußischen Unterthan, er sey Schriftsteller oder Verleger, der in
dem Fall ist, auf ein Privilegium wider den Nachdruck und dessen
Verbreitung bel der Großherzoglichen Regierung anzutragen, ein
solches nach denselben Rücksichten, wie es geschehen würde, wenn
derNachsuchendeein Großherzoglich-Mecklenburg-Schwerinscher Unter-
than wäre, jederzeit in gewöhnlicher Form, ohne allen Kostenansatz,
erkheilt werden, überdies der damit versehene Königlich-Preußische
Unterthan von den Großherzoglichen Gerichten und Behörden in der
Aufrechthaltung des ertheilten Privilegiums, einem wider den Nachdruck
privilegirten Großherzoglich -Mecklenburg = Schwerinschen Unterthan
gleich geachtet und geschützt werden solle;

daß das Verbot wider den Bücher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inländischen Schrift-
steller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen
besteht, auch auf die Schriftsteller und Verleger des Großherzogthums Mecklen-
burg-Schwerin Anwendung finden, mithin jeder durch Nachoruck oder dessen
Verbreitung begangene Frevel gegen letztere nach denselben gesetzlichen Vor-
schriften beurkheilt und geahndet werden solle, als handele es sich von beein-
trächtigten Schriftstellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegenwärtige Erklarung soll, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von Seiten des Großherzoglich-Mecklenburg-Schwerinschen Geheimen Ministerii
vollzogene, Erklärung ausgewechselt worden seyn wird, durch öffentliche Bekannt-
machung in den diesseitigen Staaten Krast und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 7ten November 1827.

(I. S.)
Königl. Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vor-
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Vorstehende Erklarung wird, nachdem solche gegen eine ubereinstimmende,
von dem Großherzoglich-Mecklenburg-Schwerinschen Geheimen Ministerio unterm
24 stenNovember 1827. vollzogene, Erklärung ausgewechselt worden ist, unter
Bezugnahme auf die Allerhöchste Kabinetsorder vom löten August 1827.
(Gesetzsammlung Pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen
Kenntniß gebracht.

Berlin, den 9ten Januar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

(No. 1114.) Ministerial-Erklärung vom 27 tlen November 1827.,, über die mit der Gros-
hergoglich -Mecklenburg = Strelitzschen Regierung getroffene Vereinbarung,
die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beider-
leitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.

O. Königlich-Preußische Minislerium der auswärtigen Angelegenheiten er-
klärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majestät dem Könige ihm dazu
ertheilten Ermächtigung:

nachdem die Großherzoglich -Mecklenburg-Sorelitzsche Regierung die
Zusicherung ertheilt hat, daß vorläausig, und bis es nach Artikel 18.
der deutschen Bundesakte zu einem gemeinsamen Beschlusse wegen
Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger gegen den
Bächer-Nachdruck kommen wird, jedem Preußischen Unterthan, er
sey Schriftsteller oder Verleger, der in dem Fall ist, auf ein Privi-
legium wider den Nachdruck und dessen Verbreitung bei der Groß-
berzoglichen Regierung anzutragen, ein solches nach denselben Rück-
sichten, wie es geschehen würde, wenn der Nachsuchende ein Groß-
berzoglich-Mecklenburg=StrelitzscherUnterthanwäre,jederzeitin
gewöhynlicher Form, ohne allen Kostenansatz, ertheilt werden, und der
damit versehene Königlich -Preußische Unterthan von den Großherzog=
lichen Gerichten und Behörden in der Aufrechthalkung des ertheilten
Mivilegiums, einem wider den Nachdruckprivilegirten Großherzoglich=
Mecklenburg-Strelitzschen Unterthan gleich geachtet und geschützt,
auch zu dem Behuf eine angemessene Verordnung an alle betreffende
Behörden des Großherzogthums erlassen werden solle;

A2 aß
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daß das Verbot wider den Bücher-Nachdruck, so wie solches bereits im
gangen Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inländischen
Schriftsteller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden
Gesetzen besteht, auch auf die Schriftsteller und Verleger des Großherzogthums
Mecklenburg = Strelitz Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck oder
dessen Verbreitung begangene Frevel gegen letztere nach denselben gesetzlichen
Vorschriften beurtheilt und geahndet werden solle, als handele es sich von
beeinträchtigten Schriftstellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegenwärtige Erklärung soll, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von Seiten des Großherzoglich-Mecklenburg-Strelitzschen Staats-Ministerü voll-
zogene, Erkläzung ausgewechselt worden sepn wird, durch öffentliche Bekannt-
machung in den diesseitigen Staaten Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 27sten November 1827.

(I. S.)
Königl. Preußisches Ministerium der auswartigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vorslehende Erklärung wird, nachdem solche gegen eine übereinslim-
mende, von dem Großherzoglich-Mecklenburgschen Staats-Ministerio zu Neu-
Strelitz unterm 13ten Dezember 1827 vollzogene, Erklärung ausgewechselt
worden ist, unter Bezugnahme auf die Allerhöchsie Kabinets-Order vom 16ren
August 1827. (Gesetz-Sammlung pPro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch
zur offentlichen Kenntniß gebracht.

Berlin, den 8ten Januar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

G.4145.)
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(No. 1115.) Allerhöchste Kabinersorder vom Iten Dezember 1827., die Ernennung des
Herzogs Carl von Mecklenburg Hoheit, zum Präsidenten des Staaksraths
betreffend.

5(75
Ich mache dem Staatsrath bekannt, daß Ich den Herzog Carl von Mecklen-
durg in dem von Seiner Hoheit bisher zu Meiner Zufriedenheit geführten Vorsitz
im Staatsrathe besiätigert und zum Präsidenten desselben ernannt, auch zugleich
bestimmt habe, daß in allen Fällen, wo der Präsident des Staatsraths nicht
einer der verwaltenden Minister ist, derselbe als solcher die Befugniß haben
soll, den Versammlungen des Staatsministeriums nach seiner Wahl beizuwohnen,
ohne Mitglied desselben zu seyn. Ich habe die nähern Bestimmungen hierüber
dem Staarsministerium bekannt gemacht.

Berlin,den 9ten Dezember 1827.

Friedrich Wilhelm.
An den Staatsrath.

(No. 1116.)7
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(No. 1116.) Allerböchste Kabinetsorder vom Jüsten Dezember 1827., das Verfabren bei
Anstellung der Subaltern-Beamten der Justizbehörden betreffend.

A.“ Ihren Bericht vom 4ten Dezember c. bestimme Ich, für die Provinzen,
in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung als
Gesetze geltren, zur Erleichterung der Behörden und Beschleunigung des Ge-
schäftsganges:

1) Vom isten Jannar künftigen Jahres an, wird die bisher von Ihnen
bewirkte Anstellung der Subalternen bei den Ober= und Untergerichten,
mit Ausnahme der Rendanten und Sekretarien bei den kollegialisch formir-
ten Gerichten, den Chef-Präsidenten der Landes-Justizkollegien über
tragen.

2) Der Chef-Präsident muß die anzustellenden Subjekte vor der Anflellung
dem Landes-Justizkollegium anzeigen, um dessen Aeußerungen darüber zu
vernehmen, deren Würdigung übrigens dem Chef-Prsidenten lediglich
überlassen bleibt.

3) Bei der Auswahl der Subaltern-Beamten und bei Regulirung des Dienst-
Einkommens, sind von den Chef-Präsidenten alle diejenigen Vorschriften
zu beobachten, welche gegenwärtig den Landes-Justizkollegien bei ihren
Vorschlägen als Norm gegeben sind. Auf die vom Justizminister besonders

designirten und empfohlenen Subjekte, ist vorzüglich Rücksicht zu nehmen.
4) Die von dem Chef-Bräsidenten gewählten Subjekte erhalten eine, im

Namen des Landes-Justizkollegiums ausgefertigte Beställung, welche die
Bezeichnung des Amtes, das dafür ausgesetzte Diensteinkommen, die
Bestimmung des Zeitpunkts, von welchem dieses anfängt und die Angabe
der Kasse, auf welche es angewiesen wird, enthalten muß.

5) Die Chef-Präsidenten der Landes-Justizkollegien, sind bei den, ihrer Be-
setzung überlassenen Stellen auch berechtigk, aus vakant gewordenen Besol-
dungen und Emolumenten, in so weit Gehaltserhöhungen zu bewilligen,
als dadurch die nach dem Normal-Etat für die betreffende Stelle ausgesetzten
Besoldungssätze nicht überschritten, auch derjenigen Dienstkathegorie, zu
welcher die Stelle gehört, aus deren Gehalt die Erhöhung genommen
werden soll, im Ganzen nichts entzogen wird.

60 Wenn ein vom Chef-Präsidenten angestellter Subaltern-Beamter zur Unter-
suchung gezogen, oder vom Amte suspendirt werden soll; so ist das bisher
vorgeschriebene Verfahren auch ferner zu beobachten.

7) Denjenigen Beamten, welche die Chef-Präsidenten anzustellen befugt sind,
können diese auch die Entlassung ertheilen, wenn solche ohne Vorbehalt
einer Pension nachgesucht wird.

· 8) Ueber
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8) Ueber die Ertheilung des Abschiedes mit Pension, muß jederzeit an den
Justizminister berichtet werden.

9) Für die Ausfertigung der Bestallung und Abschiede, desgleichen für die
Gehaltszulagen, werden die Kanzleigebühren nach der Kanzleigebührentare
vom 4ten Junius 1801., und die Stempel nach dem Gesetze von der
Stempelsteuer vom 7ten Mätz 1822. angesetzt, und zur Kasse des Landes-
Justizkollegiums eingezogen.

10)) Veränderungen mit den Diensistellen selbst, dürfen nicht ohne höhere Ge-
nehmigung vorgenommen werden. "

Ich authorisire Sie, diesen Meinen Allerhöchsten Vefehl durch die Ge-
setzsammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, auch die Chef-Präsidenten
der Landes-Juflizkolleglen mit näherer Instruktion zu seiner Ausführung zu
versehen.

Berlin, den 3Z1sten Dezember 1827.

Friedrich Wilhelm.
An .

den Staats= und Justizminister Grafen von Dauckelman.

(No. 1117.) Ministeriol-Erklärung vom Sten Januar 1828., über die mit der Herzoglich-
Sachsen-Altenburgischen Regierung getroffene Vereinbarung, den Schutz
der Rechte der Schriftsieller und Verleger in den belderseitigen Staaten
wider den Bücher-Nachdruck betreffend.

D., Königlich -Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
erklärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Mojestat ihm ertheilten Er-
mächtigung:

nachdem die Herzoglich-Sachsen-Altenburgische Regierung die Zu-
sicherung ertheilt hat, daß vorlaufig und bis es nach dem Artikel 18.
der deutschen Bundesakle zu einem gemeinsamen Beschlusse zur Sicher-
stellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger wider den Bücher-

Naachdruck kommen wird, die in den Herzoglichen Landen zu Gunsten
den einheimischen Schriftsteller und Verleger gegenwaärtig bestehende
Verordnung wider den Bücher-Nachdruck, in ganz gleichem Maaße
auch zum Schutze der Schriftsteller und Verleger der Königlich-
Preußischen Monarchie gültig erklärt und in Anwendung gebracht
werden soll; «

daß
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daß das Verbot wider den Bücher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der Iinliändischen Schrift-
steller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen
besteht, auch auf die Schrifrsteller und Verleger des Herzogthums Sachsen-
Altenburg Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck und dessen Ver-
breitung begangene Frevel gegen letztere, nach denselben gesetzlichen Vorschriften
beurtheilt und geahndet werden solle, als handele es sich von beeinträchtigten
Schriftstellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegenwärtige Erkl#rung soll, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von dem Herzoglich-Sächsischen Geheimen Ministerio zu Altenburg vollzogene,
Erklrung ausgewechselt worden seyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung
in den diesseitigen Staaten Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 8ten Januar 1828.

(I. S.)
Konigl. Preuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vorstehende Erklärung wird, nachdem solche gegen eine übereinstimmende,
von dem Herzoglich=SächsischenGeheimenMinisteriozuAltenburgunterm
21sten Dezember 1827. vollzogene, Erklärung ausgewechselt worden ist, unter
Bezugnahme auf die Allerböchste Kabineksorder vom 16ten August 1827.
(Gesetzsammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur offentlichen
Kenntniß gebracht.

Berlin, den 8ten Jannar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

No. 1118.)



(tio 118.) Ministerlal-Erklarung vom Sten Januar 1828., über die mit der Fürfllich-
Hohenzollern=Hechingenschen Regierung getroffene Bereinbarung, den
Schutz der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen
Staaten wider den Böchernachdruck betreffend.

D., Königlich-Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
erklärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majestckt ihm ertheilten Ermäch-
tigung: .

nachdem von derFmiillich-Hohenzollern-Hechingenschen Regierung
die Zusicherung gemacht worden ist, daß, mit WVorbehalt der zur
Sicherltellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger gegen den
Bächernachdruck noch zu verfügenden, undin Gemaßheit des Artikels 18.
der deurschen Bundesakte allgemein zu erwartenden Maaßregeln,
vorldufig eine besondere Verfügung, wodurch der Büchernachdruck
und dessen Verbreikung im Fürstenthum Hohenzollern-Hechingen mit
Konfiskation und einer Geldbuße von Zehn Thalern zu bestrafen ist,
erlassen, und insbesondere zum Schutze der Schriftsteller und Verleger
in der Preußischen Monarchie in Anwendung gebracht werden soll;

daß das Verbot wider den Büchernachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inlandischen Schriftsteller
und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen besteht,
auch auf die Schriftsteller und Verleger des Furstenthums Hohenzollern-Hechingen,
Anwendung finden, und mithin jeder, durch Nachdruck oder dessen Verbreitung
begangene Frevel gegen letztere, nach denselben gesetzlichen Bestimmungen beurtheilt
und geahndet werden solle, als handele es sich von beeintrachtigten Schrift-
stellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegenwartige Erklarung soll, nachdem sie gegen eine ubereinstimmende,
von der Furstlich-Hohenzollern-Hechingenschen Regierung vollzogene, Erklarung
ausgewechselt worden seyn wird, durch offentliche Bekanntmachung in den
diesseitigen Staaten Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 8ten Januar 1828.

(I. S.)
 HZioigl. Preuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Jabrgang 15828. (ad No. 1. — 1116 — 1120.) B Vor-
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Vorslehende Erklärung wird, nachdem solche gegen eine übereinstimmende,
von der Fürstlich = Hohenzollernschen Regierung zu Hechingen unterm 3o0sten
November 1827.vollzogene, Erklärung ausgewechselt worden ist, unter Bezug-
nahme auf die Allerhöchste Kabincisorder vom 161en August 1827. (Gesetz-
sammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichenKenntniß
gebracht.

Berlin, den Zten Januar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

(No. 1119.) Minlsterial-Erklärung vom 9ten Januar 1828., Üüber die mit der Herzoglich-
Anhalt-Bernburgschen Regierung getroffene Vereinbarung, den Schutz der
Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderscitigen Staaten wider
den Bücher-Nachdruck betreffend.

D. Königlich-Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
erklärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majeslät ihm ertheilten Er-
mächtigung:

nachdem die Herzoglich-Anhalt -Bernburgsche Regierung die Zu-
sicherung ertheilt hat, daß vorläufig und bis es in Folge des 1 ten
Arkikels der deutschen Bundesakte zu einem gemeinsamen Beschlusse
zur Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger wider
den Nachdruck kommen wird, die unterm 2ten Dezember 1827. er-
lassene Herzogliche Verordnung wider den Bücher-Nachdruck, in ganz
gleichem Maaße zu Gunsten der Schriftsteller und Verleger in den
Königlich-Preußischen Staaten Anwendung sinden soll;

daß das Verbot wider den Bücher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Prcußischen Monarchie, zum Schutze der inländischen Schrift-
steller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltender Gesetzen
besieht, auch auf die Schriftsieller und Verleger des Herzogthums Anhalé=
Betnburg Anwendung finden, mithin jeder durch Bücher-Nachdruck oder dessen
Verbreitung begangene Frevel gegen letztere, nach denselben gesetzlichen Vor-
schriften beurtheilt und grahndet werden soll, als handele es sich von beein-
trachtigten Schriftsieliern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegen-



Gegenwartige Erklarung soll durch offentliche Bekanntmachung in den
diesseitigen Staaten Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den Nten Januar 1828.

(I. 8.)
Konigl. Preuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenhciten.

v. Schönberg.

Vorsiehende Erklérung wird, nachdem die Herzoglich-Anhalt-Bern-
burgsche Regierung durch den KF. 7. der öffentlich bekannt gemachten Ver-
ordnung vom 26ten Dezember 1827. wider den Nachdruck, erklärt har, daß die
Besiimmungen dieser Verordnung in ganz gleichem Maaße auf die Schriftsieller
und Verleger der Preußischen Monarchie Anwendung finden sollen, unter Be-
zugnahme auf die Allerhöchste Kabineksorder vom 1öten August 1827. (Ge-
setsammlung Pro 1327. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen
Kenmtniß gebracht.

Berlin, den 9ten Januar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

(No. 1120.) Ministerial-Erklärung vom 10en Januar 1828., über die mit der Fürstlich-
Reuß-Schleitzischen und Fürstlich-Reuß-Lobensteinschen Regierung zu Gera
getrossene Vereinbarung, den Schutz der Rechte der Schrtsteller und Ver-
leger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.

D. Königlich-Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
erklärt hierdurch, in Gemaßheit der von Seiner Majeslät ihm ertheilten Er-
mächtigung:

nachdem von der Fürsllich = Reuß-Schleitzischen und von der Fürsllich=
Reuß-Lobensteinschen Regierung die Zuslcherung ertheilt worden ist, daß
vorlaäufig und bis es in Gemätheit des Artikels 18. der deutschen Bun-
desakte zu einem gemeinsamen Beschkusse zur Sicherstellung der Rechte
der Schriftsieller und Verleger wider den Bücher-Nachdruck kommen wird,
der Bücher-Nachdruck in den Fürstlich-Reußischen Landen durch eine besondere
Verordnung verboten werden und die Bestümmungen dieser Verordnung
zu Gunsten der Schriftsieller und Verleger in der Preußischen Monarchie
ganz gleiche Anwendung finden sollen;

daß



daß das Verbot wider den Bucher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inlandischen Schrift-
steller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen
besteht, auch auf die Schriftsteller und Verleger in den Fürstenthümern Reuß-
Schleitz und Reuß-Lobenslein Anwendung finden, mithin jeder durch Bücher-
Nachdruck oder dessen Verbreitung begangene Frevel gegen letztere, nach den-
selben gesetzlichen Vorschriften beurtheilt und geahndet werden soll, als handele
es sich von beeinträchtigten Schriftsiellern und Verlegern in der Preußischen

Monarchie selbh.
Gegenwartige Erklarung soll, nachdem sie gegen eine uberstimmende,

von der gemeinschaftlichen Fursilichen Regierung zu Gera vollzogene, Erklarung
ausgewechselt worden seyn wird, durch offentliche Bekanntmachung in den dies-
seitigen Staaten Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 10ten Januar 1828.

(L. S)
Konigl. Preußisches Ministerium der auswartigen Angelegenheiten.

v. Schonberg.

Vorstehende Erklarung wird, nachdem solche gegen eine übereinstimmende,
von der Fürsilich-Reußischen gemeinschaftlichen Regierung zu Gera unterm
24 stenDezember v. J. vollzogene, Erklärung ausgewechselt worden ist, unter
Bezugnahme auf die Allerhöchste Kabinetsorder vom 1614en August 1827.
(Gesetz-Sammlung Pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen
Kennt#niß gebracht.

Berlin, den 12ten Januar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.



Gesetz Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

— No. 2. —

(Xo. 1121.) Ministerial-Erklárung vom 1#ten ezember 182v., U#
lich-Anhalt-Dessauschen Regierung getroffene erein
der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den
wider den Bücher-Nachdruck betreffend.

D. Königlich-Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten er-
klärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majestät dem Könige ihm dazu
ertheilten Ermächrigung:

nachdem von der Herzoglich-Anhalt-Dessauschen Regierung die Zu-
sicherung ertheilt worden ist, daß vorläufig und bis es in Gemäßheit
des Artikels 18. der deutschen Bundesakle zu einem gemeinsamen Be-
schlusse zur Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger
kommen wird, die unterm 15|1en November 1827. erlassene Herzog-
liche Verordnung gegen den Bücher-Nachdruck und den Handel mit
nachgedruckten Büchern zu Gunsten der Verlags-Artikel der Schrift-
steller und Verleger der Königlich-Preußischen Monarchie ganz gleiche
Anwendung finden solle;

daß das Verbot wider den Bücher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inländischen Schrift-
sieller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen,
besteht, auch auf die Schriftsteller und Verleger des Herzogkhums Anhalt-Dessau
Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck oder dessen Verbreitung be-
Jangene Frevel gegen letztere, nach denselben gesetzlichen Vorschriften beurtheilt
und geahndet werden solle, als handele es sich von beeinträchtigten Schrift-
stellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

No. 2.— Go. 11201— 1123) C Gegen-

(Ausgegeben 3SI sten Jannar 1828.)
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Gegenwartige Erklarung soll, nachdem sie gegen eine ubereinstimmende,
von der Herzoglich-Anhalt-Dessauschen Regierung vollzogene, Erklarung aus-
gewechselt worden seyn wird, in den diesseitigen Staaten Kraft und Wirksam-
keit erhalten.

Berlin, den 1 #ten Dezember 1827.

¶. S.)
Königl. Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vorstehende Erklrung wird, nachdem solche gegen eine übereinstimmende,
von der Herzoglich-Anhalt-Dessauschen Landesregierung unterm 22#dten Dezem-
ber 1827. vollzogene, Erklärung ausgewechselt worden ist, unter Bezugnahme
auf die Allerhöchste Kabinetsorder vom 161en August 1827. (Gesetzsammlung
Pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Berlin, den 171ten Januar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

(No. 1122.) Mlmnisterial -Erklärung vom äten Januar 1828., über die mit der Großher-
zoglich -Badenschen Regierung getroffene Vereinbarung, die Sicherstellung
der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderfeicigen Staaten

O# wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
as Königlich-Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten er-

klärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majestät dem Könige ihm dazu
ertheilten Ermächtigung:

nachdem die Großherzoglich -Badensche Regierung die Zusicherung er-
theilt hat, daß vorläufig und bis es nach Artikel 18. der deutschen
Bundesakte zu einem gemeinsamen Beschlusse wegen Sicherstellung
der Rechte der Schriftsteller und Verleger gegen den Bücher-Nachdruck
kommen wird, das Verbot wider den Bücher-Nachdruck, so wie solches
bereits im ganzen Bereiche des Großherzogthums Baden zum Schutze
der inländischen Schriftsteller und Verleger besteht, auch auf die Schrift=
steller und Verleger der gesammten Königlich-Preußischen Staaten
Anwendung finden und mithin jeder durch Nachdruck oder dessen Ver-
breitung gegen letztere begangene Frevel nach denselben gesetzlichen Vor-
schriften beurtheilt und geahndet werden solle, als handele es sich
von beeinkrachtigten Schriftstellern und Verlegern in den Großherzog=
lich -Badenschen Landen selbst;



daß das Verbot wider den Bucher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie zum Schutze der inländischen Schrift-
steller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen
besteht,, auch auf die Schriftsteller und Verleger des Großherzogthums Baden
Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck oder dessen Verbreitung be-
gangene Frevel gegen letztere, nach denselben gesetzlichen Vorschriften beurkheilt
und geahndet werden soll, als handele es sich von beeintrachtigten Schriftstellern
und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegenwartige Erklérung soll, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von dem Großherzoglich-Badenschen Ministerio des Großherzoglichen Hauses
und der auswärtigen Angelegenheiten vollzogene, Erklärung ausgewechselt wor-
den seyn wird, durch offentliche Bekanntmachung in den diesseitigen Staaten
Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 4ten Januar 1828.

(L. 8.) "
Konigl. Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vorstehende Erklärung wird, nachdem solche gegen eine übereinslämmende,
von dem Großherzoglich-Badenschen Ministerio des Großherzoglichen Hauses
und der auswärtigen Angelegenheiten vollzogene, Erklrung ausgewechselt worden
ist, unter Bezugnahme auf die Allerhöchste Kabinetsorder vom 161en August 1827.
(Gesetzsammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen
Kenntniß gebracht.

Berlin, den 25sten Januar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

Jo. 1123.) Ministerial-Erkldrung vom 1 8ten Januar 1828., über die mit der Fürstlich-
Reuß-Plauischen Regierung älterer Linie getroffene Vereinbarung, die
Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen

D Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
as Königlich-Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten er-

klärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majestät dem Könige ihm ertheilten
Ermachtigung:

nach *



nachdem von der Fürfsllich-Reuß-Mlauischen Regierung dlkerer Linie
die Zusicherung ertheilt worden ist, daß vorlaufig und bis es in Folge
des Artikels 18. der deutschen Bundesakte zu einem gemeinsamen Be-
schlusse zur Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verseger
wider den Nachdruck kommen wird, in den Fürstlich-Reuß-Mlauischen
Landen der Bücher-Nachdruck und dessen Verbreitung bei Strafe der
Konfiskation und einer Geldbuße von Einhundert Thalern verboten
seyn soll und zwar ohne Unterschied, ob dabei inländische oder Schrift-
steller und Verleger der Preußischen Monarchie beeinträchtiget sind;

daß das Verbot wider den Bücher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie, nach den in den einzelnen Provinzen
geltenden Gesetzen, zum Schutze der inländischen Schriftsteller und Verleger
besteht, auch auf die Schriftsteller und Verleger in den Fürstlich-Reuß-Mlauischen
Landen Anwendung finden, mithin jeder durch Bücher-Nachdruck oder dessen
Verbreitung begangene Frevel gegen letztere, nach denselben gesetzlichen Bestim-
mungen beurtheilt und geahndet werden solle, als handele es sich von beein-
trächtigten Schriftstellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegenwärtige Erklärung soll, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von der Fürstlich-Reuß-Plauischen Regierung dlterer Linie vollzogene, Erklärung
ausgewechselt worden seyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung in den dies-
seitigen Staaten Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 18ten Januar 1828.

(L. S.)
Königl. Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vorstehende Erklarung wird, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von der Fürstlich-Reuß-Plauischen Regierung alterer Linie zu Greiz unterm
2ten Januar d. J. vollzogene, Erklärung ausgewechselt worden ist, unter
Bezugnahme auf die Allerhöchste Kabinetsorder vom 164ten August 1827.
(Gesetzsammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen
Kenntniß gebracht.

Berlin, den 18ten Januar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Stagten.

 JNo. 3.—

(o. 1124.) Mlusterial-Erklärung vom 1#t##n Dezember 1827., über die mit der
Königlich=DänischenReglerunggetrasseneVereinbarung,dieSicher-
stellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den diesseitigen
Staaten und den drei Herzogthümern Holstein, Lauenburg und Schleswig,
wider den Bücher-Nachdruck betreffend.

D. Königlich -Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
erklart hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majestät dem Könige ihm dazu
erkheilten Ermächtigun:

nachdem von der Köntsglich= Ocnischen Regierung die Zusicherung er-
theilt worden ist, daß nicht nur für den Umfang der zum deutschen
Bunde gehbrigen beiden Herzogthümer Holslein und Lauenburg vor-
läufig und bis es nach Artikel 18. der deurschen Bundesakte zu einem
gemeinsamen Beschlusse wegen Sicherstellung der Rechte der Schrift-
sieller und Verleger gegen den Bücher-Nachdruck und dessen Verbrei-
tung in den gesammten Bundes-Ländern kommen wird, sondern auch
für den Umfang des Herzogthums Schleswig, jedem Preußischen
Unterthan, er sey Schriftsteller oder Verleger, der in dem Falle ist,
auf ein Privilegium wider den Nachdruck und dessen Verbreitung bei
der Königlich-Dänischen Regierung anzutragen, ein solches Privilegium
in der Art kostenfrei erheilt werden solle, daß das Werk in 20 Jahren,
vom Tage der Ausstellung des Privilegii, nicht nur in den zum deut-
schen Bunde gehörigen beiden Herzogthümern Holstein und Lauenburg,
sondern auch in dem Herzogthum Schleswig weder nachgedruckt, noch
ein anderswo verfertigter Nachdruck davon in den genannten drei Her-
zogthümern verkauft werden soll, bei Strafe der Konfiskation aller bei
dem Nachorucker oder in den Buchhandlungen vorräthigen Exemplare
des Nachdrucks und einer Geldbuße, welche dem Ladenpreise von
Fänfhundert Eremplaren des Originals gleich kommt;

Jahegang 1828. No. 3. — (No. 1124 — 4127.) D daß

(Ausgegeben zu Berlin den 13ten Februar 1828.)
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daß das Verbot wider den Bucher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inland ischen Schrift-
steller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen,
besteht, auch auf die Schriftsteller und Verleger der zum deutschen Bunde
gehorigen Herzogthumer Holstein und Lauenburg, so wie des Herzogthums
Schleswig Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck oder dessen Ver-
breitung begangene Frevel gegen letztere, nach denselben gesetzlichen Vorschriften
beurtheilt und geahndet werden solle, als handele es sich von beeinträchtigten
Schriftstellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegenwärtige Erklärung soll, nachdem sie gegen zwei übereinstimmende,
die eine in Beziehung auf die zum deutschen Bunde gehbrigen Herzogthümer
Holstein und Lauenburg, die andere rücksichtlich des Herzogthums Schleswig,
von dem Königlich-Dänischen Ministerio vollzogene Erkldrungen ausgewechselt
worden seyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung in den diesseitigen Staaten
Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 1 1ten Dezember 1827.

(I. S.)
Königl. Preußisches Ministerium der auskbärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vorstehende Erklärung wird, nachdem solche gegen zwei übereinstimmende,
die eine in Beziehung auf die zum deutschen Bunde gehörigen Herzogthümer
Holstein und Lauenburg, die andere rücksichtlich des Herzogthums Schleswig
von dem Königlich-Dänischen Departement der auswärtigen Angelegenheiten
unterm 29sten Januar 1828. vollzogene Erklärungen ausgewechselt worden ist,
bierdurch unter Beziehung auf die Allerhöchste Kabinetsorder vom 1ten
August 1827. (Gesetzsammlung Pro 1827. No. 17. Seite 123.), zur offent-
lichen Kenntniß gebracht.

Berlin, den 7ten Februar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

(No. 11285.)
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[o. 4125.) Allerhöchsie Kabinetsorder vom Zten Januar 1828., wodurch der K. 69, der
Jollordnung vom 2 6ten Mal 1818., inVeiuff des Anspruchs auf den
Erlatz der Steuer von den Eigenthümem solcher Waaren, welche in die

Packhofölager nicdergelegt und daselbst durch zufalligeEreigtisse vermindert
u werden, deklarirt wird.
i die Reklamationen der Eigenthumer solcher Waaren, welche in die Pack-

hofslager niedergelegt und daselbst durch zufallige Ereignisse vermindert worden,
in Berufung auf die Bestimmung des &amp;. 69. der Zollordnung vom 26s8en Mai
1818. zu beseitigen, setze JIch hierdurch nach Ihrem Antrage fest, daß unter den
zufclligen Ereignissen, welche nach dem angeführten K. 69. der Zollordnung
einen Anspruch auf den Erloß der Steuer begründen, nicht eine Verminderung
des Gewichts, die durch Eintrocknen, Einzehren, Verstäuben und Verdunsten
der Waaren entsteht, verstanden werden kann. Ich überlasse Ihnen, diese
Deklaration bekannt zu machen und die Behörden dem gemäß mit der erfor-
derlichen Anweisung zu versehen. Berlin, den Zien Januar 1828.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Finanzminister von Motz.

No. 1426.) Deklaration der Strafbestimmungen bei solchen Steuer-Defraudationen, wo das
defraudirte Objekt zugleich mit einer Kommunalabgabe belegt ist. Vom
27 stenJanuar 1828.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. 2c.

Zur Beseitigung der Zweifel, welche darüber entstanden sind, wie die
Strafe solcher Steuer-Defraudationen zu bestimmen sey, welche in Bezirken
begangen sind, wo neben der in die Staatskassen fließenden Abgabe zugleich
nach K. 13. des Gesetzes vom 30sten Mai 1820. über die Einrichtung des
Abgabemwesens, ein Zuschlag für Bezirks= oder Gemeineausgaben erhoben
wird, erklären Wir, auf den Antrag Unsers Staatsministeriums und nach erstarte-
tem Gutachten Unsers Scaatsraths, hierdurch die in solchen Fallen zur Anwen-
dung kommenden gesetzlichen Strafbestimmungen dahin:

daß die durch die Defraudation verwirkte Strafe nicht nach dem Be-
trage des zu den Staatskassen fließenden Theils der Abgabe allein,
sondern nach dem durch Zurechnung des Zuschlages sich ergebenden
Gesammtbetrage derselben abzumessen, auch die Strafe ganz und unge-
theilt so zu verwenden ist, wie es in den Fällen geschiehet, wo ein
Zuschlag für Bezirks= und Gemeineausgaben nicht erhoben wird.

Urkund-
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Urkundlich unter Unserer Allerhochsteigenhandigen Unterschrift und bei-
gedrucktem Koniglichen Insiegel. Gegeben Berlin, den 27sten Januar 1828.

L. 8.) Friedrich Wilhelm.
Carl, Herzog von Mecklenburg.

v. Schuckmann. Graf v. Danckelman. v. Mog.
« Beglaubigt: Friese.

JNo. 11271) Ministerial-Erklärung wegen Verlängerung der Konvention vom 23sten Juni
1821., das Revisionsverfahren auf der Elbe betreffend, auf einen semeren

z# JZeitraum von sechs Jahren. Vom 2ten Februar 1828.D. die zwischen Ihren Majesickten den Königen von Preußen, Sachsen, Groß-
britannien und Irland als König von Hannover, und Dänemark, imgleichen
Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Mecklenburg-Schwerin unter
dem 23ten Juni 1821. abgeschlossene Konvention, wegen des Revisions-Verfah-
rens auf der Elbe, mit dem letzten Dezember des vergangenen Jahres abgelaufen
ist, die Regierungen von Sachsen, Hannover, Dänemark und Mecklenburg-
Schwerin aber, nach der von ihnen über die Zweckmäßigkeit dieser Konvention
bisher gemachten Erfahrung, in dem Wunsche übereingekommen sind, daß die Dauer
derselben, dem in ihrem Artikel 8. ausgesprochenen Vorbehalte gemäß, verlängert
werde, und von Seiten der Preußischen Regierung dem desfalligen Vorschlage beige-slimmt worden ist: so wird, in.Folge der hierab . Statt gefundenen Vereinbarung,
von Seiten der Königlich-Preußischen Regierung in Beziehung auf die ihr deshalb
angekommenen gleichlautenden Zusicherungen der übrigen bet Algten Regierungen,ieburch insbesondere der Königlich-Sächsischen Regierung die Erklärung gegeben:

daß Preußischer Seits die gedachte Konvention vom 26tlen Juni 1821. in allen
ihren Bestimmungen als noch auf anderweitige sechs Jahre, mithin bis zum
Zisten Dezember 1833. verlängert und in Kraft bestehend anerkannt werde.

Berlin, den 2ten Februar 1828.

(L S.)
Konigl. Preußisches Ministerium der auswartigen Angelegenheiten.

Graf v. Bernstorff.

Vorstehende Ministerial-Erklärung wird, nachdem solche gegen eine über-
einstimmende, von dem Kböniglich-Sächsischen Kabiners-Ministerio unter dem
24sien Dezember v. J. vollzogene, Erklárung ausgewechselt worden ist, hierdurch
mit der Bemerkung zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß ein Austausch ähn-

licher Erklärungen auch mit der Kdniglich -Großbrikannisch-Hannöverschen, der
Königlich-Dänischen und derGroßerzoglich-Mecklenburg-Schwerinschen Regie-rung Statt gefunden hat. Berlin, den 8ten Febrnar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
Graf v. Bernstkorff.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 No. 4.

([No. 1128.) Ministerial-Erklärung vom 26ften November 1827., über die mit der Fürstlich-
Waldeckschen Regierung getroffene Vereinbarung, die Sicherstellung der Rechte
der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-

D Nachdruck betreffend.as Kôöniglich-Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiren
erklärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Majestät dem Könige ihm dazu
ertheilten Ermächtigung:

nachdem von der Fürstlich-Waldeckschen Regierung die Zusicherung ertheilt
worden ist, daß vorlausig und bis es nach dem Artikel 18. der deutschen
Bundesakte zu einem gemeinsamen Beschlusse zur Sicherstellung der Rechte
der Schriftsteller und Verleger kommen wird, in dem Fürstenthum Waldeck
eine besondere Verordnung, welche den Bücher-Nachdruck und dessen Ver-
breitung ausdrücklich verbietet, erlassen und diese Verordnung zu Gunsten
der Verlagsartikel der Schriftsteller und Verleger der Königlich-Preußischen
Monarchie ganz gleiche Anwendung finden solle;

daß das Verbot wider den Bücher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inländischen Schrift-
steller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen,
besteht, auch auf die Schriftsteller und Verleger des Fürstenthums Waldeck
Anwendung finden, mithin jeder durch Nachdruck oder dessen Verbreitung be-
gangene Frevel gegen letztere, nach denselben gesetzlichen Vorschriften beurtheilt
und geahndet werden solle, als handele es sich von beeinträchtigten Schrift-
stellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegenwärtige Erklärung soll, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von der Fürstlich-Waldeckschen Regierung vollzogene, Erklärung ausgewechselt
worden seyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung in den diesseitigen Staaten
Kraft und Wirksamkeit erhalten. Berli , den 20sten November 1827.

(I. 8)
Kdnigl. Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Fobrgang 1823. No. 4. — (o. 1128 — 1130.) E Vor-

(Ausgegeben zu Berlin den 24/en Marz 1828.)
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Vorstehende Erklarung wird, nachdem solche gegen eine übereinstimmende,
von der Fürsilich-Waldeckschen Regierung zu Ärolsen unterm 8ten Marz
d. J. vollzogene, Erklärung ausgewechselt worden ist, unter Bezugnahme auf
die Allerhöchste Kabinetsorder vom 16ten August 1827. (Gesetz-Sammlung
pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffenklichen Kenntniß gebracht.

Berlin, den 18ten März 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

(No. 1129.) Mlnisterlal-Erklärung vom 184en Jamtar 1828., über dle mit der Groß-
herzoglich=Sachsen-WeimarschenReglerunggekroffeneVereinbarung,die
Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen

D Staaten wider den Bücher-Nachdruck bekreffend.
as Königlich -Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten

erklärt hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Königlichen Majestät ihm
ertheilten Ermächtigung:

nachdem die Großherzoglich= Sachsen-Weimarsche Regierung die Zu-
sicherung ertheilt hat, daß vorläufig und bis es in Gemäßheit des
Artikels 18. der deutschen Bundesakte zu einem gemeinsamen Beschlusse
zur Sicherslellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger wider
den Bücher-Nachdruck kommen wird, jedem Preußischen Unterthan,
er sey Schriftsteller oder Verleger, der in dem Falle ist, auf ein
Privilegium wider den Bücher-Nachdruck bei der Großherzoglich-
Sachsen-Weimarschen Regierung anzutragen, ein solches Prioilegium
nach denselben günstigen Rücksichten, wie es geschehen würde, wenn
der Nachsuchende ein Großherzoglich=Sachsen-WeimarscherUnterthan
wäre, in der Art kostenfrei ertheilt werden soll, daß die Dauer des
Prioilegiums auf fünf und zwanzig Jahre und als Strafe die Kon-
fiskarion der nachgedruckten Exemplare zum Besten des Priovilegirten
festgesetzt, überdies auch eine, bei jedem einzelnen Falle im Voraus
zu bestimmende Entschädigungs-Summe von dem Uebertreter an den
Mivilegirten gezahlt werden soll;

daß das Verbot wider den Bücher-Nachdruck, so wie solches berelts im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inländischen Schrift-
steller und Berleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen
besteht, auch auf die Schriftsteller und Verleger des Großherzogehums Sachsen-
Weimar Anwendung finden, mithin jeder durch Bürher-Nachdruck oder dessen
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Verbreitung begangene Frevel gegen letztere, nach denselben gesetzlichen Vor-
schriften beurtheilt und geahndet werden solle, als handele es sich von beein-
twächtigten Schrifestellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegemwir#ge Erklirung soll, nachdem sie gegen eine übereinslimmende,
von dem Großherzoglich= Sachsen-Weimarschen Staatsminislerio vollzogene, Er-
klcrung ausgewechselt worden seyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung in
den diesseitigen Staaten Kraft und Wirksamkeit erhalken.

Berlin, den 18ten Januar 1828.

(L 8.)
Königl. Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vorstehende Erklärung wird, nachdem sie gegen eine wesentlich überein-
stimmende, von dem Großherzoglich=SächsischenSraatsministeriozuWeimar
unterm isten Februar d. J. vollzogene, Erklärung ausgewechselt worden ist,
unter Bezugnahme auf die Allerhöchste Kabineksorder vom 1ten August 1827.
(Gesetzsammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen
Keuntniß gebracht.

Berlin, den 15ten Februar 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

(No. 1130.) Ministerial-Erklärung vom 19ten Februar 1828., Über die mit dem König-
reich Würtemberg getroffene Vereinbarung, die Sicherstellung der Rechte
der Schriftsteller und Verleger in den belderseitigen Staaten wider den

D Bucher-Nachdruck betreffend.as Kniglich-Prengische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
erklärt hierdurch, in Gemaäßheit der von Seiner Königlichen Majesiat ihm er-
theilten Ermächtigung:

nachdem die Königlich -Würcembergsche Regierung die Zusicherung
ertheilt hat, daß vorläufig und bis es in Gemäßheit des Artikels 18.
der deutschen Bundesakte zu einem gemeinsamen Beschlusse zur Sicher-
stellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger wider den Bücher-
Nachdruck kommen wird, den Verlegern in den Königlich-Preußischen

Staaten,
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Staaten, wenn sie bei der Koniglich-Wärtembergschen Regierung um
ein Privilegium wider den Nachdruck nachsuchen, ganz dieselbe günstige
Behandlung, welche in einem solchen Falle die Königlich-Würtem-
bergschen Unterthanen genießen, zu Theib werdenund. das Privilegium
namentlich ohne eine andere Gebähr, als welchedie letzteren, nach
der im Königreich Würtemberg bestehenden Gesetzgebung zu entrichten
haben, ertheilt werden soll;

daß das Verbot wider den Bücher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzen
Bereiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inländischen Werleger,
nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen besteht, auch auf die
Verleger des Königreichs Würtemberg Anwendung finden, mithin jeder durch
Bücher-Nachdruck oder dessen Verbreitung gegen letztere begangene Frevel, nach
denselben gesetzlichen Bestimmungen beurtheilt und geahndet werden solle, als
bandele es sich von beeinträchtigten Verlegern in der Preußischen Monarchie
selbst.

Gegenwärtige Erklärung soll, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von dem Königlich-Würtembergschen Minislerio vollzogene, Erklärung ausge-
wechselt worden seyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung in den diesseitigen
Staaten Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 19ten Februar 1828.

(L. S.)
Konigl. Preuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vorsiehende Erklérung wird, nachdem solche gegen eine übereinstimmende,
von dem Kniglich-Würtembergschen Ministerio der auswärtigen Angelegen-
heiten unterm 27 ten Februar d. J. vollzogene, Erklarung ausgewechselt worden
ist, unter Bezugnahme auf die Allerhöchste Kabinetsorder vom 161en August 1827.
(Gesetzsammlung Pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur offentlichen
Kenntniß gebracht.

Berlin, den 146en Marz 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.
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Gesetz-Sammlung
fürdie

Königlichen Preußischen Staagten.

— No. 5. *—

(No. 1131.) Verordnung, wegen Einführung eines gleichen Wagen= und Schlltten
Geleises uud gleicher Schlitten-Kappen im Königreich Preußen. Vom
2 sten Juli 1827.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen 2c. 2c.

Nachdem Unsere getreuen Stände des Königreichs Preußen bei ihrer
ersten Zusammenkunft auf Erlassung eines Gesetzes, wegen Einführung gleicher
Wagen= und Schlitten=Geleise,indortigerProvinzallerunterthänigstan-
getragen, bei dem zweiten Landtage auch sich mit dem ihnen diesfalls vor-
gelegten Entwurfe im Wesentlichen einverstanden erklärt haben; so verordnen
Wir, auf den Antrag Unsers Staatministerü., Folgendes:

#. 1. Von der Zeit der Bekanntmachung dieser Verordnung ab, sollen
alle neue Achsen an Kutschen-,Post-, Fracht-, Bauer= und allen andern
Arten von Wagen dergestalt angefertigt werden, daß die Breite des Wagen-
Geleises von der Mitte der Felge des einen, bis zur Mitte der Felge des
anderen Rades, vier Fuß vier Zoll Breußisch beträgt.

#. 2. Eben so sollen keine andere Schlitten verfertigt werden, als deren
Kappen oder Schleifen, ohne die Kröpfung, eine Länge von fünf Fuß sechs
Zoll, und die ein zwei Fuß neun Joll breites Geleise haben.

&amp;. 3. Den Stellmachern und den sogenannten Schirrmachern auf dem
Lande wird bei drei Thaler Strafe untersagt, eine Achse oder einen Schlitten
wider die Vorschriften der P. 1. und 2. einzurichten, und den Schmieden bei
gleicher Serafe, solche mit Beschlag zu versehen.

Bei wiederholten Kontraventionen wird die Strafe verdoppelt.
&amp;# 4. Nach dem Ablauf von sechs Jahren, nach Bekanntmachung

dieser Verordnung, soll in Unserm Königreiche Preußen kein Wagen oder Schlitten
gebraucht werden, der nicht die im F. 1. und 2. bestimmten Eigenschaften hat.

§ 5. Sollten sich jedech nach Ablauf von sechs Jahren, besonders in
den Niederungen, noch so schmale, zur öffentlichen Benutzung bestimmte Dämme
und Wege befinden, daß der Gebrauch des vorbestimmten breiten Geleises nicht

Jahrgang 1628. No. 5. — (No. 1131 — 1136.) F an-

(Ausgegeben zu Berlin den 12ten April 1828.)



— 26 —

anwenbbar ware; so uberlassen Wir·Unsern Regierungen, auf den Antrag der
Kreisstande, noch die nothige Nachfrist, nach genauer Prufung der Verhaltnisse,
zu ertheilen und dabei die nörhigen Modifkkationen festzusetzen, um die baldigste
Erreichung des allgemeinen Zwecks, mit der Berücksichtigung der besonderen
Ortsbedürfnisse, zu vereinigen.

#+. 6. Wer sich nach der im K. 4. und 5. bestimmten Frist eines Wagens
oder Schlittens bedient, der die im §. 1. und 2. bestimmte Einrichtung nicht
hat, soll durch die Polizei= und Wegebeamten, so wie durch die Gensd'armerie,
angehalten, zur nächsten Ortsgerichtsbarkeit gebracht und in eine Geldstrafe von
einem bis fünf Thalern für den ersten, und von zwei bis zehn Thalern
für den zweiten und die folgenden Kontraventionsfälle genommen werden. Diese
Soerafe, welche in die Armenkasse des Orts fließt, wo die Kontravention entdeckt
und bestraft wird, trifft den Eigenthümer des Wagens oder Schlittens, soll
jedoch von dem Reisenden, mit Worbehalt seines Regresses an den Eigenthämer,
erlegt werden.

Für eine und dieselbe Reise bis zum nächsten Bestimmungsorte soll nur
einmal Strafe statt finden, und der Reisende über deren Erlegung mit einer
Bescheinigung versehen werden. «

H.7.VondquGebraucheobigekVokschkiftentsprechendetWagmusd
Schlitten sind allein ausgenommen:
a) sämmtliches Militair-Fuhrwerk, jedoch nicht dasjenige, welches Privat-

Eigenthum einzelner Militairs ist;
b) fremde Reisende oder Reisende aus solchen Povinzen des Preußischen

Staats, in welchen keine oder eine andere allgemeine Einrichtung der
Wagen und Schlitten vorgeschrieben ist.

§# 8. Die Postbehörden sollen nach der im §F. 4. bestimmten Frist keinen
Reisenden aus dem Königreiche Preußen Postpferde vor Wagen und Schlitten
geben, welche die vorgeschriebene Einrichtung nicht haben.

&amp;#. 9. Wir befehlen allen Polizei= und Gerichtsbehörden, sich nach
dieser Verordnung, welche sogleich und außerdem dreimal während des sechs-
jahrigen Zeitraums durch die Intelligenz= und Amtsblätter bekannt gemacht
werden soll, gebührend zu achten.

Gegeben Berlin, den 2 isten Juli 1827.

I. §S.) Friedrich Wilhelm.
Friedrich Wilhelm, Kronprinz.

Freiherr v. Altenstein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum.
Graf v. Bernstorff. Graf v. Danckelman.

Für den Kriegsminister: v. Schöler.

(NNo. 1432.)
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(No. 1132.) Ministerial-Erklärung vom 7ten Februar 1828., über die mit der Herzoglich-
Sachsen-Meiningenschen Regierung getroffene Vereinbarung, die Sicher-
stellung der Rechte der SchriftstellerundVerlegerin den beiderseitigen
Staaten wider den Böcher-Nachdruck betreffend.

D.“ Königlich-Preußische Ministerium der auswät#tigen Angelegenheiten
erkla##t hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Königlichen Majestat ihm ertheilten
Ermächtigung:

nachdem von der Herzoglich=Sachsen-MeiningenschenRegierungdie
Zusicherung ertheilt worden isi, daß vorläufig, und bis es in Gemäß=
heit des Artikels 18. der deutschen Bundesakte zu einem gemeinsamen
Beschlusse zur Sicherstellung der Rechte der Schrifesteller und Verleger
wider den Bücher-Nachdruck kommen wird, eine besondere Verord-
nung, durch welche der Bücher-Nachdruck und dessen Verbreitung
bei Strafe der Konfiskation und einer namhaften Geldbuße in dem
Herzogehum Sachsen-Meiningen gänzlich verboten wird, erlassen werden
und diese Verordnung in ganz gleicher Maaße auf die Verlagsartikel
der Schriftsieller und Verleger in den Königlich-Preußischen Staaten
Anwendung finden soll,

daß das Verbor wider den Bucher-Nachdruck, so wie solches bereits im ganzeu
Berriche der Peußischen Monarchie zum Schutze der inländischen Schrift-
sicller und Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen
besiehr, auch auf die Schriftsieller und Verleger des Herzogthums Sachsen-
Meiningen ganz gleiche Anwendung finden, mithin jeder durch Bücher-Nachdruck
oder dessen Verbreikung gegen letztere begangene Frevel nach denselben gesetzlichen
Vorschriften beurtheilt und geahndet werden solle, als handele es sich von
beeinträchrigten Schriftstellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.

Gegenwärtige Erklärung soll, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von der Herzoglich = Sachsen-Meiningenschen Regierung vollzogene, Erkldrung
ausgewechselt worden seyn wird, durch öffentliche Bekanntmachung in den dies-
seitigen Staaren Kraft und Wirksamkeir erhalten.

Berlin, den 7ten Februar 1828.

(I. S.)
Konigl. Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vorstehende Erklärung wird, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von dem Herzoglich- Sächsischen Geheimen Ministerio zu Meiningen unter
19cen Februar d. J. vollzogene, Erklärung ausgewechselr worden ist, umter

F 2 Be-



Bezugnahme auf die Allerhöchste Kabinetsorder vom 164en August 1827.
(Gesetz-Sammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch zur öffentlichen
Kenntniß gebracht. Berlin, den 24 stenMarz 1828.

Ministerium der auswarttigen Angelegenheiten.v. Sch önberg.

(No. 1133.) Perordnung, wegen der nach dem Edikte vom isten Juli 182 3. vorbehaltenen
Beslimmungen für das Königreich Preußen. Vom 17ten März 1828.

Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
RPreußen rc. 2c.

haben über die einer besondern Verordnung vorbehaltenen nähern Festsetzungen
einiger in Unserm Gesetze vom isten Juli 1823., wegen Anordnung der Provin-
zialstände im Königreiche Preußen, enthaltenen Bestimmungen die gutachtlichen
Vorschläge Unserer getreuen Stände des ersten und zweiten dortigen Provinzial=
Landtags vernommen und ertheilen nunmehr darüber die nachstehenden besonderen
Vorschriften:

Artikel I.
Die Mitglieder eines jeden der drei Stände werden auf die Bestandtheile

des siändischen Verbandes in folgender Art vertheilt.
A. WPWestpreußen.

1. Die Ritterschaft.
a) Der landräthliche Kreis Bernet... 1 Abgeordneter
b) Carthaus 1 -
c) -Danzig 1Eradt= Kreis Danzig..
d) landrathliche Kreis Elbing, Marienburg, Stuhm 1
e) - :Neustaat 1
s) - Stargardt ...... 1

8) - Culm 1
L Conizs.. 1
i) Deutsch-Crone 1
L Flatow, Schlochau. .... . .. 1

L Graudenz....1
m) Löbau, Strasburg 2
n) Schwetz, Marienwerder.. 1

in soweit der Kreis nicht zu
Ostpreußen geschlagen worden.

0) Thon 1 -

Zusammen 15 Abgeordnete.
2. Die
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2. Die Städte.
Die Stadt Danziiigngnn...............3Abgeordnete
--Elbing 2
" -Thorn .................................1
2 - Graudenz. .............. ........... .. . .. 1

 Stadte Marienwerder, Marienburg, Culm. .. ... 2
Es wahlen zum ersten Male die Stadte
Marienwerder und Marienburg, zum zwei-
ten Male die Stadte Marienburg und Culm,
zum dritten Male Culm und Marienwerder
jede 1 Deputirten.

-kleinen Stadte des Danziger Regierungs-Bezirks 1
Stadte auf dem rechten Weichselufer des-Marien=

werderschen Regierungsbezirrks 1
mit Ausschluß der zu Ostpreußen geschlagenen
Marienwerderschen und Rosenbergschen Kreise.

Die Städte im westlichen Theile des Marienwerderschen
Bezirks mit Ausnahme der Kreise Schlochau und
Deutsch-Crnnnoooooooe...

Die Scäadte im Schlochau= und Deutsch-Croneschen
Kreise ##########9 1 -

Zusammen 13 Abgeordnete.
3. Die Landgemeinden.

Aus den landräthlichen Kreisen Elbing, Marienburg,
Stuhhn 2 Abgeordnete
Danzig Landkreis 1
Danzig Stadrkreis
Neustadt, Berent,
Carthaus, Stargard. 1

Deutsch-Crone, Flatow,
Schlochau, Conig . 1
Lobau, Strasburg,
Thorn, Graudenz. .. 1
Culm, Schwetz, Ma-
rienwerderr 1
in soweit dieser Kreis
nicht zu Ostpreußen ge-
schlagen ist.

Zusammen 7 Abgeordnete.
B. Osl-
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B. Ostpreußen und Litthauen.
1) a. Die Ritterschaft von Ostpreußen.

a) Der alte sndische Kreis Schaakrnaa.. 2 Abgeordnete
b) * Brandenburg 2 «

c) Nåstenbutg.«»...»...... ;d) Tapiiaa O"q%
e) Mohrungen 2 -
à Neidenburg 2 O"
8) Braunsberg 2 -
n) Heilsbereg 2 -
i) Marienwerden 2

Zusammen 18 Mbgrerdne.
) b. Die Ritterschaft von Litthauen.

a)Der landräthliche Kreis Niederung, Ragnit, Tilsit,
Heidekrug :. 3 Abgeordncte
mit Einschluß der an den
Regierungsbezirk Königsberg
abgegebenen Güter des früä-
hern Memelschen Kreises.

b) Stallupöhnen, illkallen,
Gumbinnen, Insterburg,
Darkehmen, Goldapp.... 5

c) Oletzko, Lyck, Johannisburg. 2
d) Lotzen, Angerburg, Sensburg 2 -

Zusammen 12 Abgeordnete.
2) Die Städte.

a) die Stadt Knigtbeng 5 Abgeordneteb) Memeeeeee.... 2c) — ...............................
d) . . Gumbinen 1
e) - Tilsit............ ..... . ... .. .... .... .. . .. .1

() : JInsterbreg....1
) die Stadte Gransee, Bischofswerder, Freisiad,Riesenburg,

Rosenberg, Deutsch -Eylau, Saalfekd, Lieb-
möhl, Osterode, Mohrungen, Preuß. Holland

L Gilgenburg, Soldau, Neidenburg, Willenberg,
Ortelsburg, Hohenstein, Passenheim, Allen-
stein, Wartenburg, Bischofsburg, ...........

Latus 10 —
i) die

—

—!



Transport 10 Abgeordnete
i) Die Stadte Muhlhausen, Frauenburg, Heiligenbeil, Kreuz-

burg, Zinten, Mehlsack, Wormditt, Liebstadt
k) Guttstadt, Heilsberg, Seeburg, Bischofstein,

Rössel, Bartenstein, Landsberg 1
1) Pillau, Fischhausen, Labiau, Tapiau, Wehlau,

Preuß. Eylau, Domnan, Friedland, Schip-
penbeil, Gerdauen, Allenbung 1

m) -ßB Johannisburg, Biala,Senshurg. Nikolaiken,
Arys, Rastenburg, Rhein, Bar#en, Lock,
Drengfurtrrrrrl....1

n) Angerburg, Nordenhurg, Goldapp, Darkehmen,
Stallupohnen, Pillkallen, Schirwindt, RagnitOletzko, Lgen 1 -

Zusammen- 15 Abgeordnete.

3) a. Die Landgemeinden von Ostpreußen.

a) der alte standische Kreis Schaaln 1 Abgeordneterb.) Brandenburg 1
c) - Rastenbucrrg .1
d) - Tapiau. ..... ...... ..... . ... 1

e) Mohrungen 1
2 Neidenbuanng 1
 WW —.................1
) R Heilsbtctrrrg4 1
i) Marienwerdern 1 -

Zusammen 9 Abgeordnete.

3) b. Die Landgemeinden von Litthauen.

a) der landrathliche Kreis Memel (Ostpreußisch), Heidekrug,
Tif.«....................... 1 Abgeordneter

b.) Niederung, Ragnit.... 1
. Pillkallen, Stallupöhnen, Goldapp 1

4) Gumbinnen, Insterburg, Dar-
kehmen 1

e) Angerburg, Lötzen, Sensburg 1-—
. Oletzko, Luck, Johannisburg.. 1 -

Zusammen 6 Abgeordnete.
In



In jedem der oben bezeichneten Wahlbezirke, aus welchem nur ein Ab-
geordneter gewählt wird, sollen, damit die Jahl der Landtagsmitglieder immer
vollständig bleibe, zwei Stellvertreter gewählt werden, welche nach Stimmen-
mehrheit eintreten. In gleicher Art treten die Stellvertreter aus denjenigen
Bezirken ein, aus welchen mehrere Abgeordnete zu erwählen sind, daher dieSühloemrerer nicht für den einen oder andern Abgeordneten, sondern für den
ganzen Bezirk ernannt werden sollen.

Artikel 11.

Damit das Recht zur Wahl und Wählbarkeit in der Ritterschaft voll-
ständig festgesiellt werde, haben die Landräthe, mit Zuziehung der ritterschaftlichen
Kreisstände, eine Matrikel von sämmtlichen im Kreise belegenen, die Besitzer
nach §F. 7. des Gesetzes vom 1sten Juli 1823. zum Erscheinen in diesem Stande
befahigenden Ritter-, Cöllmischen= und anderen Gütern anzufertigen. Diese
Matrikeln sind durch Unsern Kommissarius dem Staatsministerio und von
diesem Uns zur Vollziehung vorzulegen.

In diese Matrikel sind künftig diejenigen Güter nachzutragen, welchen
Wir die Qualität als Rittergut oder die Gerechtsame, zur Theilnahme am
Stande der Ritterschaft zu qualisiziren, beilegen werden. Die Rittergutsqualité#t
werden Wir aber nur denjenigen Gütern beilegen, welche als vollständiges
Eigenthum besessen werden, über welche einem andern Dominio die Oberherr-
lichkeit nicht zusteht und mit deren Besitze die Gerichtsbarkeit mindestens über
die auf den dazu gehbrenden Grundstücken wohnenden Nicht-Eximirten zusteht.

Artikel III.

Der Werth, den städtischer Grundbesitz und Gewerbe zusammen genommen
haben sollen, um die Wählbarkeit zum statischen Landtagsabgeordneten zu be-
grunden, wird

4) in den Städten, welche, mit Ausschluß des Militairs 10,000 Einwohner
und darüber haben, auf 8,000 Rehlr.,

2) in den Stadten von 3,500 bis 10,000 Einwohnern ohne Militair auf
4,000 Rehlr.,

3) in den Stadten unter 3,500 Einwohnern auf 2,000 Rthlr.,
hiermit festgesetzt.

Der Werth des Gewerbes wird nach dem Betrage des in demselben
steckenden Betriebskapitals berechnet.

Zu den städtischen Gewerben gehört weder die Heilkunde noch die Praris
der Justizkommissarien.

Der Betrieb des Ackerbaues auf slädtischen Grundslücken ist für ein städti-

sches Gewerbe zu achten. Die auf siädtischer Feldmark wohnenden Grund
c-
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Besitzer, werden den stadtischen gleichgestellt. Auch sollen städtische Grundbesitzer, die
zum mindesten 10 Jahre lang ein stadtisches Gewerbe betrieben, von demselben
aber sich zuruckgezogen haben, gleich wirklichen Gewerbtreibenden, wahlbar seyn.

Artikel IV.
Im Stande der Landgemeinden muß der Grundbesitz, um in diesem

Stande zur Wählbarkeit zu befähigen, mindestens enthalten, eine und eine halbe
Cöllmische Hufe auf der Höhe, und eine Hufe in der Niederung.

Zu denjenigen Besitzern, welche nach F. 2. III. des Gesetzes vom 1Nsten
Juli 1823. in diesem Stande zu erscheinen berechtigt sind, gehören auch die
Erbpächter.

Artikel V.
Der Verlust der Eigenschaft eines Ritterguts tritt wegen Verminderung

der Substanz alsdann ein, wenn in Folge freiwilliger Parzellirung der Ertrag
eines Guts die Summe von Fünfhundert Thalern jährlich, nach revidirter land-
schaftlicher Tare, nicht mehr erreicht. Wir behalten Uns jedoch vor, nach Ver-
lauf von sechs Jahren, hlerüber anderweite Bestimmung zu treffen.

Artikel VI.
Bei den Wahlen der ritterschaftlichen Landtagsabgeordneten ber-chtigt

der Besitz mehrerer, in demselben Wahlbezirk gelegener Güter, zu nicht mehr
als einer Stimme.

Artikel VII.
Zur Wahl der Landtagsabgeordneten der kollektiv wählenden Städte,

ernennt eine jede Stadt unter 150 Feuerstellen überhaupt einen und die großen
Scädte auf jedwede 150 Feuerstellen einen Wähler.

Artikel VIII.
Wegen Bildung der Distrikte für die Wahl der Bezirkswähler durch die

Ortswähler, haben die Landräthe für einen jeden Kreis die erforderlichen Fest-
setzungen, unter Zuziehung der Kreisstände, zu treffen.

Artikel IX.
Bei den Wahlhandlungen sollen die Vorschriften der Städteordnung

K. 93. u. ff. analog in Anwendung gebracht werden, dergestalt, daß in der
Wahlversammlung jeder Wähler einen Kandidaten vorzuschlagen berechtigt seyn
und durch Ballotement über die Kandidaten die Wahl der Abgeordneten voll-
zogen werden soll.

Bei eintretender Stimmengleichheit entscheidet die, §. 26. des Gesetzes
vom isten Juli 1823., enthaltene Vorschrift.

Artikel X.
Wenn ein Stellvertreter einmal einberufen ist, so verbleibt derselbe auch

Mitglied des Landtags für die ganze Dauer desselben und der Abgeordnete
geht in die Stellung des Stelloertreters über.

Jahrgang 13828. (ad No. 5. — 11343 — 1136.) G Art. XI.
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Artikel XI.
Bei Wahlen, bei welchen mehrere landrathliche Kreise betheiligt sind,

gebührt dem ältesten, der mit einem Rittergute im Kreise angesessenen Land-
rä#the, die Leitung.

Artikel XII.

Die Landtags-Abgeordneten erhalten für die Zeit der Anwesenheit beim
Landtage und für die Reise von ihrem Wohnone dahin und zurück ein Jeder Drei
Thaler Dicten, und an Reisekosten Einen Thaler 20 Sgr. für jede Meile der
Hin= und Rückreise. Diese Kosten hat jeder Stand für seine Abgeordneten
in sich aufzubringen. In gleicher Maaße sollen auch die allgemeinen Kosten
des Landtags, nach Verhältniß der Abgeordneten, auf die verschiedenen Stände
repartirt werden.

Unser Landtags-Kommissarius hat für die Vertheilung und Einziehung
der hiernach von den einzelnen Gütern und Gemeinden zu zahlenden Beitrage
dergestalt zu sorgen, daß die erforderliche Summe beim Anfange des Land-
tages vorhanden und ein Vorschuß aus Staatskassen nicht nöthig sey.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und Beidrückung
Unsers großen Königlichen Instegels.

Gegeben zu Berlin, am 17ten März 1828.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Friedrich Wilhelm, Kronprinz.

Freiherr v. Altenstein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum.
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Danckelman. o. Motz.

No. 1134.) Krelsordnung für das Königreich Ppreußen. Vom 17ten März 1828.

Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen r. 2c.

ertheilen wegen Einrichtung der Kreistage in Unserm Königreiche Preußen in
Gemäßheit des §. 58. Unseres Gesetzes vom ü1sten Juli 1823., nachdem Wir
zuvor die Vorschläge Unserer dortigen getreuen Provinzialstände vernommen
haben, folgende Vorschriften:

# 1. Die Keisversammlungen haben den Zweck, die Kreisverwaltung
des Landraths in K heiten zu begleicen und zu untersützen.
Diese Verwaltung innerhalb der bestehenden Gesetzgebung, macht den Gegen-
stand ihrer Berathungen und Beschlüsse aus.

g. 2.
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K. 2. Die bestehenden landräthlichen Kreise bilden die Bezirke der
Kreisstände.

S 3. Die Kreisständevertreten dieKreiskorporation in allen, den gan-
zen Kreis betreffenden K heiten, ohne Rücksprache mit den
einzelnen Kommunen oderIndioiduen. Sie haben Namens derselben verbin-
dende Erklärungen abzugeben. Sie haben Staatsprastationen, welche Kreis-
weise aufzubringen sind und deren Aufbringung durch das Gesetz nicht auf eine
bestlimmte Art vorgeschrieben ist, zu repartiren.

Bei allen Abgaben, Leistungen und Naturaldiensten zu den Kreisbedürf-
nissen, sollen sie zuvor mit ihrem Gutachten gehört werden, auch von allen
Geldern, welche dahin verwendet, sollen ihnen die Rechnungen jährlich zur Ab-
nahme vorgelegt werden, und wo eine ständische Verwaltung der Kreis-Kom-
munalangelegenheiten statt findet, verbleiht den Kreisständen das Recht, die
Beamten dazu zu wählen.

# 4. Die kreisständische Versammlung besteht:
A) aus den Rittergutsbesitzern des Kreises und den nach dem Gesetze vom

1sten Juli 1823. §. 7. 2. mit dem Sctande der Ritterschaft auf dem
Provinziallandtagevertretenen Grundeigenthümern, und zwar

a) aus allen qualifizirten Besitzern eines in die Matrikel aufzunehmenden
Gutes persönlich;

b) aus den nicht qualifizirten Besitzern durch Vertretung;
B) aus Deputirten der Städte.

Zu diesen erwählen
a) die mit Birilstimmen versehenen Städte doppelt so viel Abgeordnete, als

sie zum Provinziallandtage absenden;
b) jede zu einer Alternativ= oder Kollektivstimme gehbrige Stadt einen Ab-

geordneten.
C) aus den Reprcsentanten der Landgemeinden, und zwar

1) aus den persönlich erscheinenden Besitzern solcher Cöllmischen Güter,
welche mehr als sechs Collmische Hufen enthalten, jedoch nicht zum
Erscheinen in der Ritterschaft qualifiziren;

2) aus drei Deputirten der nicht zum Cöllmerstande gehörigen oder
kleine Cöllmergüter besitzenden Mitglieder der Landgemeinden.

&amp;# 5. Vertretungen sind den unter 4. A. bezeichneten Gutsbesitzern ge-
stattet und zwar:

a)unmundigen Gutsbesitzern durch ihren Vater oder Vormund, und
b) Ehefrauen durch ihre Ehegatten;
a) unverheiratheten Besitzerinnen;
4) allen qualifizirten Besitzern, insofern sie behindert sind, persönlich zu er-

scheinen.
G 2 Die



Die Vertreter mussen jederzeit selbst zu diesem Stande gehoren und die
Bedingungen des §. 6. ihnen nicht entgegen stehen. Auch ist es gestattet,
einen andern beim Kreistage erscheinenden Gutsbesitzer zu Abgabe der Stimme
besonders zu bevollinachtigen.

Wir wollen auch der ganzen Ritterschaft des Kreises gestatten, sich, wenn
die Mehrheit derselben es wunscht, durch eine aus ihrer Mitte zu erwahlende
Deputation auf den Kreistagen vertreten zu lassen.

&amp;. 6. Zur persönlichen Ausübung des Stimmrechts auf den Kreistagen
ist bei allen Ständen und gestatteten Vertretern erforderlich:
a) die Gemeinschaft mit einer der christlichen Kirchen;
b) die Vollendung des 24sten Lebensjahres;
) unbescholtener Ruf.

Wo dieser Ruf von der Versammlung bestritten wird, ist auf den Bericht
des Oberpräsidenten von Unserm Staatsministerium zu entscheiden.

SK. 7. Rittergutsbesitzer, geistliche eder milde Stiftungen, so wie Stadte,
welche mehr als ein Rittergut im Kreise besitzen, sind jederzeit nur zur Führung
einer Stimme berechtigt.

§. 8. Stödte, welche als solche die Berechtigung haben, auf dem Kreis-
tage durch einen Abgeordneten zu erscheinen, und sich im Besitz eines Ritterguts
befinden, sind ebenfalls nur zur Führung einer Stimme berechtigt.

Wein sie aber noch in einem andern Kreise Rittergüter besitzen, beschicken
sie auch die dortigen ständischen Versammlungen.
" §. 9. Die städtischen Abgeordneten zu den Kreistagen müssen aus jetzigen
oder ehemaligen Mitgliedern des Magistrats oder der Stadtverordnetenver=
sammlung gewählt werden.

S 10. Die Abgeordneten der Landgemeinden können nur aus Mitglie-
dern des Cöllmerstandes oder aus wirklich im Dienste befindlichen Schulzen
oder Dorfrichtern gewählt werden, welche wenigstens das zur Qualifikation eines
bduerlichen Abgeordneten zum Provinzial-Landtage erforderliche Grundeigen-
thum besitzen.

&amp;#. 11. Für einen jeden Abgeordneten des 2##en und 3ten Standes wird
ein Stelloertreter gewählt,, welcher gleichfalls die 9§#. ö., 9. und 10. bestimmten
Eigenschaften haben muß.

S. 12. In den Städten erwählt der Magistrat den Kreisabgeordneten.
§. 13. Bei der Wahl der drei Abgeordneten und Stellvertreter der

Landgemeinden, wird wie bei der Wahl der Bezirkswähler verfahren. Ein
jeder Landrath hat Behufs dieser Wahlen seinen Kreis in drei Bezirke einzu-
theilen, in deren jedem ein Deputirter und ein Stellvertreter zu wüählen ist.

#&amp;#. 14. Die Wahlen der Landgemeinden stehen unter Aufsicht des
Landraths.

g. 15.
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#&amp;#. 15. Die Wahl der Deputirten der Stadte und Landgemeinden erfolgt
auf sechs Jahre, dergestalt, daß von drei zu drei Jahren die Hälfte das erste
Mal nach dem Loose ausscheidet.

§. 16. Der Landrath, oder wenn derselbe behindert ist, der älteste
Kreisdeputirte, beruft die Stände zum Kreistage, führt daselbst, wenn Rechte
von Familien= oder geistlichen Stiftungen nicht eine entgegen stehende Observanz

begründen, den Worsitz, leitet die Geschäfte und ist verpflichtet, die Ordnung in
den Berakhungen zu erhalten. Wenn seine Erinnerungen kein Gehör finden,
ist er befugt, die ordnungsstörenden Mitglieder von der Versammlung auszu-
schließen, jedoch hat er darüber sofort an den Oberprdsidenten der Provinz zur
weiteren Verfügung zu berichten.

## 17. Der Landrath ist verpflichret, alljährlich wenigstens einen Kreistag
anzusetzen; außerdem aber ist er bierzu berechtigt, so oft als er es den Bedürfnissen
der Geschäfte für angemessen hält. Er hat der ihm vorgesetzten Regierung von
einem jeden anzusetzenden Kreistage Anzeige zu machen.

S. 18. So lange Kommunalgegenstände früherer Kreisverbande abzuwickeln
sind, ist die Vereinigung mehrerer Kreise, oder der Theile verschiedener Kreise,
zu diesem Zwecke gestatter. Gegenstände, welche nur eine Klasse der Stände
treffen, können auf besondern Konventen dieser Stände verhandelt werden.

&amp;# 19. Die Stände verhandeln auf dem Kreistage gemeinschaftlich.
Die Beschlüsse werden nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Der Landrath
hat als solcher keine Stimme. Er stimmt mit, wenn er zugleich Kreisstand
ist, kann jedoch auch ohne Stimme den Vorsstz führen.

Bei gleichen Stimmen entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, und
wenn derselbe nicht stimmfähig ist, die Stimme des ältesten Kreisdeputirten.

Er hat der ihm vorgesetztenRegierung diefenigen Kreistagsbeschlüsse zur
Beslatigung vorzulegen, durch welche neue Verwaltungsnormenfestgesetzt und
den Kreiseinsassen neue Verbindlichkeiten aufgelegt werden sollen. Dieinner-
halb der festgesetzten Grundsätze wegen Fortführung,derlaufendenVerwaltung
gefaßten Beschlüsse, bedürfen der Bestätigung der Regierung nicht. Der Landrath
hat pflichtmaßig zu ermessen, in welchen Fällen er nach diesen Grundsätzen vor
der Ausführung der Bestärigung der Regierung bedürfe, oder ohne dieselbe zur
Ausführung schreiken könne.

#. 20. Findet esn ganzer Stand durch einen Kreislagsbeschluß in seinen
Intrressen sich verletzt, so stebt ihm, mitrelst Einreichung eines Separat-WVoli,
der Rekurs an diejenige Behörde zu, von welcher die betreffende Angelegenheit
ressortirt.

Bei Jusammenberufung derKreisstände hat der Landrathin der Kurrende

die zu verhandelnden Gegenstände anzugeben. Di ie
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Die Erscheinenden sind dann befugk, einen Beschluß zu fassen, und
durch solchen die Außenbleibenden wie die Abwesenden zu verbinden.

#. 21. Der Landrath führt die Beschlüsse der Kreissidnde aus, insofern
die Regierung nicht eine andere Behörde mit der Ausführung ausdrücklich
beauftragt, oder die Sache als ständische Kommunalangelegenheit nicht besonders
gewählten Beamten übertragen ist.

g. 22. Der Oberpräsident der Provinz hat die zu dem Zusammentritt
der Kreisstände nach vorslehenden Worschristen erforderlichen Verfügungen
ungesäumt zu veranlassen, und hören mit deren Wirksamkeit die durch das
Gensd'armerie-Edikt vom 30sten Juli 1812. angeordneten Kreisverwaltungen
da, wo sie eingeführt worden, auf.

Gegeben Berlin, den 17ten März 1828.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Friedrich Wilhelm, Kronprinz.

Freiherr v. Altenstein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum.
Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Danckelman. v. Motz.

(No. 1135.) Gesetz, wegen der in den zum vormaligen Großherzogthume Berg gehörig
gewesenen Landeskheilen, vor Einführung der frangzssischen Gesetze, bestan-
denen Fidel-Kommisse. Vom 2sten März 1828.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. 2c.

Da noch fortwahrend Zweifel darüber beslehen, ob die zur Zeit der Einfüh-
rumg des französischen Zivilgesetzbuches in denjenigen Landestheilen, welche bei Auf-
lösung der fremden Herrschaft zum Grosherzogthume Berg gehört haben, vorhandenewesenen Fideikommisse durch dieses Gesetzbuch ihre Gültigkeit verloren haben, und

esonders daraus Irrungen und Verlegenheiten bei der Einrichtung des Hypotheken-
wesens entstanden sind; so haben Wir, um diese Ungewißheit des Rechts und des
Besitzstandes zu heben, Uns veranlaßt gesehen, nach erfordertem Gutachten Unseres
Staatsraths, für die vorgedachten Landestheile Folgendes zu verordnen:

# 1. Das in dem französischen Zivilgesetzbuch enthaltene Verbot der Sub-
siitutionen, soll als eine Aufhebung der in den obgedachten Landestheilen früher
bestandenen Fideikommisse nicht betrachtet werden. Es sollen vielmehr diese Fidei-
kommisse fernerhin fortbestehen, und die Erbfolge darin so statt finden, wie sie vor
Einführung der fremden Gesetze bestand.
 K. 2. Es sollen jedoch alle Veräußerungen und andere Dispositionen, welche

seit Einführung des französischen Zivilgesetzbuchs bis zur Verkündung des gegen-
wärtigen Gesetzes über die Fideikommisse von den Besitzern derselben getroffen seyn

möchten,



mochten, auf den Grund der Fideikommiß-Eigenschaft weder angefochten werden,
bechnn Entschadigungs = Ansprüchen gegen die Urheber solcher Disposstionenerechtigen. -

.3.JnsoweitdiesesweikotnmisseaberausGrundstückenbestehen,sind
die Anwarter verpflichtet, ihre Anspruche daran binnen Jahresfrist, vom Tage der
Verkundung des gegenwartigen Gesetzes an gerechnet, bei der Hypotheken--Behorde
anzumelden. Erfolgt bis zu Ablauf dieser präklusivischen Frist keine Anmeldung
dieser Art, so gehr das Fideikommiß in das freie Eigenthum des Besitzers über,
und die Hypotheken-Behörden sind gehalten, die über den Fideikommiß-Verband
erwa, v mtswegen gemachten Einngogutgen von Amtswegen und kostenfrei
u löschen.

“ Urkundlich unter Unserer Allerhöchsteigenhändigen Unterschrift und beige-
drucktem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 26 sten Marz 1828.

. S.) Friedrich Wilhelm.
Carl, Herzog von Mecklenburg.

Graf v. Danckelman.
Beglaubigt: Friese.

(No. 1136.) Allerhschste Kabinetsorder vom 29sten März 1828., die Steuer vom

N inländischen Tabak bekreffend.
ach dem Antrage des Staatsministeriums vom 171ten d. M. sche Ich zur Er-leichterung des inländischen Tabaksbaues, mit Aufhebung aller im Steuergesetz und

in der Steuerordnung vom S8ten Februar 1819., so wie in Meiner Order vom
Iten Januar 1822., über die Versteuerung des Tabaks und die Erhebungskontrolen
emhaltenen Bestimmungen, hierdurch Folgendes fest:

1) Die Steuer vom inländischen Tabak soll künftig nach der Größe der alljährlich
mit Tabak bepflanzeen Grundflache, in vier Abstufungen, entrichtet werden.

2) Sie soll von je sechs Quadratruthen Preußisch (einem Dreipßigtheil Morgen)
mit Tabak bepflanzten Bodens,

in der ersten Klasse 0 Silbergroschen,
= = zweiten = 5 -

dricten 4 -
vierten 3 -

jahrlich betragen.
3) Nach welchem dieser Sättze die Steuer in jedem Kreise gleichsürmig zu entrich-ten ist, soll auf erstattetes Gutachten des Ober-Präsidenten der Prorvinz,

nach dessen nähererBerathung mit den Regierungen und dem Provinzialsteuer-Direktor, durch den Finanzminister, im Ewerssindnig mit dem Minister des
Innern, zeitweise festgesetzt werden.

4) Wo die Quadratruthenzahl der Gesammtfläche, von welcher die Steuer erho-
ben wird, durch sechs nicht theilbar ist, bleibt das unter 6 Ruthen betragende
Maaf bei der Steuer unberücksichtigt.

5) Der
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5) Der Inhaber einer mit Tabak bepflanzten Grundflache von 6 und mehr Qua-
dratruthen ist verbunden, vor Ablauf des Monats Juli, der Steuerbehörde
die bepflanzten Grundslücke einzeln nach ihrer Lage und Größe in Morgen
und Quadratruthen Preußisch, genau und wahrhaft, schriftlich oder auch
mündlich anzugeben, und erhält darüber von derselben eineBescheinigung.Die Steuerbehörde prüft diese Angaben auf dem einfachsten und zuverlaässig-
sten Wege, ohne daß dadurch jedoch dem Tabakspflanzer besondere Vermes-
sungskosken verursacht werden dürfen. Die Gemeindebeamten sind verpflich-
tet, sie bei dieser Prüfung zu unterstützen.
Wer eine mit Tabakbeplange Bodenfläche unrichtig angiebt, oder ganz ver-schweigt, macht sich einer Steuerdefraudation schuldig, und wird nach den
Bestimmungen der Steuerordnung vom Sten Februar 1819. S#. 60. u. f. be-
straft, sobald das verschwiegene Fläüchemmaaß über den zwanzigsten Theil des
ganzen mit Tabak bepflanzten Bodens, und 6 Quadratruthen oder mehr be-
trägt. Ist der Unterschied zwischen der Angabe und dem Befunde geringer,
so wird die gesetzliche Steuer ohne weitere Strafe nacherhoben.Der Eigrachliner, Pächter oder andere Inhaber eines mit Tabak bepflanzten
Grundsiücks, haftet für den vollen Betrag der Steuer, auch wenn er den
Tabak gegen einen bestimmten Antheil, oder unter sonstigen Bedingungen,
durch einen andern hat anpflanzen und behandeln lassen.
Nach geschehener Prüfung der Angaben, wird dem Tabakspflanzer die zu
entrichkende Steuer berechnet und bekannt gemacht. Die Zahlung muß erfol-
gen, sobald der Steuerschuldner die Hälfte seines Erndtegewinns in andere
Hände bringt, oder, wenn eine Veraußerung des Tabaks nicht früher stattefunden hat, zu Ende Julius des nach der Ende folgenden Jahres.

10) Ene Bonifikation auf die Steuer für den ins Ausland verkauften Tabak
findet nicht Statt. Treten dagegen gänzlicher Mißwachs oder andere Unfälle
ein, die außerhalb des gew Mechen Witterungswechsels liegen und die
Erndte ganz oder zum größten Theil verderben, so soll die Steuer nach dem
Umfange des Schadens erlassen werden können. Ueber die Bedingungen und
das Verfahren bei dieser Remission bleibt Ihnen, dem Finanzminister, über-
lassen, das Nähere anzuordnen und bekannt zu machen.

11) Die Steuer für die Tabakserndte des Jahres 1827. wird nach den bisherigen
gesetzlichen Bestimmungen erhoben. Firationsverträge, soweit sie sich über
folgende Erndten erstrecken, bleiben nur insofern bestehen, als die Steuer-
pflichtigen deren Aufhebung, welche ihnen freigestellt wird, bis zum Monat
Juni 1828. nicht nachsuchen.
Das Staatsministexfium hat diese Order durch die Gesetzsammlung zur

öffentlichen Kenntniß zu brünxgen.
Berlin, den #29sten März 1828.

6

7

8.0

9

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.
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Gesetz= Sammlung
fürdle

Königlichen Preußischen Staaten,

——O MNo. 6 —

(No. 1137.) Allerhöchste Kabinetsorder vom isten März 1828., uber die Abgaben-
*5 Erhebung von der Schifffahrt auf der Deime und dem großen und

kleinen Friedrichsgraben; nebst dem Tarif.

U. die Abgaben, welche bisher von der Schifffahrt vom Pregel zum Memel-
ftrom erhoben worden, einfacher zu ordnen und zu ermäßigen, bestimme Ich auf
Ihren Bericht vom 16ten Februar c. Folgendes:

4) Es sollen alle bisher auf dem Pregel oberhalb Königsberg, auf der Deime
und auf den beiden Friedrichsgraben für die Staatskassen erhobenen Abga-
ben, in soweit sie verpachtet find, mit Ablauf der Pachtzeit, und in soweit
dies nicht der Fall ist, sofort aufhören. Zu diesen aufgehobenen Abgaben
gehören: das Baumgeld zu Königsberg und zu Tapian, der Joll von den
Gemüsekähnen zu Tapiau, das Schleusengeld bei Labiau, der Deimezoll
und die beiden Friedrichsgraben= Zolle, die Quittowa, das Treidel-Damm-=
geld am kleinen Friedrichsgraben, das Rekognitionsgeld von ausländischem
Holze u. s. w.

2) Statt der aufgehobenen Abgaben soll für die Benutzung der Deime und der
beiden Friedrichsgraben zur Schifffahrt, ein Gefäßgeld nach dem beiliegenden
von Mir vollzogenen Tarif, an zwei Hebestellen, zu Labjau und zu Klein-

Friedrichsgraben, erhoben werden.
Ich beauftrage Sie, den Flnanzminister, diese Bestimmungen zur Voll-

Fihung bringen zu lassen.
Balin, den tsten März 1828.

Friedrich Wilhelm.
An die Staaksminister v. Schuckmann und v. Motz.

Jehrgang 1828. No. 6. —(o. 1137 — 11 0.) H Tarif

(Ausgegeben zu Berlin den 26sten April 1824.)
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Tarif
der Abgaben von der Schifffahre auf der Deime und dem großen und

kleinen Friedrichsgraben.
Es wird entrichtet:

4) von einer Wittine oder Struse ................4Rthlr.—Sgk.
Y-einemBoyback.................................... 2-20-
3) einer Schluppe oder einem halben Boydack.......... 1 10
4) einem Kahn, der 15 Lasten und mehr tragen kann. .... 1 „ 10=
5) einem Kahn von 8 bis 14 Lastrn — „ 20 "
6) = einem Kahn, der 2 bis 8 Lasten tragen kaon... — „ 10 =
7) = einer beladenen Trift (Holzsloggg 1 „ 10
8) = zwanzig Stück Holz in Flössen — 5

Allgemeine Bestimmungen.
a) Unbeladene Gefäße, wohin auch solche gerechnet werden, die außer dem Ge-

#cke und Mundvorräthe der Mannschaft nicht mehr als eine Last Ladungbaben, zahlen nur die Hälfte obiger Sätze.
b) Kähne, welche nicht zwei Lasten tragen, und Kähne, die bloß zum Fischfang

dienen, sind frei.
pc) Die Abgaben werden entrichtet, so ofr eine Hebestelle passirt wird.
2) Sie werden vom Schiffer getragen, wenn bei Uebernahme der Fracht nicht aus-

drücklich ein Anderes bedungen ist.
e) Wo bisher für die Oeffnung von Zugbrücken eine Abgabe erhoben ist, da kann

dies auch ferner geschehen; doch sollen für einen einfachen Aufzug nicht mehr
als 1 Sgr., und für einen doppelten nicht mehr als 2 Sgr. erhoben werden.

)Wer durch spezielle Rechtstitel von der Entrichtung der aufgehobenen Abgaben
* war, der soll auch ferner von Erlegung dieser Schiffapns-Abhaden
frei seyn.

OVon Transporten, die für unmittelbare Rechnung des Staats geschehen,
werden die Schifffahrts -Abgaben nicht erhoben.

h) Wer es unternimmt, sich den in diesem Tarise bestimmten Abgaben auf irgend
eine Weise zu entziehen, der soll, neben der verkürzten Abgabe, deren vier-
fachen Betrag als Strafe erlegen.

) Bei Kontraventionen findet das Verfahren, welches in der Seruerordnung
vorgeschrieben ist, Statt, und die Strafen werden wie andere Steuerstrafen
verwendet. .

GegebenBerlin,dentstenMärztsW.
Friedrich Wilhelm.

v. Schuckmann. v. Motz.

No. 1138.)
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To. 1138.) Allerhöchste Kabineksorder vom 20sten März 1828., betreffend die Beschlag-
nahme solcher Pensionen, welche invalide Ofstzicre aus der Artillerie-Pensions-
Zuschuß-Kasse erhalten.

N bei der Artillerie Meiner Armee mit Meiner Genehmigung eine beson-
dere Pensions-Zuschuß-Kasse gestiftet worden ist, aus welcher die invaliden Offiziere
derselben neben der ihnen von Mir bewilligten Pension einen mäßigen Zuschuß
erhalten, setze Ich hierdurch fest, daß, so wie dies auch in Hinsicht der aus der
Militair= und Allgemeinen Wittwen-Kasse zu zahlenden Pensionen bestimmx ist,
die aus dieser Arkillerie-Pensions -Zuschuß-Kasse zu zahlenden Pensionen nur von
solchen Gläubigern, welche die Beträge zur Bezahlung des Pensionsrechts vorge-
schossen haben, zur Befriedigung wegen dieser Beiträge, als Objekt der Exekution
vorgeschlagen werden können. Ich trage Ihnen auf, diese Bestimmung durch die
Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den 20slen Marz 1828.

Friedrich Wilhelm.
An den Kriegsminister v. Hake und Justizminister Graf v. Danckelman.

(No. 1439.) Erklärung, das Abkommen mit der Hergoglich=NassauischenReglerung,
wegen gegenseitiger Aufhebung der Kostenrergütung in Untersuchungs-
Sachen gegen Unvermsgende, betreffend. Vom27 tenM# 1828.

N. die Königlich-Preußische Reglerung mit der Herzoglich-Nassauischen
Regierung dahin übereingekommen ist, die gegenseitige Kostenvergütung in Unter-
suchungssachen gegen unvermögende Personen aufzuheben, erklärt das Königlich-
Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten hiermit Folgendes:

In allen Fällen, wo Delinquenten von einer Königlich -Preußischen
Kriminal-Juslizbehörde an eine Herzoglich -Nassauische Kriminal -Justigbehörde,
oder von dieser an jene, nach vorgängiger Requisition, ausgeliefert werden, sind
nicht allein alle baare Auslagen, sondern auch die sämmtlichen nach der bei dem
requirirten Gericht üblichen Tare zu liquidirenden Gerichtsgebühren von dem Letzte-
ren aus dem Vermögen des an das requirirende Gericht auagelieferten Delinquen-
ten, wenn solches hinreicht, zu entrichten. Hat aber der ausgelieferte Delinquent
kein hinreichendes Vermögen, so fallen die Gebühren für die Arbeiten des
requirirten Gerichts durchgehends weg, und das requirirende Gericht bezahlt
alsdann dem ersteren nur die baaren Auslagen für Atzung, Transport,
Porto und Kopialien. 2



2.
Nach gleichen Grundsatzen soll auch in Absicht der Bezahlung der Kosten

in solchen Untersuchungsfallen verfahren werden, wo es nicht auf die Ausliefe-
rung von Delinquenten, sondern nur auf die Vernehmung oder Sistirung von
Zeugen oder anderen Personen ankommt.

Die Reise- und Zehrungskosten des Richters, sofern diese zur Genugumg
der Requisition nothwendig sind, sollen jedoch, gleich den ad 1. erwahnten
baaren Auslagen, nach der bei dem requirirten Gerichte üblichen Tare, auch
jedenfalls ersetzt werden.

Zur Entscheidung der Frage: ob der Delinquent hinreichendes Vermögen
zur Bezahlung der Gerichtsgebühren besitze oder nichr? soll in den beiderseitigen
Landen nichts Weiteres als das Zeugniß derjenigen Gerichtsstelle erfordert
werden, unter welcher der Delinquent seine wesentliche Wohnung hat. Sollee
derselbe seine wesentliche Wohnung in einem dritten Lande gehabt haben, und
die Beitreibung der Kosten dort mit Schwierigkeiten verbunden seyn; so wird
es angesehen, als ob er kein hinreichendes eigenes Vermögen besitze.

Den in allen Untersuchungssachen zu siftirenden Zeugen und jeder abzu-
hörenden Person aberhaupt, sollen die Reise= und Zehrungskosten nebst der wegen
ihrer Versäumniß ihnen gebührenden Vergütung, nach deren vom reguirirten
Gericht geschehenen Verzeichnung, bei erfolgter wirklicher Sisterung, sey es vor
dem requirirten oder vor dem requirirenden Gericht, vom requirirenden unver-
züglich verabreicht werden. Sofern sie dafür eines Vorschusses bedürfen, wird
das requfrirte Gericht zwar die Auslage davon übernehmen; es soll selbige
jedoch vom requirirenden Gericht, auf die erhaltene Benachrichtigung, dem requi-
rirten Gericht ungescumt wieder erstattet werden.

Gegenwärtige Erklärung soll, nachdem sie gegen eine übereinstimmende,
von dem Herzoglich=NassauischenMinisteriovollzogene,ausgewechseltworden,
Kraft und Wirksamkeit in den gesammten beiderseitigen Landen haben, und
öffentlich bekannt gemacht werden.

Berlin, den 27sten März 1828.

(I. S.)
Kdnigl. Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

— No. 7. —

(No. 1140.) Bekanntmachung eines Präklusiotermins für die Pensionsgesuche der vormals
in Herzoglich-Warschauischen Diensten gestandenen Offiziere. Vom gten
April 1828.

D., Königs Majesiat haben durch die eingegangenen vielfältigen Gesuche der
vormals in Herzoglich-Warschauischen Diensten gestandenen Offiziere um Pension,
Sich bewogen gefunden, die Angelegenheit einer sorgfältigen Prüfung zu unter-
werfen, und danach mitrtelst einer an das Staatsministerium erlassenen Aller-
höchsten Kabinetsorder vom 2 1sten Februar 1828., bei definitiver Festsiellung
der Grundsätze für eine dem vertragsmäßigen Verhälenisse ensprechende Behand-
lung dieser Offiziere, zur Anmeldung aller hierher gehörenden Ansprüche einen
Präklusiotermin von sechs Monaten fesizusetzen.

Das Scaatsministerium, mit der Anordnung dieser Maaßregel zur end-
lichen Beseitigung von allen und jeden dergleichen Anträgen beauftragt, macht
dieselbe mit dem Bemerken bekannt, daß nach den festgestellten Grundsätzen zur
Reklamation einer Pension im Allgemeinen nur die Klasse solcher Offiziere ver-
stattet ist, welche bis zur Besitznahme des Großherzogthums Posen Coder bis
zum 1 len Juni 1815.) ein. Reformgehalt aus Herzoglich-Warschauischen
Kassen erweislich entweder wirklich bezogen haben, oder in Gemäßheit der bei
Reorganisation der Polnischen Armee oder bereits früher über sie ergangenen
Verfügungen doch hätten beziehen sollen, und dabei am 1slen Juni 1815.
in der Provinz Posen vorgefunden und geblieben sind, oder vor dem 22sten
Mai 1819. (als dem Tage des Abschlusses der Konvention zwischen Preußen und
Rußland in Betreff der Forderungen zwischen Preußen und dem Königreiche

Jahrgang 1826. No. 7. — (No. 1140.) J Polen,

(Ausgegeben zu Berlin den 6ten Mai 1828.)



Polen, und der damit verwandten Angelegenheiten) ihren bleibenden Aufenthalt
im Umfange des diesseitigen Gebiets genommen haben. Die diesfalligen Rekla-
manten mussen bei Anmeldung ihrer Anspruche sich legitimiren: durch voll-
standige Nachweisung ihrer Militairdienst-Carriere nach beiliegendem Schema,
durch das Soldbuch, womit jeder Warschauische Militair versehen seyn mußte,
oder, Falls dasselbe verloren gegangen seyn sollte, durch Vorlegung des Original-
Dekrets oder der Urkunde wegen Beziehung des Reformgehalts, und endlich
durch ein, von der betreffenden Regierung bescheinigtes Attest der landrathlichen
Behorde uber den Zeitpunkt, von welchem ab die Offiziere ihren bleibenden
Aufenthalt im Großherzogthum Posen gehabt haben.

Solche Offiziere dagegen, welche unter der Herzoglich-Warschauischen
Regierung weder ein Reformgehalt oder eine Pension ausgesetzt, noch ein
besiimmtes Anrecht auf eine Begunstigung von Seiten des Staats zugesichert
erhalten haben, können, in sofern sie ebenfalls am 22sten Mai 1819. im dies-
seitigen Gebiete gewesen sind, bloß in dem Falle zur Pensionirung berücksichtigt
werden, wenn sie gehörig nachzuweisen vermögen, daß ihnen, ihren Verhält-
nissen zur Zeit der Auflösung des Herzogthums Warschau nach, dessen Ver-
fassunsgrundsätzen gemäß, abseiten der Regierung eine Pension unfehlbar zu Theil
geworden sepn würde.

Die Prüfung der Reklamationen soll durch das Kriegsministerium, die
Festsetzung der Ansprüche selbst aber Seitens des Letztern unter Konkurrenz des
Finanzministeriums, erfolgen. Die Zahlung der anerkannten Rückstandsfor-
derungen geschieht in Staatsschuldscheinen nach dem Nennwerthe.

Es werden nun alle diejenigen vormals Herzoglich = Warschauischen
Offiziere, welche nach den vorstehenden Allerhöchsten Bestimmungen einen An-
spruch auf Pension begründen zu können glauben und entweder dieserhalb noch
nicht eingekommen sind, oder die im Obigen vorgeschriebene Legitimation nicht
genügend geführt haben, hierdurch aufgefordert, innerhalb der gesetzten präklu-
siwischen Frist von 6 Monaten, vom Dato der erfolgten Einrückung dieser Be-
kanntmachung in die öffentlichen Blätter an gerechnet, ihre etwanigen Ansprüche
anzumelden und darzuthun, da nach Ablauf dieses Termins das Verfahren
geschlossen wird, und dann, in Gemaßheit des Allerhöchsten Befehls, auf
später eingehende Gesuche unter keinen Umständen mehr Rücksicht genommen
werden kann.

Die
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Die hierbei Betheiligten haben sich zunächst an das General-Kommando
des öten Armee-Corps in Posen zu wenden, welches veranlaßt ist, die Ein-
gaben zur Einsendung an das Kriegsministerium zu sammeln.

Auf die von verschiedenen Bittstellern schon eingereichten Anträge, worüber
der Beschluß seither ausgesetzt geblieben ist, wird gegenwärtig nach der von
Er. Majestät gegebenen allgemeinen Entscheidung das Weitere verfügt werden.

Berlin, den 9ten April 1828.

Konigliches Staatsministerium.
Freiherr v. Altenstein. v. Schuckmann. Graf v. Lottum.

Graf v. Bernstorff. v. Hake. Graf v. Danckelman. v. Motz.

Schema.
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Scchema.

1) Charge.
2) Vor= und Zunamen.

3) Truppentheil, wo derselbe zuletzt gestanden.
4) Diensteintritt und vollständiger Verfolg der Militair-Carriere.
5) Ob und bei welcher Gelegenheit derselbe verwundet gewesen, und ob

derselbe im Besitz von Ehrenzeichen ist.
6) Ob und welches Reformgehalt derselbe, imgleichen von wo ab und

bis wohin er solches bezog, oder, wenn er ein solches nicht schon
wirklich bezogen hatte, durch welche besondere oder allgemeine Ver-
fügung des Herzoglich-Warschauischen Goupernements er dasselbe, und
in welchem Betrag, zu begründen vermeint.

7) Tag, an welchem derselbe seinen Aufenthalt im diesseitigen Gebiet
genommen hat.
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Gesetz= Sammlung
kür die

Königlichen Preußischen Staagaten.

 No. S.

o. 41141.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 27sten März 1828.„, wonach Inländer,
welche ein offenes Gewerbe treiben, die Materialien zu ihrer eigenen

Fabrikation durch ihre umherreisende Gewerbsgehülfen aufkaufen lassen
können, und diese keiner andern Legitimation als einer polizeilichen Be-
scheinigung bedürfen.

Ar Ihren Antrag vom 3ten d. M. setze Ich, mittelst Erweiterung der Be-
stimmung im F. 5. des Regulativs über den Gewerbsbetrieb im Umherziehen.
vom 28ten April 1827., hierdurch fest: daß Inldnder, welche ein offenes
Gewerbe treiben, die Materialien zu ihrer eigenen Fabrikation auch durch ihre
umherreisende Gewerbsgehülfen und Angehbrigen aufkaufen lassen dürfen, ohne
daß diese Aufkäufer einer andern Legitimation bedürfen, als einer polizeilichen
Bescheinigung, durch welche ihr Verhältnitz zu den Gewerbtreibenden, für den
sie aufkaufen, beglaubigt wird. Ich überlasse Ihnen, wegen der Bekannt-
machung dieses Befehls das weiter Erforderliche zu verfügen.

Berlin, den 27sten März 1828.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminister v. Schuckmann und v. Motz

Jahrgang 1828. No. 8. — (No. 1141 — 1142.) K (No. 1142.)

(Ausgegeben zu Berlin den 13ten Mai 1828.)



(No. 1142.) Bekanntmachung vom #ten Mai 1828., den Zoll= und Handelsvertrag
zwischen Preußen und Hessen= Darmstadt betreffend.

N. 4 der zwischen Preußen und dem Großherzogkhume Hessen über die
wechselseitigen Zoll= und Handelsverhältnisse am 14ten Februar d. J. zu Berlin
abgeschlossene Vertrag von Seiner Kbniglichen Hoheit, dem Großherzoge von
Hessen am 28fthen desselben Monats und von Seiner Majestät dem Könige
am Sten März d. J. ratifizirt worden, auch die Auswechselung der Ratifikations-
Urkunden erfolgt ist; so werden die 27 Artikel, woraus jener Vertrag besteht,
in der Art, wie folgt:

Artikel 1.

DieGroßherzoglich -Hessische Regierung vereinigt sich mit der König-
lich-Preußischen Regierung zu einem gemeinschaftlichen Zoll= und Handels-
Systeme in dem durch die nachstehenden Artikel näher bezeichneten Umfange,
und tritt zu diesem Zwecke der dermalen bestehenden Königlich-Preußischen
Gesetzgebung über die Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangsabgaben,
welche in dieser Uebereinkunft unter dem gemeinschaftlichen Namen „Zoll“
verstanden werden sollen, in der Art bei, daß diese Gesetzgebung, nachdem
solche im Namen des Großherzogs von Hessen, Kbnigliche Hoheit, in dem
Großherzogthume verkündigt seyn wird, die Stelle der bisherigen Großherzog=
lich-Hessischen Zoll= und Verbrauchsteuer=Gesetzgebung einnimmt und von
den Großherzoglich -Hessischen Behörden an den Grenzen und im Innern
des Großherzogthums für gemeinschaftliche Königlich-Preußische und Groß-
berzoglich-Hessische Rechnung pünktlich vollzogen werden soll.

Artikel 2.

Die Zollverwaltung im Großherzogthume Hessen bleibt der Großherzog=
lich-Hessischen Regierung überlassen, wird jedoch gleichförmig mit der König=
lich-Preußischen Zollverwaltung organisirt, und es sollen alle mit dieser Ver-
waltung und der Beaufsichtigung beschäftigten Großherzoglichen Beamten
gleichförmig mit den Königlich-Preußischen instruirt, und auf diese Instruk-
tionen und die Beobachtung der übrigen Bestimmungen dieser Uebereinkunft
durch die betreffenden Großherzoglich-Hessischen Behörden besonders ver-
pflichtet werden.

Artikel 3.

Unmittelbar nach erfolgter Rarisikation dieser Uebereinkunft sollen von
beiden Seiten Kommissarien ernannt werden, welche unter Vorbehalt der
Genehmigung beider Regierungen, sowohl die Redaktion der in dem Groß-

her-
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berzogthume Hessen zu verkündigenden Zollgesetze und der damit in Ver-
bindung stehenden organischen Verfügungen, Instruktionen und Anordnungen,
als wie den Organisations-Plan für die gesammte Zollverwaltung des
Großherzogthums, mit Berücksichtigung der Lokalverhältnisse und in Beziehung
auf Anzahl, Lage und Besetzung der Haupt= und Neben-Zollämter zu ent-
werfen, und die Bestimmung der Grenzbezirke und Zollstraßen, die Anordnung
der Grenzbewachung, so wie die Einrichtung der Packhöfe vorzuschlagen und
zu begutachten haben. Diese Kommission soll sich zundchst in Darmstadt ver-
sammeln und nöthigen Falls an die Grenzorte begeben. Um die definitive
Entscheidung über das Resultat ihrer Arbeit zu befördern, soll demnchst ein
Großherzoglicher Kommissair mit derselben nach Berlin abgeordnet werden.

Artikel 4.

Etwaige künftige Abänderungen des Jolltarifs oder anderer das Zoll-
wesen betreffender gesetzlicher oder reglementairer Bestimmungen sollen nur
in gegenseitigem Einvernehmen beider Regierungen verfügt, und von jeder der-
selben ihrer Seits verkündigt werden.

Artikel 5.

Eben so sollen etwaige Handelsverträge zwischen der Königlich-Preußi-
schen Regierung und anderen Staaten, welche die Interessen des Großherzog=
thums und der westlichen Preußischen Provinzen berühren, unter Mitwirkung und
Zustimmung der Großherzoglich-Hessischen Regierung abgeschlossen werden, und
in ihren Folgen den Großherzoglich-Hessischen Unterthanen dieselben Vonkheile,
wie den Königlich-Preußischen, gewähren.

Artikel 6.

Von dem Tage der Vollziehung gegenwärtiger Uebereinkunft an hören
alle Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben an den Koöniglich-=
Preutzischen und Großherzoglich -Hessischen gemeinschaftlichen Landesgrenzen
auf, und es können die Erzeugnisse des einen Staats frei und unbeschwert in
den andern Scaat eingeführt und in demselben verbraucht werden, mit Aus-
nahme der im Innern des Landes gegenwärtig mit Konsumtions-Abgaben
belasteten Gegenstände, in Ansehung welcher die im Artikel 9. enthaltenen
Verabredungen zur Anwendung kommen. Die bisherige Grenzbewachung
und steuerliche Behandlung des Ein-, Aus= und Durchgangs an gedachten
gemeinschaftlichen Grenzen hört daher auf, und wird sich inskünftige blos
auf diejenige Aufsicht und Kontrolle beschränken, welche zur Sicherstellung der
im Artikel 9. vorbehaltenen Erhebungen und Maaßregeln erforderlich ist, wobei
sich beide Regierungen die bereitwilligste gegenseitige Unterstützung versprechen.

K 2 Die



Die Königlich-Preußischen Seehäfen sollen dem Handel der Großher=
zoglich-Hessischen Unterthanen gegen völlig gleiche Abgaben, wie solche die
Königlich-Preußischen Unterthanen entrichten, offen stehen, und es sollen die
Königlich-Preußischen Consulen in den auswärtigen Seehäfen beauftragt wer-
den, den Großherzoglich-Hessischen Unterthanen Schutz und Unterstätzung zu
gewähren.

Artikel 7.

Von Einführung der Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben
in das Großherzogthum Hessen bleiben die abgesondert belegenen, von fremdem
Gebieke eingeschlossenen Landestheile desselben, welche das Gesetz (Artikel 3.)
näher bezeichnen wird, ausgeschlossen, und werden vorbehaltlich näherer Ver-
abredungen über die Erleichterung des Eingangs eigner Exrzeugnisse von dorther,
in Beziehung auf diesen Vertrag als Ausland betrachtet. Dasselbe findet auch
statt in Ansehung des Königlich-Preußischen Fürstenthums Neufschatel und der
Grafschaft Valengin, jedoch behält es bei den Begünfligungen, welche den
von dort in die Preußischen Provinzen eingehenden Uhren und baumwollenen
Waaren auf gewisse Quantitäten ertheilt worden sind, sein Bewenden.

Der Königlich-Preußische Kreis Wetzlar wird mit der Großherzoglich-
Hessischen, und umgekehrt das Großberzoglich-Hessische Hinterland, nördlich
von Königsberg anfangend, so weit solches das Kurfürstenthum Hessen und Her-
zogthum Nassau berührt, mit der Königlich -Preußischen Zollverwaltung für die
westlichen Provinzen, und namentlich mit dem westphälischen Provinzialbezirk
dergestalt vereinigt, daß zwar diein jedem dieser Landestheile deshalb zu bestellen-
den Beamten von der Landes-Regierung ernannt, sie jedoch derjenigen Behörde
unmittelbar untergeordnet werden, die in dem Gebiete, welchem sie in Hinsicht
auf die Zollverwaltung zugelegt worden sind, die Aufsicht und Leitung derselben
unmittelbar zu führen hat.

Artikel 8.

Jede der beiden Regierungen bezieht in dem ganzen Umfange ihres Ge-
biets nach wie vor für eigne Rechnung die dermalen beslehenden Konsumrions=
und indirekten Abgaben, welche im Innern eines jeden der beiderseitigen Staaten,
ohne Rücksicht auf den inländischen oder ausländischen Ursprung des besteuerten
Gegenstandes erhoben werden, ferner die im Artikel 9. beim Uebergange aus
einem Gebiete in das andere vorbehaltenen Erhebungen, endlich sämmtliche
Wasserzölle, die Oktroi's, Chaussee= und Kanal-, Brück-, Fähr= und Schleusen-
gelder, die Hafen-, Waage-, Krahnen= und Niederlag-Gebühren. Dagegen
soll der Ertrag der Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben, so weit

sie
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sie in den beiberseitigen Staaten Anwendung finden, jahrlich zwischen beiden Re-
gierungen nach Verhältniß der Seelenzahl getheilt werden, und zwar vor der
Hand—dadieZollgesetzgebung für die öfllichen Königlich-Preugischen Provinzen
in einigen Punkten von der für die westlichen Provinzen verschieden, auch wie
beide Theile sich uberzeugt baben, die Ausscheidung der Wasserzolle in den
ostlichen Provinzen mit eigenthumlichen Schwierigkeiten verbunden ist — der
Seelenzahl einerseits in den Großherzoglich-Hessischen, andererseits in den west-
lichen Koniglich-Preußischen Landen, namlichin dem Großherzogthume Niederrhein
und in den Provinzen Julich, Kleve, Berg und Westphalen, mit Hinzurechnung
der von der Krone Preußen dermalen schon durch Vertrage in den westlichen Zollver-
band aufgenommenen oder noch aufzunehmenden Unterthanen anderer deutschen
Bundesstaaten. Die für letztere ausbedungenen Entschédigungen trägt dagegen
die Königlich-Preußische Regierung für eigne Rechnung. Die aus den öfllichen in
die westlichen Königlich-Preußischen Provinzen, oder in das Großherzogthum
Hessen übergehenden Kolonial= und andere überseeische Waaren, welche daselbst
zur Verzehrung gelangen, aber keine Eingangsabgaben entrichten, weil sie in den
ösilichen Preußischen Provinzen versteuert worden sind, sollen angeschrieben wer-
den, und die davon etwa dort schon entrichteten Eingangsabgaben nichts desto-
weniger nach vorstehendem Maaßstabe zur gemeinschaftlichen Vertheilung kom-
men. Dagegen können die Eingangsabgaben von dergleichen Gegenständen,
welche in dem Großherzogthume Hessen oder in den westlichen Preußischen
Provinzen versteuert worden sind und in die ostlichen Provinzen der Monarchie
ubergehen, um daselbst zur Verzehrung zu gelangen, als ausschließlich fur dieKrone
Preußen erhoben, berechnet und von der Vertheilung ausgenommen werden.

Um das Theilungsverhaltniß genau zu bestimmen, sollen von 3 zu 3 Jahren
die Uebersichten von der neuesten Bevolkerung gegenseitig mitgetheilt, und diese
Mittheilung soll zuerst ummittelbar nach Vollziehung des Artikel 3. gegenwartiger
Uebereinkunft bewirkt werden.

Artikel 9.

Wegen Verschiedenheit der innern Besteuerung in den beiderseitigen Stag-
ken ist auch nach erfolgter Vereinigung:

A. In Beziehung auf den Uebergang aus dem Großherzogthume Hessen
in den Preußischen Staat:

a) die Einfuhr von Kochsalz und Spielkarten verboten;
b) die Einfuhr von Branntwein mit einer Abgabe von 67 Thaler von der

Preußischen Ohm zu 120 Preußischen Quart à 507 Alkohol nach Tralles;
c) die Einfuhr von Bier und Essig mit einer Abgabe von 25 Sgr. von der.

Preußischen Ohm; diie



d) die Einfuhr von Tabacksblättern und fabrizirtem Tabacke mit einer Abgabe
von 1 Thaler vom Zentner; — und

e.) die Einfuhr von Wein bei dem Uebergange in die wesilichen sowohl als
die östlichen Provinzen, mit einer Abgabe von 4 Rthlr. 20 Sgr. von der
Preußischen Ohm,

in die östlichen Provinzen, jedoch zusätzlich der Steuer, welche die eigenen
Preußischen Weine aus den westlichen Provinzen bei dem Uebergange in die
östlichen zu entrichten haben, belege, wogegen der aus dem Großherzogthume
Hessen in die Preußische Monarchie übergehende Wein und Branntwein keiner
weiteren Konsumtionsauflage, namentlich weder Tranksteuer noch Zapfgebühr,
unterworfen ist.

Bei der Einfuhr von Mehl, Getreide und Schlachtvieh in die Preußischen
Städte, wo Mahl= und Schlachtsteuer besteht, ist nur diese Abgabe, ebenso
wie von den inländischen gleichartigen Produkten, zu enrrichten.

Sollte der Obstwein in dem Preußischen Staate einer allgemeinen Steuer
umterworfen werden, so ist solche auch von dem übergehenden Hessischen Obst-
Weine zu entrichten.

B. In Beziehung auf die Einfuhr aus dem Preußischen Staake in das
Großherzogthum Hessen ist,

a) das Einbringen von Salz in die Provinzen Starkenburg und Rheinhessen,
mit alleiniger Ausnahme des Regiesalzes, verboten, dagegen in die Provinz
Oberhessen, vorbehaltlich jedoch der ndhern Uebereinkunft über gegenseitige
Sicherstellung, abgabefrei, erlaubt;

b) das eingeführt werdende Schlachtvieh, da wo es geschlachtet wird, der
allgemeinen Schlacht-Akzise von 1 Fl. 40 Kr. bis 5 Fl. vom Großoieh
und 15 TKr. bis 1 Fl. vom Kleinvieh;

J) das Bier der allgeineinen Fabrikationsgebühr von 40 Kr. per Ohm, Groß-
herzoglich -HessischenMaaßes; —

4) der Branntwein bei der Einlage der von dem Einlegenden jedoch nur ein-
mal zu entrichtenden Tranksieuer von 5 Fl. 20 Kr. per Großherzoglich-
Hessische Ohm;

g.) der Obstwein ebenfalls bei der Einlage der von dem Einlegenden einmal zu
entrichtenden Tranksteuer von 2 Fl. per Großhergoglich-Hessische Ohm;
endlich

4) der



E) der Wein bel der jedesmaligen Einlage und so oft er an einen anderen
Eigenthümer übergeht, der allgemeinen Tranksteuer von 30 Xr. per Ohm
und da, wo er im Kleinen verkauft wird, der Zapfgebühr nach ihren ver-
schiedenen Klalsen unterworfen.
Beider Einfuhr von Preußischen Produkten in diejenigen Großherzoglich-

Hessischen Seädte, in welchen städtische Okeroiabgaben bestehen, so wie bei der
EinfuhrHessischer Produkte in Preußische Städte, wo Kommunalauflagen beste-
hen, sind diese Abgaben eben so, wie von den gleichartigen inländischen Artikeln,
zu entrichten.

Artikel 10.
Die an den Koniglich = Preußischen Zollsitten eingehenden Eingangs-,

Ausgangs= und Durchgangsabgaben fließen bis zur Abrechnung und Abthei-
lung in die Königlich-Preußischen, die an den Großherzoglich-Hessischen Zoll-
stcktten eingehenden aber bis dahin in die Großherzoglich-Hessischen Kassen. Aus
diesen Gefällen werden vorzugsweise die Verwaltungskosten bestrikten, jedoch mit
Ausnahme des Baues, der Unterhaltung, Herstellung und Miethung der zum
gemeinschaftlichen Zolldienste nöthigen Gebaude und Wohnungsräume, deren
Koslen von jeder der beiden Regierungen für eigene Rechnung getragen werden
und das bei der Abrechnung sich herausstellende Guthaben des einen oder des
andern Theils soll gleich nach vollzogener Abtheilung unverzüglich durch baare
Zahlung berichtigt werden.

Artikel 11.

Die Etats über die Zollverwaltungs-Ausgaben im Großherzogthume
Hessen werden nach Preußischem Fuße regulirt, und der Preußischen Regie-
rung in einem zweiten Exemplar jährlich mitgetheilt; sie umfassen alle Kosten,
welche durch die Zollverwaltung sowohl an Lokalverwaltungskoslen, als durch die
Aufsicht an den Grenzen und im Innern und durch die Zolldirektionen, so wie durch
das Zollrechnungswesen entstehen. Für diejenigen Kosten jedoch, welche in Bezie-
bung auf die Zollverwaltung bei den beiderseitigen Ministerien statt finden, soll
von keinem TheileeineAufrechnunggemachtwerden.

Artikel 12.

Von der tarifmäßigen Abgabenentrichtung bleiben die für die Hokhal=
tungen der beiderseitigen hohen Souveraine und ihrer Regentenhäuser, so
wie für die bei ihren Höfen akkreditirten Gesandten, eingehenden Gegenstände
nicht ausgenommen, und wenn dafür Rückvergütungen Statt haben, so werden
solche der Gemeinschaft nicht in Anrechnung gebracht. Eben so wenig anrech-

nungs-=



nungsfähig sind Entschädigungen, welche wegen Einziehung von Zollrechten oder
aufgehobenen Befreiungen an Kommunen oder einzelne Berechtigte gegahlt wer-
den müssen. Uebrigens bleibt es jedem der beiden kontrahirendenTheile unbe-
nommen, einzelne Gegenstände auf Freipässe ohne Abgabenentrichtung in seinem
Gebiete ein-, aus= oder durchgehen zu lassen, dergleichen Gegenstände werden
jedoch in Freiregistern, mit denen es wie mit den übrigen Jollregistern zu halten
ist, notirt, und die Abgaben, welche davon wären zu erheben gewesen, demje-

nigen Theile, von welchem die Freipässe ausgegangen stsind, bei der Abrechnung
in Anrechnung gebracht.

Artikel 13.

Beide kontrahirende Theile werden gemeinschaftlich dahin wirken, daß
durch Annahme gleichförmiger Grundsätze die Gewerbsamkeit befördert und
der Befugniß der Unterthanen des einen Staats in dem andern Arbeit und Er-
werb zu suchen, möglichst freier Spielraum gegeben werde.

Vorläufig sind sie dahin übereingekommen, daß Fabrikanten und Händler,
welche blos zum Aufkauf von Waaren, oder Handlungsreisende, welche nicht
Waaren selbst, sondern nur Muster derselben bei sich zu führen und Bestellungem
zu suchen, berechtigt sind, auch sich als Inländer diese Berechtigung in dem
einen Staat durch Entrichtung der gesetzlichen Abgaben erworben haben, in dem
andern Staat deshalb keine weiteren Abgaben entrichten sollen.

Artikel 14.

Die Jollstrafen und Konfiskate verbleiben, vorbehaltlich der Antheile der.
Denunzianten, jedem der kontrahirenden Theile in seinem Gebiete und bilden
also kein Objekt der gemeinschaftlichen Abtheilung.

Das Begnadigungs= und Strafverwandlungs-Recht wird ebenfalls von
jedem der kontrahirenden Theile in seinem Gebiete ausgeübt. Auf Verlangen
sollen periodische Uebersichten der erfolgten Strafnachlässe gegenseitig mitgetheilt
werden.

Artikel 15.

In dem Großherzogehume Hessen bleiben die Straferkenmtnisse über Zoll-
vergehen zwar, wie bisher, den gewöhnlichen Gerichten äberlassen, sie werden
jedoch durch einen für die Jolldirektion zu Darmstadt besonders anzustellen-
den Fiskal, im Interesse der Verwaltung betrieben werden.

Art. 16.
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Artikel 16.

Die auf den Jolleinkünften etwa dermalen schon lastenden oder im
Laufe der Verwaltung entstehenden Pensionen werden von jedem der kontra-
hirenden Theile, welchem die pensionirten Beamten angehören, besonders
getragen und bilden also keinen Bestandtheil dee von den theilbaren Zollein-
künften in Abzug zu bringenden Verwaltungsausgaben. Derjenige Theil,
welcher einen Beamten angestellt hat, ist auch berechtigt, denselben zu entlassen
und es soll in Beziehung auf die desfallsigen Befugnisse der Regierungen
an demjenigen, was in beiden Staaten dermalen gesetzlich besteht, nichts
geändert, jedoch sollen die Anträge der Zolldirektionen, wenn sie aus
Gründen der Verwaltung die Entfernung eines Beamten vorschlagen, beachtet
werden.

Artikel 17.

Zur Vollziehung des gemeinschaftlichen Zollgesetzes und zur Leitung der
Dienstführung der Lokal-Zollbeamten im Großherzogthume Hessen soll zu Darm-
stadt eine aus dem Direktor und zwei Rathen bestehende, dem dortigen
Finanzministerium unmittelbar untergeordnete Jolldirektion gebildet, und, in
Beziehung auf ihren Wirkungskreis und die Geschäftsbehandlung, gleichför=
mig mit den Königlich-Preußischen Provinzial-Steuerdirektionen eingerichtet
werden.

Die Königlich-Preußische Regierung ernennt einen der beiden Räthe
bei dieser Zolldirektion, und in sofern sie dieses für nothwendig halten sollte,
einen Stellvertreter für denselben in Fällen seiner Abwesenheit. Dieser
Beamte soll von allen bei der Zolldirektion vorkommenden Verwalktungsge-
schaften vollständige Kenntnit erhalten und an denselben Antheil zu nehmen
befugt seyn.

Treten Fälle ein, bei welchen in der Jolldirektion abweichende Meinungen
entstehen, oder für welche keine gesetzlichen Bestimmungen vorhanden sind, so
hat die Zolldirektion an das Großherzoglich -Hessische Finanzministerium zu
berichten, welches alsdann zwar eine provisorische Berfügung erlassen, jedoch
vor seiner definitiven Entscheidung sich durch Kommunikation seines Bevollmäch--
tigten mit dem Königlich-Preußischen Bewollmächtigen in Berlin (Artikel 25.)
mit der dortigen obersten Verwaltung in Erwerständnig setzen wird.

Fahrgang 1828. (ad No. 8. — 142.) Art. 18.
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Artikel 18.

Die Großherzoglich-Hessische Regierung ernennt, um auch Ihrerseits
auf die Zollverwaltung in den wesllichen Königlich-Preußischen Provinzen ein-
zuwirken, einen Rath in die Königlich -Preußische Steuerdirektion zu Cöln.

Artikel 19.

Um ferner die Gleichförmigkeit des Verfahrens der Großherzoglich-
Hessischen Zolldirektion zu Darmstadt mit dem der Königlich-Preußischen Steuer-
Direktion zu Cöln möglichst zu sichern, soll — ohne jedoch hierdurch eine dieser
Direktionen von der andern abhängig zu machen — zwischen dem Königlich-
Preußischen Rarh zu Darmstadt und dem Direktor zu Cöln, so wie zwischen
dem Großherzoglich-Hessischen Rath zu Cöln und dem Direktor zu Darmstade
über alle wichtigere Geschäftsgegenstände eine beständige Korrespondenz Statt
finden, und in allen zweifelhaften Fällen, welche die Anwendung des Tarifs
und die Verwaltungsformen betreffen, in gegenseitigem Einverständnisse vorge-
schritten werden.

Läßt sich ein solches Einverständniß nicht erzielen, so haben beide Zoll-
Direktionen an ihre Finanzministerien zu berichten, und es findet alsdann das
Ariikel 17. vorgezeichnete Verfähren Statt. « ·

Artikel 20.

Die Königlich-Preußische Regierung ist berechtigt, jedem der neu orga-
nisirt werdenden Großherzoglich -HessischenHaupt-Zollchmter einen von ihr
zu ernennenden Komtolleur beizuordnen, der von allen Geschäften desselben
und der Nebenamter, sowohl dem Abfertigungsverfahren als wie der Grenz-
bewachung, durch Mitkontrollirung Kenntniß zu nehmen, und auf Erhalung
eines übereinstimmenden Verfahrens und Abstellung etwaiger Mängel einzu-
wirken hat, allenfalls auch — nach einer näher zu beslimmenden Dienstord-
nung — einen gewissen Antheil an den laufenden Geschäften übernehmen kann.

Dieselbe Befugniß bleibt der Großherzoglich -Hessischen Reglerung bei
den Königlich-PreußischenHaupt-Zollämtern vorbehalten, wo sie die Anstellung
Großherzoglich -Hessischer Kontrolleurs nothwendig findet. Die Anzahl der
von der Großherzoglich-Hessischen Regierung an Königlich-Preußische Haupt-
Zollämtern anzustellenden Komrolleurs soll jedoch die Zahl derer nicht über-

schreiten,



schreiten, welche Königlich -Preußischer Seits im Großherzogthume Hessen
angestellt werden.

Artikel 21.

Beide kontrahirende Theile sind befugt, den Grenz= und Revisionsdienst
auf der vereknigten Joll-Linie periodisch visstiren zu lassen und die unvorzagliche
Abstellung der Mängel, welche sich etwo bei diesen Wisitationen ergeben könnten,
zu begehren und zu veranlassen.

Artikel 22.

Jeder der kontrahlrenden Theile kann die Zollbeamten und Grenzauf-
seher zugleich auch zur Erhebung, Konutrollirung und Beaufsichtigung der
übrigen in seinem Gebiete bestehenden indirekten Auflagen verwenden.

Artikel 23.

Beide Regierungen verbinden sich, für die Diensttreue der bei der Joll-
verwaltung von ihnen angestellten Beamten in der Art zu haften, Laß Ausfälle,
welche an den Zollgefällen durch Dienstuntreue eines Beamten erfolgen, der
Gemeinschaft von derjenigen Regierung, welche den Beamten angestellt hat,
durch Aufrechnung ersetzt werden sollen.

Artikel 24.

Die offiziellen Uebersichten über das Einkommen der zur Vertheilung
geeigneten Eingangs-, Ausgangs= und Durchgangsabgaben, so wie der aus
denselben bestrittenen gemeinschaftlichen Verwaltungsausgaben, sollen gegenseitig
von 3 zu 3 Monaten mitgetheilt werden.

Artikel 25.

Von jedem der kontrahirenden Theile werden Bevollmächtigte aus den
beiderseitigen Finanzministerien ernannk, welche jährlich einmal persönlich zu-
sammenkommen, um die Theilung der gemeinschafllichen Einkünfte zu bewirken,
die erforderliche Abrechnung zu vollziehen, und die Erledigung der Anstände
herbeizuführen, welche sich im Laufe der Verwaltung etwa ergeben haben
könnten. Zwischen diesen Bevollmächtigten finden auch die Miltheilungen
Statt, welche nach Artikel 17. und 19. im Laufe des Jahres unter den beider-
seitigen Ministerien nothwendig werden könnten.

Art. 26.
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Artikel 26.

Die durch gegenwärtigen Vertrag begründete Zoll= und Handels-
verbindung soll spätestens vom isten Juli 1828. an zur Vollzie=
hung kommen, und bis zum letzten Dezember 1834. dauern. Sollte
alsdann ein Theil aus der Vereinigung treten wollen, so ist eine einjährige
vorherige Ankündigung erforderlich. ·"„

Unterbleibt diese Ankündigung, so wird angenommen, daß die Ueber-
einkunft stillschweigend auf anderweite sechs Jahre verlängert
worden sey.

Artikel 27.

Gegenwärtige Uebereinkunft unterliegt der Ratifikation der beiderseiti-
gen Regierungen. Sobald solche erfolgt ist, soll die Art. Z. verabredete
Kommission in Thätigkeit gesetzt werden.

zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Berlin, den Zten Mai 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.
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Gesetz Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen. Staaten.

— No. 9. —

D. 1143.) Verrdnung, das Aufgebot und die Amortisation verlorener oder vemichttter
Staatspapiere betreffend. Vom 3ten Mai 1828.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. c.

Zur Erlauterung, Erganzung und anderweiten Bestimmung der in den
S. 18. bis 21. der Verordnung vom I6ten Juni 1819. enthaltenen Vor-
schriften über das Aufgebot und die Amortisation verlorner oder vernichteter
Staatspapiere, und des Verfahrens über die Ausfertigung neuer Staats=
Schuldenpapiere an die Stelle der amortisirten, verordnen Wir, duf den Antrag.
Unseres Staatsministeriums, und nach erfordertem Gutachten Unseres Staats-
raths, wie folgt:

S. 1.

Beim Aufgebot der im §. 18. der Verordnung vom 164en Juni 1819.
erwähnten Staats-Schuldenpapiere, wohin auch die Papiere über Provinzial=
Staatsschulden gehbren, in sofern ihrer Natur und Beschaffenheit nach bisher
überhaupt ein Aufgebots= und Amortisationsverfahren ihrentwegen zulässig
gewesen ist, bedarf es der im K. 6. dieser Verordnung vorgeschriebenen vor-
ldusigen Bekannemachung in dem Falle nicht, wenn zu dem aufzubietenden Papier
entweder niemals Zins-Coupons ausgegeben waren, oder dasselbe zu einem Theile
der Staatsschuld gehört, welcher bereits abgelegt, oder bei welchem die Aus-
fertigung neuer Coupons eingestellt ist.

Ein solches Papier kann vielmehr ohne Abwartung eines Zeitraums
gerichtlich aufgeboten werden, sobald die betreffende Schulden-Verwaltungs-
Behördeein Zeugniß dahin ausstellt:

daß die mit dem verloren gegangenen Papiere verbriefte Schuld in
den Büchern oder Etats noch offen slehe.

Jahegang 1828. No. 9. — (No. 1148 — 114) M Ein

(Ausgegeben zu Berlin den 24sien Mai 1828.)
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Ein gleiches Zeugniß und
daß auch das aufgebotene Papier bis dahin nicht zum Vorschei
gekommen,

muß, nachdem der in Gemäßheit des §. 20. der gedachten Verordnung mit
zwölfmonatlicher Frist anzuberaumende Ediktaltermin eingetreten ist, vor Abfas-
sung des Amorisarions-Erkenntnisses beigebracht werden.

§. 2.

Das gerichtliche Aufgebot eines Staatspapiers erfolgt bei demjenigen
Obergericht (im Großherzogthum Posen und in den Rheinprovinzen bei demje-
nigen Landgericht), in dessen Gerichtsbezirk die Schulden-Verwaltungsbehörde
ihren Sitz hat, auf deren Etat die mit dem aufzubietenden Papiere verbriefte
Schuld sich befindet. Nur Domainen-Pfandbriefe und andere in Hypotheken-
büchern eingetragene Staals-Schuldenpapiere werden bei demjenigen Gericht
aufgeboten, unter dessen Gerichtsbarkeit das verpfändete Grundstück belegen ist.

S. 3.

Die Ediktalladung, und in den dazu geeigneten Fällen die vorläufige
Bekanntmachung, muß sowohl auf die in der allgemeinen Gerichtsordnung und
deren Anhang vorgeschriebene Weise, als auch durch die in der Kabinetsorder
vom 22#s#sten Oktober 1825. bezeichneten Blaäkter des Inlandes und des Aus-
landes, wo der Verlust sich ereignet hat, zur öffentlichen Kenntniß gebracht
werden. Beim Aufgebot verloren gegangener Verbriefungen über Provinzial-
Staatsschulden treten jedoch die Amtsblätter des Regierungsbezirks, in welchem
die betreffende Schuldenverwaltung ihren Sitz hat, an die Stelle der in der
gedachten Kabinersorder genannten Berliner Intelligenzblätter.

S. 4.

Die Ausfertigung eines neuen Staats-Schuldenpapieres, an die Stelle
des gerichrlich amortisirren, findet nicht mehr Statt, wenn die Verbriefung des-
jenigen Theils der Seaatsschuld, zu welchem es gehört, bereits geschlossen ist.
In diesem Falle hat die Schulden-Verwaltungsbehörde, auf deren Etat die
Schuld siehr, einer von ihr zu beglaubigenden Abschrift der mit dem Akteste
der Rechtskraft versehenen Ausfertigung des Amortisations-Erkenntnisses, wovon
die Urschrift bei ihren Akten zu verwahren ist, ein Anerkenntniß beizufügen,
durch welches sie eben so, wie durch das amortisirte Papier, verpflichtet wird.
In dieses Anerkenntnitg ist so viel als möglich der vollständige Inhalt des
amortisirten Papicres, und in den Fällen, wo das letztere auf jeden Inhaber

ge—
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gelautet hat, auch noch die Erklarung aufzunehmen, daß die Zahlung des
Kapitals und der Zinsen von Seiten der Schulden-Verwaltungsbehörde an
jeden Inhaber des Anerkenntnisses, ohne weitere Legitimation desselben, mit
voller Wirkung geschehe.

Urkundlich unter Unseter Allerhöchsteigenhändigen Unterschrift und bei-
gedrucktem Königlichen Instegel.

Gegeben Berlin, den 3ten Mai 1828.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Carl, Herzog von Mecklenburg.

Graf v. Danckelman. o. Mot.

Beglaubigt:
Friese.

(No. 1144.)
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No. 4144.) Allechöchste Kabinetsorder vom Zten Mai 1828., bie Gewerbefteuerpflichtigkeit
der Privat-Versicherungsanstalten und anderer auf einen Gewerbezweck gerich-
teten Privatvereine betreffend.

D. Gewerbesteuer-Gesetz vom 30sten Mai 1820. hat im §. 2. den Handel
überhaupt der Gewerbesteuer unterworfen. Es kann keinen Zweifel finden, daß
zu den Handelsgeschäften auch der Betrieb der Privat-Versicherungsgesellschaften
und anderer auf einen Gewerbezweck gerichteten Privatvereine gerechnet werden
muß, wie denn im K. 3. die Assekuranzgeschafte unfer den Handelsgeschäften
ausdrücklich genannt sind. Ob dergleichen Privatvereine mit kaufmännischen
Rechten betrieben werden oder nicht, hat auf ihre Verpflichtung zur Gewerbe-
steuer keinen Einfluß, da ihr Verkehr auch im zweiten Falle die Natur eines
Handelsgeschäfts nicht verändert, und die Versleuerung aller ohne koufmännische
Rechte betriebenen Handelsgeschäfte im K. 5. des Gesetzes angeordnet ist, wie
Ich solches in Meiner Order vom 1 1ten Juni 1826. in Bezug auf die Kom-
missions= und Leihgeschäfte bereits erklärt habe. Es ist hiernach gesetzlich
begrundet, daß die Privat-Versicherungsgesellschaften, und andere auf einen
Gewerbezweck gerichtete Privatvereine, so wie deren Agenten, wenn sie nicht
schon eine Steuer von ihrem anderweitigen Gewerbe entrichten, entweder nach
K. 3. oder nach §. 5. des Gesetzes vom Zosten Mai 1820. der Gewerbesteuer
unterworfen sind. Um jedoch die hierüber entstandenen Zweifel zu beseitigen,
haben Sie diesen Befehl durch die Gesetzsammlung zur allgemeinen Kenntniß
zu bringen.

Berlin, den 3ten Mai 1828.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Finanzminisler v. Motz.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Stagten.
 NJNo10. —

(No. 1145.)
Chausseegeld-Tarif

für eine Meile von 2000 Preußischen Ruthen;
Vom 28sten April 18328.

E. wird entrichtet,
I. Von Ertraposten, Kutschen, Kaleschen, Kabriolets und allem Fuhrwerke

einschließlich der Schlitten, zum Forktschaffen von Personen, beladen oder
unbeladen, für jedes Zugtheir.....l1Sgr.—Pf.

II. Vom Lasifuhrwerke;
A vom beladenen:

1) vierrddrigen, für jedes Zugehier bei einer Bespanmung
a) von 4 und weniger Zugkhiren 1 —
b) . 5 oder 60 8 9. 2 —
c) = 7 oder mehrren 3

2) zweirädrigen, für jedes Zugthier bei einer Bespannung
5) von 1 oder 2 Zugkhieren 1
LEEEITTOII 2 —

c) -.af dergleichen und mehreren 3
3) ist der Radbeschlag eines Lastfuhrwerks auswärrs und in

gerader Fläche 6 Zoll und darüber breit, auch ohne hervor-
siehende Nägel oder Stifte: so wird Statt der Sätze 1, Lit. b.
und 2, Lit. D. nur entrichtet, von jedem Zugkhiere —

4) von Schlitten, für jedes Zugthier, ohne Unterschied der Zahl. —
H. vom unbeladenen:

1) Frachtwagen für jedes Zugthirrr....— 6
2) gewöhnlichen Landfuhrwerke, desgleichen von Schlitten zumHortschufen von Lasten, für jedes Zugthier –"D
II. von ledigen Pferden undMaulihieren mit oder ohne Reiter

oder Last, von jden: —
IV von Ochsen, Kühen und Eseln, vom Stück —
V von Kalbern, Rindern, Fohlen, Ziegen, Schaafen, Lam-

mern und Schweinen wird, wenn deren weniger als 5 Stuck
sind, nichts entrichtet, von õ Stuck und mehr, aber fur jede
5 Stuck .. ....-·................«--....-.........».... —-

JsbigsngtsLA.-(No,1tu.) N Zu-

(Ausgegeben zu erlin den Iten Juni 1828.)
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Jusäpliche Bestimmungen.
4) Ein Lastfuhrwerk wird für beladen angenommen, wenn außer den Zubehörun=

gen desselben und Futter für höchsiens 3 Tage an andern Gegenständen, mehr
als die Ladung eines Schubkarrens, nämlich 2 Zentner, auf demselben

befindet; « «

2)anefpammngeinesFuhkweckswermedahei«besikidlichePfa-be1c.(auchget Vorspgnn)gek·echnet,welchenichtaugenschwitchemeauveteBestimmun
haben. Dagegen soll an solchen Stellen, wo durch ausgehangte Tafeln bemerk.
lich gemacht ist, daß wegen der steilen Ansteigung, Vorspann zu nehmen sey,
wegen dieses Vorspannes keine Erhohung der Tarifsatze eintreten;

3) von Lastwagen oder Karren, deren Radbeschläge weniger als 2 Zoll breit sind,
imgleichen von solchen, deren Radbeschläge zwar eine gröfßtere Breue, aber in
der dußern Seite eine gebogene Fläche oder hervorstehende Kopsndgel oder
Stifte haben, sollen die Sütze des Tarifs doppelt entrichtet werden. Jedoch
soll diese Bestimmung bei dem gewöbnlichen Landfuhrwerke erst mit dem isten
Januar 1830., in Wirksamkeit kreten;

4) Lastfuhrwerke sollen nicht breirer als hcchstens 10 Fuß geladen werden.

Befreiungen.
Chausseegeld wird nicht erhoben:

1) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhallungen des Königlichen
Hauses, üngleichen den Köriglichen Gestäken angehhrennn

2) vom Armeefuhrwerke und von Fuhrwerken und Thieren, welche Militafr auf
demMarsch bei sich führt, desgleichen von Offizieren zu Pferde im Dienst und
in Dienstuniform; Z

3) vonöffentlichenBeamten auf Oienstreisen, innerhalb ihrer Geschsstsbezirke,
wenn sie sich durch Freikarten des Finanzmiisterü legitimiren, auch von
Pfarrern, bei Amtsverrichtungen innerhalb ihrer Parochen#

4) von öffentlichen Kouriers, ungleichen von ordinamen Reit-, Kariol-, Fahr-
und Schnellposten, und den dazu gehörenden Beiwagen und ledig zurückgehen-
den Postpferden; « .

5) von Transporten, die fur unmittelbare Rechung der Regierung geschehen,auf Vorzeigung von Freipässen, umgleichen von Vorspann und Leferungs=
Fuhren auf der Hin= und Rückreise, wenn sie sich als solche durch den Fr-
befehl ausweisen; 6

6) von Feuerlöschungs-, Kreis= und Gemeine-Hülfsfuhren, imgleichen von
Armen= und Arrestanten-Fuhren;

7) von Düngerfuhren überhaupt; von andern Wirthschaftsfuhren, einschließlich
derjenigen zur Anfuhr der Bau= und Brennmaterialien, in soweil letztere mir
eigenem Gespann geleistet werden; imgleichen von Wirthschaftsvieh der Acker-
wirthe, jedoch nur innerhalb der Gemeine-Grenzen und innerhalb der Feld-
mark, worin die von ihnenbewirthschafteten Grundstücke liegen;

8) von Kirchen= und Leichenfuhren immerhalb der Parochi;
9) von allem mit Chaussee-Baumaterialien beladenen Fuhrwerk.

Straf-
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Strafbestimmungen.
) Weres imternimmt, sich der Entrichtung der Chaussee- Abgaben auf irgend

eineWeise zu entziehen, erlegt außer den verkurzten Gefallen, deren vierfachen
Betrag, 6 aber einen Thaler als Strafe;

2) wer Pferde 2c., welche zum Angespann eines, der Abgabe unterworfenen
Fuhrwerks gehören, vor einer Hebestelle davon trennt und als ledige Pferde 2c.
angiebt, begeht eine Defraudation;

3) wer eine Hebestelle in einer Richtung, in welcher Chausseegeld zu erlegen ist,
mu Fuhrwerkoder Thieren passirt, muß bei derselben anhalten, auch wenn er
von der Abgabe frei ist.

Ausgenommen hiervon sind Postillions, die Preußische Postfuhrwerke und
Poslpferde führen; «

Guyet-eigenmächtigeinenSchlagbaumdssnet,zahltcincStrafevonDkei
ern;

5) wo Chausseezettelgerreiche werden, sind solche anzunehmen, und bei der zunächsifolgenden Hebestelle abzugeben, widrigenfalls hier die Abgabde für die früher
passirte Hebestelle noch einmal mtrichtek werden muß;

6) Wagen, welche sich begegnen, müssen sich, nach der rechten Seite hin, halb
ausweichen;

von zwei Wagen, die sich einholen, muß der vordere nach der linken Seite
so weit ausbiegen, daß der nachfolgende Wagen zur rechten Seite mit halber
Spur vorbeifahren kann;

7) Jedermann muß den Posten, auf den Stoff ins Horn, ausweichen, bei Ver-
meidung einer Strase von 5 bie 30 Thalern; "

8) Holz, Pflüge, Eggen und dhnliche Gegensiände dürfen auf Chausseen nichr
geschleppt werden;

9) wer um zu Hemmen, Räder am Umdrehen völlig hindern will, darf sich dazu
nur der Hemmschuhe mit ebener Unterfläche bedienen;

10) Bieh auf Chausseen und in den Chausscegräben zu füttern, oder anzubinden,
imgleichen auf den Banquets oder in den Gräben zu fahren, zu reiten, Vieh
zu treiben, laufen oder weiden zu lassen, isi verboten; ,
bie Fahrbahn darf nicht durch Anhalten, oder auf irgend eine andere Weise
gesperrt werden.

Auch durfen weder auf die Fahrbahn noch auf den Banquets und in den
Gräben, Gegenstände niedergelegt, oder abgeworfen werden und liegeneiben.

Das nemliche gilt von den Brücken, auf welchen auch nicht schnell gefah-
ren werden darf.

Auch darf kein Fuhrmann sich weiter, als 3 Schritte von seinem Fuhr-
werke entfernen, ohne die Pferde abzusiräugen und fest zu binden;

120 innerhalb 2 Fuß vom Grabenrande darf nicht geackert werden;
13) wer den Chausseen und dazu gehörenden Gebäuden, Vorrichtungen, als Mei-

lenzeigern, Tafeln, Schlagbaume, Prellpfählen, imgleichen den Pflanzungen rc.
Schaden zufügk, muß außer dem Schadensersatze, eine Strafe von 1 bes
10 Thalern erlegen;

(No. 1145 — 11.7.) 110 Be-

11
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10) Beschädigungen der Chausseebäume werden, wenn dieAlgeeinen Gesetze keinehärtere Strafe bestimmen, mit 5 Rehlr. für jeden durch Berschulden beschä-
digten Baum bestraft; "

15) wo für die Uebertretung vorsiehender Vorschriften und Verbote besondere
Strafen nicht bestimmt sind, da tritt für jeden einzelnen Fall, eine Geldstrafe
von einem Thaler ein;

4% Widersetzlichkeiten gegen Beamte, wozu auch die Pächter der Chaussee-Gefüälle
zu zählen sind, werden nach den allgemeinen Gesetzen bestraft.

Unsichere, oder ungekannte Ueberrreter sollen zur Haft gebracht, und an die
zusiändigen Polizcibehörden abgeliesert werden.

Gegeben Berlin, den 28sten April 1828.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Schuckmann. v. Mog.

Bekanntmachung vom 15ten Mai 18328., den neuen Chausseegeld-Tarif vom
2 Ssten April c. 3. betreffend.

Bia Vollziehung des vorstehenden Chausscegeld -Tarifs ist von des Königs
Masjestäl zugleich bestimmt: „daß derselbe innerhalb vier Monaten, vom Tage seiner
„Publikation an gerechnet, nicht allein auf sämmtlichen Staats-Chausseen, sondern
„auch bei andern Staatekommunikations-Anlagen, wo die Abgaben nach Maaß-
„gabe des bisherigen Chausseegeld-Tqlifs entrichtet worden sind, zur Anwendung
„Jebracht werden soll.“ Dieser Bestimmung gemäß ist angeordnet: daß nach dem
vorstehenden Tarif uberall vom 1sten Oktober d. J. an verfahren und das Chaussee-
Geld erhoben werden soll. Berlin, den 15ten Mai 1828.
Der Minister des Innern. Der Finanzminister.

v. Schuckmann. v. Motz.

(No.

(No. 1147.) Allerhöchste Kabinetsordre vom Zten Mai 1328., wodurch der einmonatli e
Erlaß der Klassensteuer auch den, zur Landwehrübung einberufenen Offizleren
und Landwehrmännern, die in den höhern Klassen steuern, bewilligt wird.

Ar den Bericht des Staatsministeriums vom 22#s#ten vor. Mts., besiimme Ich
hierdurch, daß der in dem Gesetze vom 30siten Mai 1820. F. 2. d. und durch Meine
Order vom Llsten März 1822. den Landwehrmannern ersien Aufgebots, welche in
der untersten Klasse steuerm, für die Dauer der jahrlichen Landwehrübung bewilligte
Erlaß der Klassensiener, von nun an auch für die zu dieser Uebung einberufenen
Offiziere und Landwehrmänner, die in den höhern Klassen steuern, jederzeit auf die
Dauer von einem Monate eintreten soll, und uberlasse Ihnen hiernach das Weilere
zu verfügen. Berlin, den Z#en Mai 1829.

Friedrich Wilhelm.
An den Staats= und Finanzminüter v. Motz.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 No. 11.

[No. 1148.) Allerhöchste Kabineksorder vom 10ten Mai 1828., die Beseltigung der
wucherischen Agiotage mit den Brabanter Kronenthalern in den westlichen
Provinzen bekreffend.

J# Beseitigung der wucherischen Agiotage mit den Brabanter Kronenthalern,
welche nach dem Berichte des Staatsministeriums, vom 26sten v. M., mit
besonderer Bedrückung der ä#rmerern Volksklasse, namentlich der Fabrikarbeiter,
in den westlichen Provinzen fortdauert, ungeachtet nach Meiner Order vom
25sten November 1826. zur Annahme Niemand verpflichtet ist, will Ich ange-
tragenermaßen hierdurch festsetzen:

1) daß als eine Ausnahme von der Bestimmung Meiner Order vom 2östen
Oktober 1821., die Brabanter Kronenthaler in den westlichen Provinzen
bei Zahlungen an öffentliche Kassen und zwar:

der ganze zu 1 Rehlr. 15 Sgr. 2 Pf.
halbe 44 . ... — 22 4

vierte4444 — 11 1
angenommen werden sollen, jedoch mit der Bestimmung, daß sie von den
Kassen nicht wieder auszugeben, sondern an die Münze abzuliefern sind;

2) daß sie bei allen Zahlungen, die nicht im größern kaufmännischen Verkehr
geleistet werden, nicht höher als zu den vorbestimmten Sätzen ausgegeben
werden dürfen, und daß derjenige, welcher sie zu einem höhern Kurse
ausgiebt, mit einer Strafe von Fünf Silbergroschen für jeden ausgege-
benen Kronenthaler belegt werden soll.

Jahrgang 1828. — (To. 1148.) O Das

(Ausgegeben zu Berlin den 10ten Juni 1828.)



Das Staatsministerium hat diesen Befehl, welcher zween Monate nach
der Bekanntmachung zur Ausfuhrung kommen soll, durch die Gesetzsammlung
zur offentlichen Kenntniß zu bringen, und auf dessen Befolgung durch die Be-
horden strenge halten zu lassen.

Berlin, den 10ten Mai 1828.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsministerium.
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Gesetz-Sammlung
für die-

Königlichen Preußischen Staaten.

 J% 12. —

(No. 4149.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 16ten Mai 1828., wornach der Erbschafts-
Stempel, welcher nach dem Tarif zum Stempel-Steuergesetz vom 7te#n
März 1822. von Strafen und Abfindungen aus Ehescheidungs-Erkenntnissen
zu erheben ist, nicht weiter erhoben merden soll.

·I
genehmige auf Ihren Antrag, daß der Erbschaftsstempel, welcher nach

dem Tarif zum Stempel-Steuergesetze vom 7ten März 1822., von Strafen
und Abfindungen aus Ehescheidungs-Erkenntnissen, zu erheben ist, von jetzt ab,
nicht weiler erhoben werde und ermächtige Sse, bei gemaß das Erforderliche
zu veranlassen. «

Berlin, den 16ten Mai 1828.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats- und Finanzminister v. Motz.

Jabrgaug 1828. — MMo. 1149-1151.) P Eo. 1150.)

(Ausgegeben zu Berlin den Asten Juni 1828.)
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(No. 1150.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 7ten Juni 1828., die veränderte Steuer-Ein-
richtung im Kreise Wetzlar betreffend.

D. in Folge des mit dem Großbherzogthum Hessen abgeschlossenen Joll-
Vereinigungsvertrags, vom Zien März d. J., die Gründe aufhören, aus denen
Ich in Meiner Order vom 3ten Oktober 1826., für den vom Jollverband aus-
geschlossenen Kreis Wetzlar-Braunfels gewisse Surrogatabgaben festgesetzt habe,
und es nunmehr möglich wird, gedachtem Kreise, durch nähere Gleichstellung
in den Landesabgaben mit der ganzen Monarchie, nicht nur die Wohlchat eines
freiern Verkehrs mit derselben zu verschaffen, sondern ihn auch an den Vortheilen
der Verbindung mir dem benachbarten Großherzogkhum Hessen Theil nehmen
zu lassen; so bestimme Ich biermit auf Ihren Bericht vom 23sten vorigen
Monats Folgendes:

4) Von den durch gedachte Order angeordneten Abgaben hören auf:
a) die Eingangsabgabe in der Stadt Wetzlar von den darin näher be-

zeichneten fremden Gegenständen, von da ab, wo der Zoll-Wereini-
gungsvertrag mit dem Großherzogthum Hessen zur völligen Ausführung
kommen wird;

b) der in dem Kreise Wetzlar-Braunfels, ausschlieplich der Stadt Wetzlar,
angeordnete Klassensteuer -Zuschlag von allen Steuerpflichtigen und
der Gewerbesteuer=ZuschlagvondenBrauereienundSchankwirth=
schaften vom 1sten Juli d. J. ab.

2) Bei Auphebung aller bereits abgeschafften, nach der vorigen Landesver-
fassung erhobenen landesherrlichen Abgaben, behält es sein Bewenden.

3) Dagegen kommen von dem unter 1. a. bestimmten Termin ab,

a) in dem Kreise Wetzlar-Braunfels, einschließlich der Stadt Wetzlar,
wegen der Ein-, Aus= und Durchgangsabgaben von fremden Ge-
genständen, dieselben Gesetze zur Anwendung, welche deshalb unter
dem 26sten Mai 1818. und später für die Monarchie gegeben worden,
und die in der nach dem Vertrage mit dem Großherzogthum Hessen
erforderlichen Art daselbst zu verkündigen sind.
Auch wird die Brannewein= und Braumalz-Steuer, wie sie durch
Meine Order vom 3ten Okkober 1826. für die Stadt Wetzlar ange-
ordnet worden, in dem Kreise Wetzlar-Braunfels allgemein erhoben.
Wein oder Taback, welche daselbst gebaut werden sollten, werden
der Versteurrung, der erste nach dem Gesetz vom 25sten Septem-
ber 1820., und der letzte nach Meiner Order vom 29sten Marz 1828.
unkerworfen.

b

.—

4) Wegen
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4) Wegen der Salzabgabe verbleibtesvorerstbeiden bisherigen Bestimmungen,
5) In Hinsicht auf den Verkehr mit ausländischen Waaren im Kreise und auf

den Verkehr desselben mit den übrigen Theilen der Monarchie, setze Ich
die Bestimmungen gedachter Order vom 31en Oktober 1826., von dem
unter 1. a. angegebenen Termin ab, außer Kraft und es treten deshalb
die allgemein gesetzlichen, so wie in Bezug auf den Verkehr mit dem
Großherzogthum Hessen die vertragsmaßigen Verhältnisse ein.

« Ich uberlasse Ihnen zur weiteren Ausfuhrung dieser Bestimmungen
uberall das Nothige anzuordnen und diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche
erforderlich sind, um die dortige Steuerverwaltung mit der Großherzoglich-
Hessischen in die vertragsmáßige Verbindimg zu setzen. Diese Bestimmungen
haben Sie im gesetzlichen Wege bekannt zu machen.

Berlin, den 7ten Juni 1828.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Finanzminister v. Motz.

Vo. 1150 — 115t.) No. 1151.)
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Mo. 1151.) Allerhochste Kabinetsorder vom 18ten Juni 1828., üher die Befrezung derjeni-
gen, welche das 16te Lebensjahr noch nicht vollendet haben, pon der
Klassensteuer.

G
Ich habe aus Ihrem Berichte vom Zosten v. M. Lern ersehen, daß der
Zustand der Finanzen eine anderweitige Erleichterung in der Erhebung der
Klassensteuer gestattet, und genehmige deshalb nach Ihrem Antrage, daß die
Klassensteuer-Mlichtigkeit, statt wie bisher mit dem vollendeten 14ten Lebens-
jahrer vom 1sten Januar 1829. an, erst mit dem vollendeten 164en Lebensjahre
anfange, welchem gemáß Sie das Erforderliche zu verfügen haben.

Berlin, den 18ten Juni 1828.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Finanzminister v. Motz.



Gesetz-S ammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 Mo. 13.

(No. 1132.) Traité d’amitié, de navigation
ct.de commerce entre Sa Mejesteé le

Roi de Prusse ct Sa Mejesté IEmpe-
reur du Dréeil. Du.9 Juillet 1827.

Au nom de la Très-Soi

et indioisible Lrinité!l

S. Majesté le Roi de Prusse et Sa
Majesté PEmpereur du Brésil, égale-
ment animés du désir de voir con-
certer les moyens d’activer et T’ten-
dre les relations Ccommerciales enze.
Leurs états respectifs, dans Tintérér
Ccommun de Leurs sujets et á avan-
tage réciproque des deux nations, er
de prochrer toutes les facilités er tous
les encouratgzemens à ceux de Leurs
sujets, qui ont part d ces relations,
Om nommé des plénipotentiaires,
Pour conclure un traité Tamitié, de
navigation et de commerce, savoir:

Sa Majestéile Roi de Prusse: le
Sienr de Olsers, Son conseiller
d'ambassade et chargé dl'affaires
à la cour impériale du Brésil,
cheralier de Tordre royal de Feigle
routze; ert

Jahrgang 1826. — (K.. 4142.)

(No. 1152.) Uebersetzung des nebenstehenden
Freundschafts-, Schifffahrts= und Hanu-
dels-Vertrags zwischen Seiner Majestät
dem Könige von Preußen und Seiner Ma-
jestät dem Kalser von Brasslien. Vom
Iten Juli 18327.

Im Namen der hochheiligen und
untheilbaren Dreieinigkeit!

So Majestäat der König von Preußen
und Seine Majestät der Kaiser von Bra-
silien, beseelt von gleichem Wunsche einer
Verständigung über die Mittel, um im
gemeinschaftlichen Interesse Ihrer Unter=
thanen und zum gegenseitigen Nutzen bei-
der Nationen die Handels-Verbindungen
zwischen Ihren beiderseitigen Staaten zu
beleben und zu erweitern, und Ihren hie-
bei betheiligten Unterrhanen alle und jede
Erleichterung und Aufmunterung zu ver-
schaffen, haben zum Abschlusse eines
Freundschafts-, Schifffahrts= und Han-
dels-Verrrages Bevollmächtigre ernannt,
nämlich:

Seine Majestät der König von Preußen
den Herrn von Olfers, Allerhöchsl-
Ihren Legations-Rath und Geschafts-
fräger am Kaiserlich-Brasilischen Hofe,
bes Königl- rothen Adler-Ordens Ritter;
und

Q

 Ansgegeben zu Berlin den 31sten Juli 1828.)



Sa Majesté 'Empereur du Brésil:
Leurs Excellences Messiceurs, le
Marquis de Queluz, conseiller
FTétat, sénateur de l'Empire, grand-
croix de Tordre impérial du Cru-
zeiro, rommandeur de Tordre du
Christ, ministre-secrétaire Tétat des
allaires Ctrangères; le Vicomte de
St. LTeopofdko, conseiller Tétat,
Sénateur et Grand de TEmpire,
officier de Tordre impérial du
Cruzeiro, chevalier de Tordre du
Christ, ministre-secrétaire T’état de
Pintérieur; et le Marquisd# Maccy,
du conseil de Sa Majestée TEmpe--
reur, gentilhomme de la chambre
impérialc, Commandeur de hordre
du Christ, oflicier de l’ordre im-
périal du Cruzeiro, chevalier des
ordres de la Tour et Epée ei de
St. Jean de Hrusalem, liculenam-
Colonel de Pétat--major, ministre-
Secrétaire Tétat de la marine;

Lesquels, aprèes s'étre communiqué
réciproqucment leurs pleins-pouvoirs
respectits, trouvés en bonne er dde
forme, ont arrété et conclu les ar-
ticles suirans:

Ak-r. 1. II Faura Paiz constante
et amitié perbétuelle ciure Leurs
Meajestes le Roi de Drusse et PEmpe-
reur du Bresil, Leurs hériliers et suc-

Cesscurs, ei eilre Leurs enjets de tous

territoires, saus exception de personne
ni de lieu.

Ant. 2. Les ujels de chacune
des Ilautes Puissances contractantes,
en restant soumis aux lois du pays,
jobiront en leurs personnes et biens

6 —

Seine Majestat der Kaiser von Bra-
silien Ihre Excellenzen den Marquis
v. Queluz, Allerhochst-Ihren Staats-
rath, Senator des Reichs, Großkreuz
des Kaiserlichen Ordens vom sudlichen
Kreuze, Komthur des Christordens,
Minister-Staatssekretair für die aus-
wärtigen Angelegenheiten; den Vicomte
von San Leopoldo, Allerhöchst-
Ihren Staatsrath, Senator und Gro-
ßen des Reichs, Offizier des Kaiser-
lichen Ordens vom südlichen Kreuze,
Ritter des Christordens, Minister-
Staatssebretair des Innern; und den
Marquis v. Maccy, Allerhöchst-
Ihren Rath und Kammerherrn, Kom-
thur des Christordens, Offizier des
Kaiserl. Ordens vom südlichen Kreuze,
Ritter der Orden vom Thurm und
Schwerdt, und vom Heiligen Johannes
von Jerusalem, Obrist-Lieutenank vom
Generalsiabe, Minisler-Staatssekretair
des Seewesens;

welche, nachdem sie sich gegenseitig ihre
in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten mitgetheilt, folgende Artikel
verabredet und abgeschlossen haben.

Art. 1. Es soll beständiger Friede
und ewige Freundschaft seypn zwischen
Ihren MajestätendemKönigevonPreußen
und dem Kaiser von Brasilien, Ihren
Erben und Nachfolgern, und zwischen Ib-
ren Unterthanen aller Gebiete, ohne Aus-
nahme der Person und des Orts.

Art. 2. Die Unterthanen einer jeden
der hohen kontrahirenden Machte sollen,
obwohl den Landesgesetzen unterworfen,
fur ihre Personen und Guter im ganzen



dans toutel'étendue des texritoires de

Tautre des meémes droits, Privileges,
faveurs et exzemptions, dui sont ou-
seroient accordés aux sujets de la
natioi. la plus favorisée. IIs ne seront
point assujettis aux visites er recher-
ches- arbitraires, ni à aucun examen
ou investitzatian de leurs livres et

PaPiers. sous dueldue Prétexte quece
#v#ir. Dans le cas de. uahison, con-
mebande. ou autres orimes, dont les
lois des pays respectifz font mention,
les recherches, Visites, examens et
investigations. ne, pourromt avoir lieu
dwavec Tassistande du magistrat Com-
pétent, er en. Présence du consul de,
la narion, à qui apPPartiendra la par-
ric Prévenue, du. vice-consul ou de
son délégué, en cas Guil y en ait sur
les licux.

Anr. 3. En cas de mésintelli-

gence ou de rupture entre les deux
buissances (puisse Dieu ne le per-
mettre jamais!) lequel cas ne sera!

reputé exister, du’apres le rappel ou.
le dpart des agens diplomatiques
respectils, les sujets de chacune des
Hautes Puissances contractantes, re-
sivant dans ies domaines de lautre,
pourront y rester Pour leurs allaires,
sans tre CGenés en quelque manjère
qus c# soit, tant qu'ils continueront
à de eomporter pacifiquement, et à
ne aucune ollense cqomre
les loss. Dans #e##c#aa N#epandam, on
ils se rendroiem suspects par leur
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Umfangeder Gebjete der anderen Macht
derselben Rechte, Vorrechte, Begünsti-
gungen und Befreiungengenießen, welche
den Unterthanen der begünstigtesien Na-
tion zugestanden worden sind, oder wer-
den möchten. Sie können weder willkühr-
lichen Haussuchungen und Nachforschun-
gen, noch irgend einer Prüfung und Un-
tersuchung ihrer Bücher oder Papiere,
unter welchem. Vorwande es auch sey,
unterworfen werden. Im Falle des Ver-
rathes, des Schleichhandels oder anderer
strafbaren Vergehen, dexen die respektiven
Landesgesetze erwähnen, dürfen Haus-
suchungen und Nachforschungen, so wie
PrüfungenundUntersuchungenderBücher
und Papicre nur unter dem Beistande der
kompetenten Behörde und in Gegenwart
des Konsuls der Nation, welcher der
beschuldigte Theil angehört, des VWice-
Konsuls, oder seines Substituten, vor-
ausgesetzt, daß dergleichen an dem Orte
vorhanden sind, Statt finden.

Art. 31. Im Falle eines Mißver-
ständnisses oder Bruches zwischen den bei-
den Mächten (den Gottuie zulassen wolle!)
welcher Fall nur nach Zurückberufung
oder Abreise der gegenseitigen diplomati-
schen Agenten als wirklich eingetreten an-
zusehen seyn wird, sollen die Untertha-
nen einer jeden der bohen kontrahirenden
Mschte, die in den Besitzungen der Ande-
ren wohnen, zur Besorgung ihrer Angele-
genheiten daselbst verbleiben dürfen, ohne
auf irgend cine Weise behelligt zu werden,
so lange sie fortfahren, sich ruhigzuver-
halten, und sich keine Uebertretungen der
Gesetze zu exlauben. Sollten sie jedoch
durch ihr *- sich verdachtig machen,O 2



conduite, ils seront sommés de sortir
du pays, et il leur sera accordé un
terme pour se retirer avec leurs biens,
qui n'excédera pas huit mois.

Anr. 4. Les individus accusés
dans les Gtats de Pune des lautes Pnis-
sances contractantes, des crimes de
haute trabison, félonie, fabrication
de faussc monnoye ou du papier dul
la représente, ne recevront point de
Protection dans les Stats de Fantre,
 Mmais au contraire en seront expulsés,
aussicöt du’Elle en sera requise Par le
Gouvernement respectif. — Les indi-

vidus, qui déserteroient du’'service de
mer ou de terre DTune des Hautes
Puissances comractantes ne seronr

Pas reçus dans les éCtats de PTautre,
mais seront arrétés et remis sur la
reclamation des agens consuleires
respectifs.

Anr. 5. Lesagens diplomatiques
e’ consulaires de chacunc des Hautes
Puissances contractames jouiront
selon leur grade dans les Ctats de
Tautre des mémes faveurs, honneurs,
Privileges, immunités, exemptions
de droits et de charges, qdui sont ou
seront accordés aux agens de la
nation la plus favorisée.

I reste entendu, que les agens
Consulaires ne pourront entrer dans
Texercice de leurs fonctions sans

Papprobation Préalable du Souverain,
dans les états duquel ils seront
eemployés.

so werden sie aufgefordert werden, dus
Land zu verlassen, und es wird ihnen eine
Frist, sich mit ihrem Eigenkhum zu enr-
fermen, bestimmt werden, welche nichr über
8 Monate ausgedehnt zu werden brauchr.

Art. 4. Die, in den Srtaaten der
einen von beiden hohen konrrahirenden
Mächten der VerbrechendesHochverraths,
der Felonie, der Verfertigung falscher
Munze oder des dieselbe verrretenden Pa-
piers angeklagten Individuen, sollen in
den Scaaren der anderen Macht keinen
Schut erhalten, sondern vielmehr auf An-
suchen des respekriven Gouvernements so-
fort daraus weggewiesen werden. — Die
Individuen, welche aus dem Land= oder
Seedienste der einen der hohen kontrahiren-
den Mächte entweichen, sollen in den Staa-
ten der Anderen nicht aufgenommen, son-
dern auf Reklamation der respektiven Kon-
sular -Agenten verhaftel und ausgeliefert
werden.

Arr. 5. Die diplomatischen und
Konsular-Agencen einer jeden der hohen
kontrahirenden Mächte, sollen nach Ver-
hälmiß ihres Ranges in den Staaten der
anderen Macht derselben Begünstigungen,
Ehren, Vorrechte, Immunitäten und Be-
freiungen von Rechten und Lasten genießen,
welche den Agenten der begünsüigtesten
Nation zugestanden sind, oder noch zuge-
standen werden mochten.

Es versteht sich, daß die Konsular-
Agemen nicht ohne vorgängige Genehms-
gung des Souverains, für dessen Sraa-
ten sie ernannt sind, in Ausübung ihrer
Funktionen treten können.



Anr. 6. II 7 aura liberté réci-
Proque de navigation er de commerce
entre les sujets respectifs des Hautes
Puissances contractantes, tant en na-

vires Prussiens quen navires Brési-
liens, dans tous les ports, baies, anses,
mouillages, villes er territoires ap-
Pertenant aux Ilautes Puissances con-
tractantes.

I en est excepté toutelois les
arricles réservés respectivement aux
deux couronnes, de méme due le
cabotage er le Commerce Cbötier.

Anr. 7. Les bätimens des sujets
de chacune des Ilautes Puissances
Comntractantes, qui entrerom dans les
Ports er monillages de Tautre, ou
dui en sortiront. ne seront assujettis
à aucuns droits ou charges de queldue
nature dw’ils soyent, autres ou plus
considérables, due ceux qui sont
actuellement ou pourront par la suite
##r# imposés aux navires de la nation-
la plus (avorisée d4 leur entrée dans
ces ports et mouillatzes ou'’ à leur
sortie.

Anr. 8. Tous les produits, mar-
chaidises et articles quelconques, qui
som de production, manufacture et
industrie des sujets er territoires d’une
des IIannes Puissances contractantes,
importés directement ou indirecte
ment des Ctats de cette Puissance dans
les états de l'autre, tant en navires
Prussiens due Brésiliens, paieront
généralement et uniquement les
mémes droits, due Paient on vien-
droiert à Payer les sujets de la nation

 Koi 142.)
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Art. 6. Essollzwischen den respel-
tiven Unterkhanen der beiden hohen konra-
birenden Mächte gegenseitige Freiheit der
Schifffahrt und des Handels, sowohl
mittelst Preußischer als mirrelst Brasllischer
Schiffe, in allen Hafen, Bayen, Buch-
ten, Ankerplätzen, Städten und Gebieren
der hohen kontrahirenden Mächte Star#t
finden.

Ausgenommen hievon sind jedoch die
den beiden respektiven Kronen vorbehalte-
nen Handels-Artikel, so wie die Küsten-
fahrt und der Küstenhandel.

Art. 7. Die Schiffe der Untertha-
nen einer jeden der hohen kontrahirenden
Mächte, welche in die Hafen oder Anker-
plätze der anderen einlaufen oder aus den-
selben auslaufen, sollen keinen andern
oder höhern Abgaben und Lasten, welcher
Art auch immer sie seyn mögen, unter-
worfen seyn, als denjenigen, welche den
Schiffen der begünstigtesten Nation bei
ihrem Einlaufen in diese Häfen und Anker-
plätze oder beim Auslaufen aus denselben
gegenwärtig auferlegt sind, oder künftig
etwa auferlegt werden mochten.

Art. 8. Alle Erzeugnisse, Waaren
und Arrikel jedweder Art, welche der Pro-
duktion, Manufaktur und Industrie der
Unterkhanen und Gebiete einer der hohen
kontrahirenden Mächte angehhren, und
auf direktem oder indirektem Wege aus
den Staaten dieser Macht in die Staaten
der anderen, sowohl auf Preußischen als
auch auf Brasilischen Schiffen eingefuhrt
werden, sollen einzig nur dieselben Abga-
ben bezahlen, welche die Unterthanen der
begunstigtesten Nation in Gemaßheit des



la plus favorisée, consormément au
tarif général des douanes.

II est convenu, qu'en parlant de
nation la plus favorisée, la nation
Portugaise ne devra pas servir de
terme de Ccomparaison.

Lorsque les dites marchandises
n'auront pas une valeur déterminée
dans le tarif, Pexpédition en douane
#en fer#a sur facture, ou sur une dé-

claration de leur valeur, signée de la
Partie dui les importera: mais dans
le Cas, on les officiers de la douane,
chargés de la perception des droits,
auroient lieu de soupçgonner fautive
cette Svaluation, ils auront la liberté

de prendre les objels ainsi Svalués, en
Payane dix pour cent en sus de la ditc
évaluation; et ce dans lespace de

duinze jours, à compter du premier
jour de la détention, et en restituant
les droits Payés.

Les sujets de chacune des Hautes
Puissances comractantcs jouiron
Pour le Payement des Gdroits, frais es
dépenses duelconques de douanes dans
les Etats de ’autre, des mémes avantages,
due les indigènes, de manieère due les
sujets de Sa Majesté le Hoi de Prusse
Dourront étre sitznataires des douanes
du Brésil avec les mémes conditions
et süretés due les sujets Brésiliens er
vice versa.

Anr. 9. Les produits et mar-
chandises dépéché,s pour la réexpor-
tation oule transbordement, paicront
réciproquememt les mémes droits que
paient ou viendroientä Payer lessujets
de la nation la Plus favorisée.
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allgemeinen Zolltarifs entrichten,
künftig entrichten werden.

Manist übereingekommen, daß wenn
von der begünstigtesten Nation die Rede ist,
die Portugiesische Nation nicht als Maaß-
stab der Vergleichung dienen soll.

Wenn die gedachten Waaren im Joll-
tarife keine bestimmte Evaluation haben,
so soll die Einklarirung im Jolle nach der
Faktura, oder nach einer von der einfüh-
renden Parthei unterzeichneten Angabe des
Werthes geschehen; sollten jedoch die mit
der Erhebung der Abgaben beauftragten.
Zollbeamen Ursache haben,solche Werh-
Angabe für unrichtig zu halten, so soll
es ihnen frei stehen, die so evaluirten Ge-
gensiände binnen 14 Tagen nach deren
Anhaltung gegen Jahlung des angegebe-
nen Werths mit einem Aufschlage von
zehn Prozent, und unterZurückerstattung.
der erlegten Abgaben an sich zu nehmen.

oder

Die Unterthanen einer jeden der hohen
konrrahirenden Mächte, werden in Betreff
der Zahlung aller Zoll-Abgaben, Unko-
sten und Spesen in den Staaten der ande-
ren, derselben Vortheile, wie die Einge-
bornen genießen, so daß die Unterthanen
Seiner Majestär des Königs von Preußen
Assignanten der Braflilischen Zoll-Aemter
seyn können, unter denselben Bedingun-
gen und Sicherheiten, wie die Brasilischen
Unterthanen und umgekehrt.

Art. 9. Die Produkte und Waa-
ren, welche zur Wiederausfuhr oder Um-
ladung klarirt werden, sollen gegenseitig
dieselben Abgaben bezahlen, welche die
Unrerthanen der begünttigtesten Nation jetzt
entrichten oder kunftig entrichten werben.
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Les produits et marchandises sau-
vés d’un bätiment naufragé ne seront
Pas assujeitis à Payer les droits, ex-
cepté quand ils seront dépéchés pour
la consommation.

II sera accordé pour toutes les
marchandises et objets de commerce,
dont la sortie des ports des deux états
est permise, les mémes primes, rem-
boursemens de droits et avamtages,
due l’exportation s’en fasse par les
navires de PTun ou par ceux de l’autre
état.

Anr. 10. Tous les produits et
marchandises, exportés directement
ou indirectement du territoire de Pune
des Hautes Puissances contractamtes

pourlesétats de Fautre, seront accom-
pagnés de certificats d'origine, signés
Par le consul de celle-ci, ou par les
autorités compétentes du pays, en
cas qu'il n’'y ait pas Tagent consulaire.

Anx. 11. Sil arrive due Tune
des Hautes Prissances contractantes

soit en guerre avec duelque puissance,
nation ou état, les sujets de Tautre
pourront continuer leur commerce et
navigation avec ces mémes états,
#cepté avec les villes ou ports, qdui
seroient bloqués ou assiégés Par terre
ou par mer.

Mais dans aucun cas nesera permis

le Commerce des articles réputés con-
trebande de guerre, tels que canons,
moniers, fusils, Pistolets, grenades,
saucisses, affüts, baudriers, poudre,
salpétre, Casques et autres instrumens
duelconques fabriqués à Pusage de la
guerre.

(No. 1142.)
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Die aus einem Schiffbruche geretteren
Produkre und Waaren sind der Ewrrich-
tung der Eingangs-Abgaben niche unter-
worfen, ausgenommen wenn sie für den
innern Verbrauch einklarirt werden.

Für alle Waaren und Gegenstände
des Handels, deren Ausfuhr aus den
Häfen der beiden Sraaten erlaubrist, sollen
dieselben Prämien, Rückzlle und Vor-
theile gewährt werden, die Ausfuhr möge
auf Schiffen des einen oder des andern
Staates erfolgen.

Art. 10. Alle Produkte und Waa-
ren, welche aus dem Gebiete der einen
der hohen konrrahirenden Mächee nach den
Sctaaten der anderen auf direkte oder indi-
rekre Weise ausgeführt werden, sollen mit
Ursprungs-Zeugnissen, vom Konsul der
letztern Macht, oder, in Ennangelung
eines Konsular-Agenten, von der kompe-
kenken Behörde des Landes unterzeichner,
versehen seyn.

Art. 11. Sollte der Fall einrreren,
daß eine der hohen komrahirenden Mächte
mit irgend einer Macht, Nation oder
irgend einem Staate im Kriege wäre, so“
dürfen die Unterthanen der underen Macht
ihren Handel und ihre Schifffahr mit die-
sen Staaten fortsetzen, ausgenommen mit
den Städten oder Häfen, welche zur See
oder zu Lande blokirt oder belagert wären.

In keinem Falle soll der Handel mit
den für Kriegs-Kontrebande crachteten
Gegenständen erlaubt seyn, als da sind;:
Kanonen, Mörser, Gewehre, Pistolen,
Granaten, Zündwürste, Laffetten, Wehr-
gehänge, Pulver, Salpeter, Helme und
andere zum Gebrauche im Kriege verfer-
tigkeWerkzeuge irgend einer Ark.



AnRT. 12. Le présent traité sera
en vigneur pendant dix ans à dater du
jour de la ratisication, et au delà de ce
terme, jusqu'à lexpiration de douze
mois, après que Fune ou Tautre des
IIantes Puissances contractantes aura
annoncé à Tautre son intention dele
terminer.

Anx. 13. Les langues Portugaise
er Française ayant 6t½ exclusivemen
employées dans la rédaction du pré-
sent traité, 1 est reconnu par les
Hantes Pissanges contractantes, due
cet emploi exclusif des deux langues
ne tirera Point à conséquence pour
Tavenir.

Anr. 14. Le présent tralté sera
r#tifié et les ratilications en seront

éGchangées dà Rio de Janeiro dans
Tespage de huit mois à Ccompter du
jour de la signature on plutòt, si saire
se Ppeut.

En foi de quoi les plénipotentiaires
de Leurs Majestés le Roi de Prusse et
TEmpereur du Brésil, en vertu de
leurs pleins-ouvoirs, Pont signé de
leur main, er y ont fait apposer le
sceau de leurs armes.

Fait à Rio de Janeiro le neuf
Juiller, Pan de gräce mil-huit-cens-
vingt-sept.

(L. S.) de Oers.
(L. S.) NMarquez de Quelus.
(L. S.) Visconde d#e S. Leopoldo,
(L. 8.) Marquez de Mace)'h,
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Art. 12. Gegenwäriiger Traktat
soll vom Tage der Ratifikation ab, zehn
Jahre hindurch gültig seyn, und über
diesen Jeitpunkt hinaus, bis zum Ablaufe
von zwölf Monaten, nachdem die cine
oder die andere der hohen kontrahirenden
Mächte der anderen ihre Absicht, densel-
ben aufzuheben erklärt haben wird.

Art. 13. Da die Portugiesische und
Französische Sprache bei der Redakrion
dieses Traktates ausschließlich gebraucht
worden sind, so ist es von den hohen kon-
trahirenden Mächten anerkannt worden,
daß dieser ausschließliche Gebrauch der ge-
dachten beiden Sprachen keine Folgerun-
gen für die Zukunft nach sich ziehen soll.

Art. 14. Der gegenwärtige Trak-
tat soll ratifizirt, und die Ratisikationen
besselben sollen innerhalb acht Monaten,
vom Tage der Unterzeichnung an, oder
wenn es seyn kann noch früher, in Rio de
Janeiro ausgewechselt werden.

Zur Urkunde dessen habendieBevoll-
mächtigten Ihrer Majestäten des Königs
von Preußen und des Kaisers von Brast-
lien, kraft ihrer Vollmachten denselben
unterzeichnek, und ihn mit ihren Wappen
verseben lassen.

So geschehen zu Rio de Janeiro am
neunten Juli, im Jahre des Heils Eintau-
send achthundert und sieben und zwanzig.

(L.S.) v. Olfers.
(I. S.) Marquis v. Quelnz.
(I. S.) Bicomre v. San Leopolde.
(L. 8S.) Marquis v. Maceyés,

Nach
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Nach erfolgter Ratifikation dieses Vertrags, bessen Ratifikations-
Urkunden am 21sten April 1828. zu Rio de Janeiro ausgewechselt worden
sind, haben die beiderseitigen Bevollmachtigten noch den nachfolgenden, Kaiserlich-
Brasilischer Seits bereits mit dem Vertrage selbst bekannt gemachten Zusatz-
Arrikel abgeschlossen:

Article additionnel

au traité d’amitié, de navigation et
de commerce du 9. Juillet 1827.
condlu er sitgné à Rio de Janeiro le
18. Avril 1828. par les mémes pléni-
Potentiaires.

Article.

L'’intention bien sincè#re des Hautes
Puissances contractantes étant, de
donnertoute laliberté possible aucom-
merce par Padoption d’un systéme de
Parfaite réciprocité, basée sur des
Principes éduitables, on est Convenu,
duc tous les avantages de navigation et
de commerce, dui sont ouseront con-

cédés par une des Hautes Puissances
Contractantes à ule ville, nation ou à

un Etat quelconque, à Pexception de
la nation Portugaise, seront de fait
er de droit accordés aux sujets de
Tautre, de la méme manicère que si
ces concessions étoient insérées mort

4 mot dans le traité susmentionné, en
obsewvant tomefois les conditions, sous
lesquelles ces avantages auroient 6é
concédés.

I est Cconvenn, due le pPrésent
article additionnel aura laméme force
et valeur, due Fil avoit 61é inséré mot
à mot dans le traité du9.Juillet 1827.

Jahrgang 1828. — (o. 1183.)

(Uebersetzung.)

Zusatz-Artikel
zu dem Freundschafts-, Schifffahrts= und
Handels-Vertrage vom 91en Juli 1827.,
geschlossen und unterzeichnet zu Rio de
Janeiro durch dieselben Bevollmächtigten.

Artikel.

Daes die aufrichtige Absicht der hohen
kontrahirenden Mächte ist, durch Annah-
me eines Sysiems vollkommener, auf bil-
ligen Grundsätzen beruhender Gegensei-
tigkeit dem Handel alle mögliche Freiheit
zu gewähren: so ist man übereingekom-
men, daß alle Schifffahrks= oder Han-
dels-VWortheile, welche von einer der bei-
den hohen kontrahirenden Mächte irgend
einer Stadt, einer Nation oder einem
Staate, mit Ausnahme der Portugiesi-
schen Nation, bewilligt seyn, oder künf-
tig bewilligt werden sollten, hierdurch
auch den Unterthanen der anderen Macht
eben so, als ob diese Vortheile in den
obengedachten Vertrag wörtlich aufge-
nommen wären, jedoch unter den Bedin-
gungen, unter welchen ihre Bewilligung
erfolgt ist, zugestanden seyn sollen.

Es ist verabredet worden, daß der
gegenwärtige Zusatz-Arkikel dieselbe Kraft
und Gültigkeit haben soll, als ob er Wort
für Wort in den Vertrag vom Iten
Juli 1827. eingerückt wäre.

R



En foi de quoi les plénipotentiares
de Leurs Majestés le Roi de Prusse et
TEmpereur du Brésil, en vertu de
leurs Ppleins-pouvoirs, ont signé le pré-
sent article de leur main, er y ont fait
apposer le sceau de leurs armes.

Fait à Rio de Janeiro le dix-huit

TAvril, Pan de gräce mil-huit-cent-
vingt-huit.

(L. S.) de Oers.
(L. S.) Marquez de Oueitz.
(L.S8)Visconde de S. Leopoldo.
(L. S.) Marquez de Mace0).
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Deß zur Urkunde haben die Bevoll-
mächtigten Ihrer Majestäten des Königs
von Preußen und des Kaisers von Bra-
silien kraft ihrer Vollmachten, den gegen-
wärtigen Artikel unter Beidrückung ihrer
Wappen unterzeichnet.

So geschehen zu Rio de Janeiro
am achtzehnten April im Jahre des Heils
Eintausend achthundert und acht und
zwanzig.

(L. S.) v. Olfers.
(L. S.) Marquis v. Queluz.
(L. S.) Vicomte v. San Leopoldo.
(L. S.) Marquis v. Macey.

MNo. 1153.)
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(No. 1153.) Allerhöchste Kabinetsorder vom Aten Juni 1828., die Empfangs-Bescheinigung
bei Insinuation diesseitiger gerichtlicher Verfügungen im Auslande betreffend.

A. Ihren (ßemeinschaftlichen Antrag im Berichte vom 9t#en v. M., wegen der
gen bei Insinuation diesseitiger gerichtlicher Verfügungen

im Auslande, genehmige Ich die vom Justiz-Ministerium unter dem 22sten
August 1823. an die Gerichts-Behörden erlassene Zirkular-Verfügung dahin:

I. daß bei den in Frankreich zu bewirkenden Insemuationen von Vorladungen
und sonstigen Verfügungen zwar wie bisher geschehen, Empfangsbeschei-
nigungen zu verlangen, daß aber, wenn diese binnen einer angemessenen
Frist nicht eingehen, die Anzeige der jedesmaligen diesseitigen Gesandtschaft:
das Insinnandum dem dortigen Ministerium der auswärtigen Angelegen-
heiten zugestellt zu haben, für hinreichend zu achten, um die Insinuation
als vollständig anzunehmen und die rechtlichen Folgen derselben eintreten
zu lassen;

II. daß bei den in Groß-Britannien zu bewirkenden Insinuationen, im Falle
jemand die Ausstellung des Empfangsscheins über die geschehene Insinua=
tion verweigern sollte, die Bescheinigung der diesseitigen Gesandschaft oder
des diesseitigen Konsulats über die Insinuation oder über die Absendung
einer solchen Urkunde durch die Post an den Betheiligten, als gültig und
genügend anzunehmen.

Ich bestimme zugleich
III. daß die Verfügung unter I. auf das gesammte Ausland, wo die nämlichen

Schwierigkeiten eintreten können, ausgedehnt und nur hinsichtlich der Bun-
des-Staaten es bis zur erfolgten Reviston der Prozeß-Ordnung bei den
Vorschriften derselben im F. 1 1. Tit. Vll. belassen werden soll.

Sie haben die Bekanmmachung dieser Vorschriften im gesetzlichen Wege
zu verfügen.

Berlin, den 4ten Juni 1828.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminister Grafen v. Bernstorff und Grafen v. Danckelman.

(No. 1143 — 1154#.) R 2 (No. 1154.)
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(No. 1154.) Allerhochste Kabinetsorder vom JOsten Juni d. J., über das Verfahren bei
Kompetenz-Konflikten zwischen den Gerichten und den Verwaltungsbehörden.

Ul die Kompetenz-Konflikte zwischen den Gerichten und den Verwaltungs-
Behbrden durch ein gesetzlich bestimmtes Verfahren gleichförmig zu beseitigen,
setze Ich, auf den Bericht des Staatsministeriums vom 12ten d. M., hiedurch
fest: daß jeder einzelne Fall eines Konflikts, der nicht durch eine Vereinigung
zwischen dem Minister der Justiz und dem Minister der betreffenden Verwaltung
zu erledigen ist, im gesammten Staatsministerium nach seinen faktischen und
rechtlichen Verhältnissen vollständig erörtert und gründlich geprüft werde. Wenn
hiedurch die Gewißheit erlangt ist, daß keine Momente übergangen sind, die ein
vichtiges Urtheil über die streitige Anwendung des Gesetzes auf den vorliegenden
Fall begründen, hat das Scaatsministerium in einem motivirten gutachtlichen
Bericht auf Meine unmittelbare Bestimmung anzutragen, auch, wenn nach der
Ansichtdesselben der Kompetenzstreit aus einer zweifelhaften Fassung des Gesetzes
entsprungen und durch eine deklaratorische Entscheidung, mithin im Wege der
Gesetzgebung, zu berichtigen ist, den Entwurf der Deklaration zu Meiner weitern
Verfügung Mir einzureichen. In sofern nur über die Anwendbarkeit eines für
unzweifelhaft zu achtenden Gesetzes auf den einzelnen Fall zu urtheilen ist, mit-
hin keine gesetzgebende, sondern eine richterliche Funkrion eintritt, behalte Ich
Mir nach Verschiedenhrit der Fälle und mit Rücksicht auf die größere oder min-
dere Erheblichkeit des Gegenstandes vor, entweder unmittelbar, erforderlichen
Falls nach zuvörderst erstattetem Gutachten des Staatsraths, zu entscheiden,
oder die Entscheidung dem höchsten Gerichtshofe, mithin, nach Bewandniß des
Ressorts, entweder dem Geheimen Ober-Tribunal, oder dem Rheinischen Revi-
sionshofe, aufzutragen. Uebrigens muß, sobald der Fall eines Konflikts ein-
tritt, das Rechtsverfahren in der Sache selbst von Seiten der gerichtlichen
Beheörde suspendirt, und die Entscheidung des Kompetenz-Konflikts erwartet
werden.

Das Staatsministerium hat diese Beslimmungen zur öffenklichen Kenntniß
zu bringen und in Gemäßheit derselben sowohl in den bereits vorliegenden, als
in den sich künftig ereignenden Konfliktfallen zu verfahren.

Potsdam, den 30sten Juni 1828.

Friedrich Wilhelm.
An das Staatsminislerium,

(No. 1155.)
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(No. 1155.) Allerhschste Kabinetsorder vom 14ten Juli 1828., betreffend die Aufhebung
aller weitern Nachforschungen hinsichtlich der nicht mit dem Vermögens-
steuerungs-Stempel bedruckten öffentlichen Paplere aller Art.

A.# den in Ihrem Berichte vom 27 ten v. M. enthaltenen Gründen und nach

Ihrem Antrage genehmige Ich, daß die öffentlichen Papiere aller Art, welche sich
bei der Bekanntmachung des Gesetzes vom 24 stenMärz 1812., die Vermögens-
und Einkommensteuer betreffend, im Umlauf befanden und der Vermögenssteuer
zu unterwerfen gewesen wären, jedoch nicht mit dem Stempel bedrückt sind, den
die Deklaration vom 13ten Juli 1812. zum Beweise der Versteuerung erfordert,
von weitern Nachforschungen dieserhalb entbunden, und weder im Umlauf noch in
der Zinsenerhebung beschränkt werden sollen. Ich überlasse Ihnen, diese Bestim-
mung zur öffentlichen Kenntniß zu befördern.

Teplitz, den 1 4ten Juli 1828.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Finanzminister von Motz.

(No. 1155 — 1156.) No. 1150.)
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NNo. 1156.) Deklaration vom 10ten Juni 1828., dieVerlängerung der mit dem Königlich-
Niederländischen Gouvermement unterm 11#en Juni 1818. abgeschlossenen
Kartel-Konvention betreffend.

Déclaration.
Les gouvernemens de Prusse ei

des Pays-bas étant convenus de pro-

longer, sauf quelques articles, aux-
duels Pon apportera des modifications,
la convention de Cartel, qwils ont
Conclue le 11. Juin 1818., Je sous-

signé déclare au nom de Sa Majesté le
Roi de Prusse, qdue cette Convention

est Censée Prolongée pour six années,
à dater du 1er Janvier de Pannée pré-
sente, et due ses dispositions sont

maintenues, 4 la réserve de celles,
Contenues aux articles 2. et 3. de la

dite Convention, la teneur desquels
sera dorénavant la szuivante:

Artiele 2.

Seront réputés déserteurs nonseu-
lement les militaires de toute arme et

de tout grade, qdui quitteront leurs
drapeaux, mais encore les réfractaires,
C.a. d. les individus, dui, appelés, ou
dans le cas d'étre appelés au service

actif de la Landwehr, de la Milice Na-
tionale, ou de toute autre branche

militaire duelconque, ne se rendraient

Pas à Tappel, ou chercheraient 4y
s ustraire en se rélugiant sur le terri-

toire de ’autre des Hautes Parties con-

tractantes.

Uebersetzung der Deklaration.
Nachdem das Königlich-Preußischeund

das Königlich -Niederländische Gouverne=
ment dahin übereingekommen sind, die un-
term 11#ten Juni 1818. abgeschlossene
Kartel-Konvention, mit Vorbehalteeiniger
Abänderungen, zu verlängern; so erklärt
der Unterzeichnete hierdurch: daß die ge-
dachte Konvention, als vom lsten Januar
d. J. ab, auf sechs Jahre verlängert an-
zusehen ist, und daß die Besiummungen
derselben, mit Ausnahme der in den Arei-
keln 2. und Z. enthaltenen, deren Fassung
künftig folgende seyn wird, aufrecht er-
halten werden sollen.

Artikel 2.

Als Deserteure werden nicht allein
die Militairpersonen ohne Unterschied der
Waffe und des Grades, welche ihre
Fahnen verlassen, sondern auch die aus-
getretenen Militairpflichtigen, d. h. die-
jenigen Individuen angesehen, welche, zum
wirklichen Dienste bei der Landwehr, bei
der National-Miliz oder bei irgend einem
anderen Zweige des Militairdienstes ein-
berufen oder in dem Falle, einberufen
zu werden, sich auf die an sie ergangene
Aufforderung nicht einstellen, oder sich
dieser Einstellung zu entziehen suchen, in-
dem sie sich auf das Gebiet des andern
der hohen kontrahirenden Theile flüchten.
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Article. 3. Artikel 3.

Sont exceptés de la restitution ou Von der Auslieferung oder Jurück-
de Textradition, dui Pourra d#tre de- stellung, die auf den Grund des ge-
mandée en vertu des Présentes: genwärtigen Vertrages verlangt werden

kann, sind ausgenommen:
a) les individus nés sur le terriroire a) Individuen, welche in dem Staate,

de PEtat, dans lequel ils auront
cherche un asile, er qui, Wayant

Point acquis de domicile fixe dans
Pautre Etat Tapres les lois etregle-
mens réciproquement en vigueur,
ne (eroient, en désertant, due

rentrer dans leur Pays natal;

b) les individus qui, bien due nés
dans IEtat qwils quittent, auroient
éEtabli leur domicile dans celui, u
ils se sont retirés, selon les lois

et reglemens qdui acet égard y sont
en vigueur;

c) les individus qui, soit avans soit
après leur désertion, se sont ren-

dus coupables d'un crime ou deélit

duelconque, à raison duquel ily
a lieu de les traduire en justice

devant les tribunaux du pays, on
ils résident.

Néanmoins en ce cas lextradition

wo sie eine Zuflucht gesucht haben,
geboren sind, in dem anderen Staate
aber, nach den gegenseitig in Kraft
besindlichen Gesetzen und Verordnun-
gen, noch kein bestimmtes Wohnsitz-
recht erworben hatten, und die sonach
vermittelstihrer Dersertion nur in ihre
Heimath zurückkehren;

b) Individuen, welche, obwohl sie in
dem Staate, den sie verlassen haben,
geboren sind, doch in dem anderen
Staate, wo sie eine Juflucht gesucht,
einen besiimmten Wohnsitz nach den
dieserhalb daselbst in Kraft befind-
lichen Gesetzen und Verordnungen,
erworben haben;

c) Individuen, die entweder vor oder
nach ihrer Desertion sich irgend eines
Verbrechens oder Vergehens schuldig
gemacht haben, um dessentwillen sie
vor die Gerichte des Landes, wo sie

sich aufhalten, zar rechtlichen Unter-
suchung gestellt werden können.

Gleichwohl findet auch in diesem
aura lieu, apres due le déserteur aura Falle die Auslieferung Statt, nachdem
6té% acquitté ou aura subi sa peine. der Deserteur freigesprochen ist, oder seine

Strafe überstanden hat.
Les engagemens civils, qdu’un dé- Privatrechtliche Verpflichtungen, die

serteur pourroit avoir Contractés dans ein Deserteur im Staate des andern Sou-
(No. 1156.)



TEtat de Tautre Sonverain, ne pour-
ront dans aucun cCas motiver le refus

de son extradition.

En feéi de quoi laprésente déclara--
tion, qui sera éCchangée contre un acte

correspondant du Gouvernement des
Pays-bas, à été signée Par Moi, Ministre
#Etat et du Cabinet de Sa Majesté le
Roil de Prusse, ei munie du sceau

Hoyal.

PFait àd Berlin, le 10. Juin 1828.

(L. S.) Bernston#shl

90

verains eingegangen seyn möchte, können
in keinem Falle ein Grund zur Verwei-
gerung seiner Auslieferung werden.

Urkundlich ist gegenwärtige Erklä-
rung, welche gegen eine übereinstimmende
Erklärung des Königlich-Niederlandischen
Gouvermements ausgewechselt werden soll,
von dem unterzeichneten Minister der aus-
wärtigen Angelegenheiten Seiner Majestät
des Königs von Preußen vollzogen und
mit dem Koniglichen Insiegel versehen
worden.

So geschehen Berlin, den 10ten Juni
1828.

(L. S.) Bernstorff.

Vorslehende Erklarung wird, nachdem solche gegen eine übereinstimmende
von dem Königlich-Niederländischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten,
Baron Verstolck von Soelen, unterm 6ten Juli 1828. vollzogene Erklärung
ausgewechselt worden ist, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Berlin, den 24sten Juli 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
von Schönberg.



Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Stgatern.

. No. 14. —

(No. 1157.) Ministerial-Erklärung vom 1 Zten Juli 1828., über die mit dem. Senate
der freien Stadt Hamburg getroffene Vereinbarung, die Sicherstellung
der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten
wider den Bücher-Nachdruck betreffend.

D. Koöniglich-Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten erklärt
hierdurch, in Gemäßheit der von Seiner Königlichen Majestät ihm ertheilten
Ermächtigung:

nachdem von dem Senate der freien Hanseestadt Gamburg die Zusiche-
rung ertheilt worden ist, daß vorläufig, und bis es in Gemäßheit des
Artikels 18. der deutschen Bundesakte zu einem gemeinsamen Beschlusse
zur Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger wider
den Bücher-Nachdruck kommen wird, eine besondere Verordnung, durch
welche der Bücher-Nachdruck und dessen Verbreitung bei Strafe der
Konfiskation und einer namhaften Geldbusse in der Stadt Hamburg
gänzlich verboten wird, erlassen worden, und diese Verordnung in
ganz gleicher Maaße auf die Verlagsartikel der Schriftsteller und Ver-
leger in den Königlich-Preußischen Staaten Anwendung finden soll;

daß das Verbot wider den Nachdruck, so wie solches bereits umn ganzen Bereiche
der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inländischen Schuftsteller und
Verleger, nach den in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen, besieht, auch
auf die Schriftsteller und Verleger in der freien Hanseestadt Hamburg ganz
gleiche Anwendung sinden, mithin jeder durch Bücher-Nachdruck oder dessen
Verbreitung gegen letztere begangene Frevel, nach denselben gesetzlichen Vor-
schriften beurtheilt und geahndet werden solle, als handele es sich von beein-

trächtigten Schriftstellern und Verlegern in der Preußischen Monarchie selbst.
Jategang 3828. — (No. 1157.) Gegen-

(Ausgegeben zu Berlin den 23sten August 1828.)



Gegenwartige Erklarung soll, nachdem sie gegeneine ubereinstimmende,
von dem Senate der freien Hanseestadt Hamburg vollzogene, Erklarung ausge-
wechselt worden seyn wird, durch offentliche Bekanntmachung in den diesseitigen
Staaten Kraft und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 13ten Juli 1828.

(I. S.)
Königl. Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.

Vorstehende Erklärung wird, nachdem solche gegen eine übereinsiimmende,
und nur mit besonderer Rücksicht auf eine mittlerweile publizirte Verordnung
wider den Nachdruck vom 4ten Juli d. J., von dem Senate der freien Stkadt
Hamburg unterm 25sten Juli 1828. ausgefertigte Erklärung ausgewechselt
worden ist, unter Beziehung auf die Allerhöchste Kabinetsorder vom 164en
August 1827. (Gesammlung pro 1827. No. 17. Seite 123.), hierdurch
zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Berlin, den 9ten August 1828.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
v. Schönberg.

 [No. 1148.)
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(No. 1158.) Gesetz, zur Erleichterung der Todeserklärungen der nus den Kriegen von
1806 bis 1816. nlcht zurückgekehrten Personen. Bom 2ten August 1828.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. 2c.

Da seit der Beendigung der in den Jahren 1806 bis 1815. geführten
Kriege eine Reihe von Jahren verflossen ist, und sowohl dadurch, als durch die
besonderen ungewöhnlichen Ereignisse und Umstände, von denen diese Kriege be-
gleitet gewesen sind, die Vermuthung begründet wird, daß die darin vermißten
Personen nicht mehr am Leben sind, und daher das für gewöhnliche Todes= und
Abwesenheits-Erklarungen vorgeschriebene Verfahren nicht mehr erforderlich ist:
so verordnen Wir für sämmtliche Provinzen Unserer Monarchie, auf den Antrag
Unseres Staatsministeriums, nach erfordertem Gutachten Unseres Staatsraths,
bierdurch Folgendes:

g. 1.
Alle diejenigen, welche an einem der in den Jahren 1806 bis 1815.

geführten Kriege Theil genommen haben, und darin vermißt worden sind, sollen
von dem Gericht ihres letzten Wohnorts oder ihrer Herkunft für todt erklart
werden, wenn nachgewiesen wird, daß sie an einem jener Kriege Theil genommen
haben, und seit der Beendigung desselben von ihrem Leben keine Nachricht vor-
handen sey.

g. 2.

Es erstreckt sich dies nicht bloß auf die eigentlichen Militairpersonen
(Combattanten), sondern auch auf Kriegsbeamte, Knechte, Schanz- und andere
Arbeiter, desgleichen Ehefrauen, Kinder und Gesinde des Militairs, und über-
haupt alle und jede, welche in irgend einem Verhültnisse der Armee gefolgt sind.

g. 3.
Zum Behuf jener Nachweisung muß der die Todeserklärung extrahirende

Interessent zuvörderst ein Attest der Ortsobrigkeit beibringen, daß der Wer-
schollene in irgend einem Verhältmisse an dem Kriege Theil genommen habe.
Es kann jedoch dieser Nachweis auch durch jede andere Beweisführung geliefert
werden, wenn das Atcest der Ortsobrigkeit nicht zu erlangen seyn mochte.

#.
Sodann muß der Ertrahent eidlich bekrdfrigen: daß er von dem Leben

und Aufenthalt des Abwesenden seit dessen Gefangennehmung oder Werschwinden
im Kriege keine Nachrichten erhalten habe.

Ce. 4138.) K. 5.



K 5.=
Auf den Grund dieses gelieferten Beweises spricht das Gericht die Todes-

Erklärung des Verschollenen durch ein kostenfreies Erkenntnitg aus, ohne daß
es einer öffentlichen Vorladung desselbrn und fonstiger Förmllchkeit des Ver-
fahrens gegen Verschollene bedarf.

&amp; 6.
Der Tag der Rechtskraft des gedachten Erkenntnisses wird als der

Todestag des Berschollenen, und in denjenigen Rheinprovinzen, worin das
französische Recht noch gilt, als Tag der definitiven Ginweisung der Erben in
den Besitz angesehen. Die Ehefrauen der Verschollenen in den letztgedachter
Pwovinzen erhalten durch die Todeserkldrung zugleich das Rechr, die Trenmeg
der Ehe durch den Beamten des Zivilstandes aussprechen zu lassen.

Urkundlich unter Unserer Allerhöchsteigenhändigen Unterschrift und beige-
gedrucktem Königlichen Insiegel.

Gegeben Berlin, den 2ten Auguft 1828.

(I. 8) Friedrich Wilhelm.
U„ « Fur den Kriegsmintiern

Carl, Herzog von Mecklenburg. Graf v. Danckelman. v. Schöler.

Beglaubsst: Frlese.
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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

 JNo. 15.—

([o. 1159.) Vertrag zwischen Seiner Majestät dem Könige von Preußen und Ihren
Hochfürstlichen Durchlauchten den Herzogen von Anhalt-Köthen und Anhalt-
Dessau, wegen Befreiung der beiderseitigen Unterthanen- vom Elbgolle.
Vom 17ten Juli 1828.

!U. den Abschluß des Vertrages, wegen der Zoll= und Verkehrs-Verhältnisse,

ischen Preußen einerseits, und den Herzoglich-Anhalt-Köthenschen und Anhalt-
Dessauschen Landen andererseits, zu erleichtem, haben Seine Majestat der König
von Preußen und Ihre Hochfürstliche Durchlauchten, die Herzöge zu Anhalt-
Köthen und Anhalt -Dessan, Sich vereiniget, wegen Erhebung des Ihnen
traktatenmäßig zusiehenden Elbzolles, besondere Bestimmungen zu treffen, und
zu dem Ende durch Ihre beiderseitigen Bevollmächtigten, namlich:

Seine Majesiät der König von Preußen durch Allerhöchst-Ihren Ge-
heimen Legationsrath Albrecht Friedrich Eichhorn, Nitter des
Königlich-Preußischen rothen Adler-Ordens 3ter Klasse, Inhaber des
cisernen Kreuzes 2ter Klasse am weisen Bande und Nitter des Kaiser-
lich -RussischenSt. Annen-Ordens 2ter Klasse; und
Ihre Hochfürstliche Durchlauchten der Herzog von Anhalt-Köthen
und der. Herzog von Anhalt-Dessau, durch den Köthenschen Geheimen
Finanzrath Ludwig Albert und den Dessauschen Regierungsrath
Ludwig Basedow,

nachsiehende Uebereinkunft, unter Vorbehalt der Genchmigung, verabreden
lassen:

Artikel 1.

Von allen Gegenständen, welche auf der Elbe
a) ün Anhalt-Köthenschen und Anhalt-Dessauschen Gebiete eingeladen worden

sind, um in das Preußische Gebiet eingeführr zuwerden, oder
Jabrgang 1525. — (No. 1150.) T b) aus

(Ausgegeben zu Berlin den 16ten September 1828.)
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b) aus dei Auslande nach dem Anhalt-Köthenschen und Anhalt-Dessauschen
Gebiete eingehen, mit der Bestimmung dort zu verbleiben oder in dem
Packhofe zu Roßlau niedergelegt zu werden, oder

c) in dem Anhalt-Köthenschen und Anhalt-Dessauschen Gebiete-eingeladen
worden sind, um durch das Preußische Gebiet ins Ausland verschifft zu
werden,

soll weder an den Preußischen Elbzollsiellen noch an denen Ihrer Hochfürsilichen
DurchlauchtendertraktatemmäßigeElbzoll erhoben werden.,

Ausgenommen sind jedoch Waaren, welche aus dem Packhofe in Roßlau
nach dem Auslande ausgeführk werden sollen. Von diesen ist der Elbzoll und
zwar in seinem vollen Satze, wig er Preußen für die ganze Strecke von Witten-
berge bis Mühlberg traktatemmäßig gebührt, auch ferner an den Preußischen
Zollsiellen zu entrichten. "

Artikel 2.

Eben so soll auch von allen Gegenständen, welche auf der Elbe
a) in dem Preußischen Gebiete eingeladen worden sind, um in das Anhalt-

Köthensche oder Anhalt-Dessausche Gebiet eingeführt zu werden, oder
b) aus dem Auslande mit der Besiimmung nach dem Preußischen Gebiete

eingehen, oder «

c)imPrcußifchcnGebieteringeladcnwordensind,und·burcl)da·sAnhalt-
KökhcnscheundAnhalt-DessauscheGebietindasPrcußischcodcrindas
Ausland verschifft werden,

der traktatenmaßige Elbzoll an den beiderseitigen Zollstellen nicht erhoben werden.

Artikel 3.

Die Abgabe von den Fahrzengen, oder die Rekognitions-Gebuhr, wird
nur dann erhoben werden, wenn die Schiffe nicht innerhalb des Preußischen
und Anhaltschen. Gebiets verbleiben, sondern die Besiimmung haben, ihre
Fahrt in das Ausland fortzusetzen.

Artikel 4.

An die Stelle des Elbzolles und der Rekognitions-Gebühr, wo beide nach
vorsiehenden Bestimmungen wegfallen, dürfen keine andere Belasiungen treten.
Doch versteht es sich von selbst, daß der Erhebung der tarifnäsigen Ein= und
Ausgangs-Abgaben auf der Elbe, welche Preußen, in Folge des besondern

Ver-
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Vertrags mit Ihren Hochfurstlichen Durchlauchten von Anhalt-Kothen und
Anhalt-Dessau, zusteht, durch die gegenwärtige Uebereinkunft kein Eintrag
Feschehen soll.

Artikel 5.

Mit NRücksicht auf die gegenseitige Aufhebung des Elbzolles wird Preußen
unter denselben Umständen, unter welchen dieser Zoll nicht entrichtet wird, auch
auf der Saale, statt aller bisherigen Abgaben, nur die Schleusengefalle, welche
Fir Instandsetzung und Unterhaltung der Schleusen, nach, dem Tarif vom. Züsten
Dezember 1826., besiimmt sind, erheben lassen.

Desgleichen wollen Seine Hochfürsiliche Durchlaucht, der Herzog von
Anhalt -Köthen, in den Fällen, wo Preusischer Seits nur das gedachte
Schleusengeld erhoben wird, das bisherige Seilgeld bei Nienburg bis zu einem
Grade ermäßigen, daß die davon aufkommende Einnahme, die mit der Ein-
richtung wegen Senkung des Seils verbundenen Kosien nicht übersteigt, und
zu dem Ende vorläufig den zu entrichtenden Satz des Seilgeldes auf. Vier
gute Groschen von dem Schiffe, für welche dasselbe gesenkt wird, bestimmen.

Artikel 6.

Die etwa noch erforderlichen Maaßregeln, zur Verhütung von Unter-
schleifen, sollen zwischen dem Königlich-Preußischen General-Direktor der
Steuern und der betreffenden Herzoglich -Anhalt-Köthenschen und Anhalt-
Dessauschen obersten Behörde, besonders verabredet werden.

Artikel 7.

In Absicht der Dauer, der stillschweigenden Verlängerung und der Wieder-
aufhebung dieser Uebereinkunft, gelten die nämlichen Bestimmungen, welche der
heute unterzeichnete Haupt-Vertrag, wegen der gegenseitigen Verkehrsfreiheie
und der Anschließung der Herzogthümer. Anhalt-Köthen und Anhalt-Dessan an
das Preußische System der indirekren Steuern, aufsiellt.

Artikel 8.

Seiner Hochfürsilichen Durchlaucht, dem Herzoge von Anhalt-Bernburg,
wird der Beitritt zu der gegenwärtigen Uebereinkunft vorbehalten.

Artikel 9.

Gegenwärtige Uebereinkunft soll zugleich mit dem ebenerwähnten Haupt-
Vertrage zur Allerhöchsien und Höchsien Ratifikationvvorgelegt, und auchgleich-

(No. 1159.) T 2 zeitig



— 98 —

zeitig binnen einer 14tagigen Frist, nach Auswechselung der Ratifikations-Urkunden,
zur Vollziehung gebracht werden.

Zu Urkund dessen ist diese Uebereinkunft von den beiderseitigen Bevoll-
mächtigten, unter Beidrückung ihrer Siegel, unterzeichnet worden.

So geschehen Berlin, den 17ten Juli 1828.

(I. S.) (I. S.) (I. S.)
Albrecht Friedrich Eichhorn. Ludwig Albert. Ludwig Basedow.

Vorstehender Vertrag ist von Seiner Majestät dem Kikönige am 10ten
August c., imgleichen von Seiner Hochfurstlichen Durchlaucht dem Herzoge
von Anhalt= Köthen ain 27sten August 1828., und von Seiner Hochfürsilichen
Durchlaucht dem Herzoge von Anhalt-Dessau am 28sien Juli 1828. ratisizirt
worden.

(No. 1160.)
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Co. 1160.) Vertrag zwischen Seiner Majesict dem Konige von Preußen einerseits,
und Ihren Hochfürstli enDurchlauchten, dem Herzoge von Anhalt-Köthen
und dem Hrerzoge von Anhalt-Dessau andererseits, die Zoll= und Ver-
kehrs-Verh#l'nisse zwischen den beiderseitigen Landen betressend. Vom
1 vten Juli 1828.

N # Seine Majesiät der König von Preußen und Ihre Hochfürsiliche
Durchlauchten, der Herzog von Anhalt-KöthenundderHerzog von Anhalt-
Dessau, den bisherigen so nachtheiligen Hemmungen des freien Verkehrs zwischen
den beiderseiligen Landen und den daraus entstandenen Beschwerden der Unter-
thanen, auf eine gründliche Weise abzuhelfen beschlossen, dieser Zweck aber nur
auf dem Wege des Beitritts der Länder Ihrer Hochfursilichen Durchlauchten
zu dem Preußischen Sysieme der indirekten Steuern zu erreichen ist; so haben
Allerhöchsi= und Höchsidieselben uber diesen Gegenstand durch Ihre Bevollmäch=
tigten, nämlich:

Seine Majestät der König von Preußen durch Allerhöchst=Ihren
Geheimen Legationsrath Albrecht Friedrich Gichhorn, Rilter
des Königlich= Preußischen rothen Adler-Ordens IFter Klasse, Inhaber
des eisernen Kreuzes 2ter Klasse am weißen Bande und Ritter des
Kaiserlich-Russischen St. Annen-Ordens 2ter Klasse, und

Ihre Hochfürsiliche Ourchlauchten, der Herzog von Anhalt-Köthen
und der Herzog von Anhalt-Dessau, durch den Anhalt-Köthenschen
Geheimen Finanzrath Ludwig Albert und den Anhalt-DOessauschen
Regierungsrath Ludwig Basedow,

unter Vorbehalt der beiderseitigen Genehmigung, nachsiehende Uebereinkunft
verabreden und abschließen lassen.

Artikel 1.

Da die Freiheit des Verkehrs wesenrlich auf der Uebereinsiummung der
Grundsätze in Absicht der Besteuerung der im Verkehr befindlichen Gegensiände
beruhr, so kreten Ihre Hochfürsiliche Durchlauchten., der Herzog von Anhalt-
Korhen und der Herzog von Anhalr-Dessau auf die Dauer von sechs Jahren
und unbeschadet aller Ihrer Hoheitsrechte, für Höchsi-Ihre Lande — mit Aus-
schluß der Herzoglich= Anhalt-Körhenschen hohen Grafschaft Warmedorff und der
Anhalt-Dessauschen Aemter Sandersleben und Groß-Alsleben, über deren
Anschließung an das Preußische indirekte Steuersysiem besondere Vertrage ein-
gegangen werden sollen — der Preußischen Gesetzgebung über Eingangs-, Aus-

(Jo. 1100. " gangs=
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gangs- und Durchgangs-Abgaben, wie solche in dem Gesetz vom 26sten
Mai 1918. und in den seitdem erlassenen Besiimmungen und Erhebungsrollen
enthalten ist, oder kunftig noch durch Oeklarationen und Erhebungsrollen weiter
besiimmt werden ird, in der Art bei, daß diese Gesetzgebung, nachdem solche
in Höôchst-Ihrene Namen in den beiden Herzogthümern Anhalt-Köthen und
Anhalt-Dessau verkundiget seyn ird, von den Herzoglichen Behörden genau
vollzogen werden soll.

Ihre Hochfürstliche Durchlauchten, der Herzog von Anhalt-Köthen und
der Herzog von Anhalt-Dessan, werden daher umnittelbar nach Ratiftkation des
gegenwärtigen Verkrages die in Folge des Beitritts zu verkündigenden Verorb-
nungen und die damit in Verbindung siehenden organischen Verfügungen für die
Zoll=VerwaltungausarbeltenunddurcheinenKommissariusdemKöniglich-
Preußischen General-Direktor der Steuern mittheilen lassen, damit die Bemer-
kungen, welche dieser dabei zu machen sich beranlaßt finden sollte, angemessen
berucksichtigt werden bönnen.

Kunftige, das Anhaltsche Interesse berührende, Abänderungen der Grund-
sätze des Preußischen Gesetzes vom 20sten Mai 1818., und der in Beziehung
hierauf bis jetzo ergangenen Deklarationen, sollen jedoch in den Herzoglich-
Anhalt-Kothenschen und Anhalt-Oessauschen Landen, auf welche sich der gegen-
wärtige Bertrag bezieht, nur dann zur Anwendung kommen, wenn darüber
vorher eine Einigung erfolgk ist.

Artikel 2.

Da mit Zusiimmung Ihrer Hochfursilichen Durchlauchten, der Herzöge
von Anbalt=KöthenundAnhalt-ODessau,demvonHochstdenselben erklärten
Beitrikt zu der Preußischen Gesetzgebung über Ein-, Aus= und Ourchgangs-
Abgaben die Wirkung gegeben werden soll, daß auch von alken auf der Elbe
zum Bedarf der betreffenden Anhaltschen Lande eingehenden fremden sieuerbaren
Waaren, mit Ausnahme derjenigen Gegenstände, wobei Sich Ihre Hochfursiliche
Durchlauchten, nach Maaßgabe der folgenden Artikel 1. 5. ö. und 7., dic eigene
Grhebung der GEingangsabgaben vorbehalten wollen, die Eingangsabgaben und
von den auf demselben Wege aus Anhalt ausgehenden inlandischen Waaren
die Ausgangsabgaben, welchen diese unterliegen, durch die Preußischen Zoll-
amter an der außern Preußtschen Grenze erhoben werden; so versprechen dagegen
Seine Malesiat der König von Preußen, daß dassenige Einkommen, welches
Ihren Kassen in Folge dieses Beitritts, nach Abrechnung des auf die zur eigenen
Grhebung der Gmgangsabgaben Anhaltscher Seils vorbehaltenen Gegensiände
fallenden Ertrags, zufließen wird, den Kassen Ihrer Hochfürsil. Durchlauchten
zu Stlatten kommen soll.

Art. 3.
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Artikel 3.

In Betracht, daß die Bestimmung des nach vorstehendem Art. 2. Ihren
Hochfürstlichen Ourchlauchten zustehenden Einkommens wesentlich von der Ermit-
telung des Bedarfs der Herzoglichen Lande an fremden, über die äußere Preußische
Grenze eingehenden steuerbaren Waaren, und des hierauf nach dem Preußischen
Tarif zu berechnenden Steuerertrages abhängt, ist man übereingekommen, daß
jener Bestimmung für dis nächsten 3 Jahre das Einkommen der zu dem Steuer-
verbande- der 7 östlichen Preußischen Provinzen gehörigen Landestheile an Ein-,
Aus= und Durchgangsabgaben nach einem Durchschnitte der letzten 3 Jahre der-
gestalt zur Grundlage dienen soll, daß Ihren Hochfürsilichen Durchlauchten ein
Antheil an diesem Einkommen, im Verhälcnis der Bevölkerung der Anhaltschen
Lande, worauf sich der gegenwärtige Vertrag bezieht, zu der Bevölkerung des
in dem Steuerverbande befindlichen Theils der gedachten 7 ösilichen Preußischen
Provinzen gewährt, und hierbei derjenige BetraganEin-,Aus= und Durch-
gangsabgaben, wovon dieser Antheil zu berechnen ist, mit Rücksicht darauf, daß
einestheils eine Vermehrung der Preußischen Durchgangsabgaben, welche nur
als Folge des Beitritts Ihrer Hochfürstlichen Ourchlauchten zu dem Preußischen
Stenersysteme sich betrachten ließe, nicht siatt findet, und daher auch hierauf
eine Theilnahme an jenen Abgaben nicht zu gründen ist, anderntheils aber in
den Anhalt-Köthenschen und Anhalt-Dessauschen Landen von den landwärts
durchgehenden Waaren eine Durchgangsabgabe nicht bezogen werden kann, zu
&amp; des Sammteinkommens angenommen werden soll.

Artikel 1.

Nachsiehende Waaren können, sofern sie auf der Elbe eingehen, unter
den in den folgenden Artikeln 5. 0. 7. und 8. enthaltenen näheren Besiimmungen
zur Selbsterhebung der davon zu entrichtenden Abgaben, unter Begleitschein-
Kontrolle der Königlich-PrengischenHaupt-Zollämter zu Wittenberge und Mühl-
berg, imgleichen des Haupt-Steucramts zu Magdeburg, ferner abgabenfrei in
die Herzoglichen Lande eingeführt werden:

1) Rum, Arrak, Franzbrannk ein und alle andere fremde Branntweinc und
Liqueure; ·

2) Wein und Weinessig;
3) Gemeines und Speise-Oel;
4) Sudfruchte aller Art, frisch und getrocknet;
5) außer-- europaische Gewurze;
6) Kaffee;
7) Thee;
o. 1160.) 8) Zucker



8) Zucker aller Art;
9) Syrup;

10) Reis;
41) Herügez-
12) Sago;
13) Kakao; «

14)·Tabackallek«At-t,inchittemunbfabtizikt;"
15) Russischer Talg.

Artikel 5.
Zur Erhebung der Steuern von den auf der Elbe frei eingegangenen

Waaren wird bei Roßlau ein gemeinschaftlich= Anhalt-Köthensches und Anhalt-
Dessausches Steueramt errichtet. ·

Nach diesem Steueramte werden alle frei eingegangenen Waaren gebracht
und, insofern die Versteuerung nicht gleich geschieht, in den mit demselben ver-
bundenen Packhof niedergelegt.

Artikel 6.
Sobald die in diesem Packhofe lagernden Waaren in den Berkehr über-

gehen sollen, muß davon, ebenso wie. dies bei einer Versteuerung unmittelbar
nach der Ankunft der Waaren auf der Elbe geschieht, die in volliger Ueberein-
siimmung mit den Preußischen Tarif gesetzlich bestimmte Abgabe zur Herzoglichen
Steuerkasse entrichtet werden. -

Arfikek7.
Alle im Anhaltschen Packhofe unversteuert lagernden Waaren fonnen auch,

jedoch nur auf dem Elbwege, nach dem Auslande. wieder ausgeführt werden,
und unterliegen alsdann bei den Preußischen Zoll-Aemtern, außer dem traktaten-
maßigen Elbzolle, keiner Preußischen Abgabe. *

Wegen Vermeidung von Unterschleifen mit Waaren, welche bei dem Ein-
und Ausgange aus dem Packhofe durch Vertauschung oder Veränderung
statt sinden könnten, wird man sich gegenseitig über zweckdienliche Maaßregeln
vereinigen.

Ihre Hochfürstliche Durchlauchten versprechen insbesondere die strengste
Aufsicht über den Packhof von Seiten Ihrer Behörden führen zu lassen, nicht
zu gestatten, daß eine Veranderung und Vermischung mit den in demselben
lagernden Waaren, insbesondere eine weitere Umpackung oder Bearbeitung der-
selben, als lediglich zu ihrer Konservation nöthig ist, vorgenommen werde,

jeden
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jeden entdeckten Unterschleif unnachsichtlich nach der Strenge des Gesetzes be-
strafen zu lassen, auch namentlich nicht nachzugeben, daß unter irgend einem

Vorwande die zum Packhofe bestimmten Waaren unversteuert in Privatnieder-
lagen oder Kellern aufbewahrt und von dort aus zur Elbe steuerfrei wieder aus-
gefuhrt werden, indem der Handel mit fremden unversteuerten Waaren ins
Ausland einzig auf die im Packhofe lagernden und aus demselben wieder ein-
geschifften Gegenstande beschrankt seyn soll.

Artikel 8.

Die mit den Preußischen Posten nach Anhalt kommenden fremden Waaren
aller Art werden im letzten Preußischen Steueramte vor der Anhaltschen Grenze
revidirt und alsdann mit der Revisions-Note an die Königlichen Postämter zu
Köthen, Dessau und Zerbst weiter gesandt, welche sie alsdann an die dortigen
Herzoglichen Steuerbeamten zur Auslieferung an die Empfänger gegen Erlegung
der vollen Tarifsteuer übergeben. Der dafür eingehende Steuerertrag flieht
dem gemeinschaftlichen Herzoglichen Steueramte zu, und wird auf den jährlichen
Steuerantheil Ihrer Hochfürstlichen Durchlauchten in Anrechnung gebracht.

Artikel 9.

 Wegen gegenseitiger Befreiung von dem traktatenmäßigen Elbzoll hat es
bei dem heute besonders abgeschlossenen Vertrage sein Bewenden.

Artikel 10.

Alljährlich findet eine Abrechnung wegen des Ihren Hochfürsilichen
Durchlauchten zu gewährenden Steuerantheils durch eine gemeinschaftliche
Kommission statt.

Diese ermittelt zuvörderst, was von den im Laufe des Jahres abgaben-
frei über die Preußischen Hauptämter Wittenberge, Mühlberg und Magdeburg
nach dem Anhaltschen Steueramte Roßlau eingegangenen Waaren von dort
auf der Elbe wieder ausgeführt worden ist, was sich davon noch in dem Pack-
hofe im Bestande befindet und was daher als Steuerbetrag für Waaren,
welche zum Verbrauch ausgegeben worden sind, mit Einschluß derjenigen, welche
auf der Post eingegangen, zu berechnen ist.

Was nach Abzug dieses Steuerertrages an dem Ihren Hochfürsilichen
Durchlauchten gebührenden jährlichen Einkommen noch fehlt, soll sofort aus
der Königlichen-Preußischen Provinzial-Steuerkasse zu Magdeburg ergänzt werden.

Artikel 11.

Da nach vorsiehenden Bestimmungen alle zum innern Verbrauch aus dem
Auslande einkommenden Waaren in den Anhaltschen Landen eben so besteuert

Jahrgang 1828. — (No. 1160.) 1 werden,



— 104 —

werden, als im Preußischen, so versichern Seine Majestat der Konig von
Preußen und Ihre Hochfürstliche Durchlauchten, der Herzog von Anhalt-Köthen
und der Herzog von Anhalt-Dessau, Ihren Unterthanen gegenseitig völlig freien
und ungestörten Verkehr mit den gedachten Waaren dergestalt zu, daß die
innerhalb des ganzen, von der Preußischen Zolllinie an der äußern Grenze des
Preußischen Staats eingeschlossenen Bezirks, mit Inbegriff des dem Preußischen
Steuerverbande schon früher beigetretenen Herzogkhums Bernburg, von den
betreffenden Unterthanen zu verführenden Waaren, überall den eigenen inlän-
dischen völlig gleich behandelt werden sollen.

Artikel 12.
Auch in Absicht aller inländischen Erzeugnisse der Natur und Kunst soll

diese Freiheit des gegenseitigen Verkehrs (Art. 11.) in der Regel Statt finden.
Nur in Beziehung auf Branntwein, Bier, Essig und Tabacksblätter, welche
in Preußen und Anhalt erzeugt werden, behält man sich gegenseitig vor, bei
dem Uebergang jener Artikel aus dem einen Gebiet in das andere, diejenige
volle Steuer zu erheben, welche auch auf den eigenen inländischen Erzeugnissen
dieser Art ruht oder auf dieselben gelegt werden möchte; jedoch ist den Herzog-
lichen Unterthanen verstatret, die in den Herzoglich-Anhaltschen Ländern erzeug-
ten Tabacksblätker sowohl landwärts als auf der Elbe, unter gehöriger Sicher-
heitskontrole, abgabenfrei über die Preußischen Grenzen auszuführen.

Von Mehl, Getreide und Schlachtvieh, wenn diese Gegensiände in
Preußische oder Anhaltsche Staädte, wo Mahl= und Schlachtsteuer erhoben wird,
eingeführt werden, ist diese Abgabe eben so wie von den inländischen gleicharrigen
Produkten zu entrichten, indem dieselben frei über die Grenze eingehen, und,
sobald sie diese passirt haben, den inländischen Waaren dieser Gattung gleich
geachtet werden.

Dasselbe gilt auch von den in Preußen und Anhalt erzeugten Viktualien,
als Butter, Käse, Eier, Obst und dergleichen, wenn sie in solche Anhaltsche
Städte von Preußischen Unterthanen zu Markte gebracht werden, wo auch
Inländer eine gleiche Abgabe von diesen Gegenständen zu entrichten haben.

Artikel 13.
Da das Salz und die Spielkarren, welche in dem Prenßischen Staate

von den eigenen Unterthanen desselben bereitet und verfertigt werden, im Preußi-
schen Gebiete nicht freien Umlauf haben; so können in Folge dieser Bestimmung,
auch Salz und Spielkarten, welche in den Herzoglichen Landen verfertigt worden
seyn mochten, in den Königlichen Landen nicht freien Umlauf haben, sondern
sind daselbst den gleichen Beschränkungen, vorbehältlich der Durchfuhr der Spiel-
karten, unterworfen. In Rücksicht des Salzes finden überdies die Bestimmun-
gen der darüber abgeschlossenen besonderen Uebereinkünfte Anwendung, und ist

dabei
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dabei ausdrucklich festgesetzt, daß dieselben ihren Grundlagen nach so lange
bestehen sollen, als die Vereinigung wegen der Steuern dauert.

Artikel 14.

Handelsvertrage, welche etwa zwischen Preußen und andern Staaten
abgeschlossen werden, und das Interesse der Herzogthümer Anhalr-Köthen und
Anhalt-Dessau mit berühren, sollen in ihren Folgen den Herzoglichen Unterthanen
ebenso, wie den Königlich -Preußischen, zu Statten kommen.

Artikel 15.
Die Allerhöchsten und Höchsten kontrahirenden Souverains werden Sich

in den zur Sicherung Ihrer landesherrlichen Gefälle, und zur Aufrechthaltung
der Gewerbe Ihrer Unterthanen nothwendigen Maaßregeln einander gegenseitig
freundschaftlich unterstützen, und daher namentlich auch gestatten, daß die Königl.
Preußischen und Herzoglich -Anhaltschen Zollbeamten die Spur begangener Unter-
schleife in die gegenseitigen Gebiete verfolgen und sich mit Zuziehung der Orts-
obrigkeit des Thatbestandes versichenn. Wenn auch zu dessen Feststellung oder
zur Sicherung der Gefälle und Strafen, Wisitationen, Beschlagnahmen und Vor-
kehrungen von den beiderseitigen Zollbeamten bei den Landes= und Ortsbehörden
in Antrag gebracht werden, sollen diese, nachdem sie sich überzeugt, daß den
Umständen nach diese Antrage durch die Gesetze begründet, oder ihnen doch nicht
entgegen sind, solche alsbald willig und zweckmäßig veranstalten.

Artikel 10.

Die Straf-Erkenntnisse über Zollvergeben in Anhalt-Köthen und Anhalt=
Dessau werden von den dasigen Gerichten gefällt und vollstreckt, jedoch von
einem dazu verpflichteten Fiskal, im Interesse der Verwaltung, betrieben.
Zollstrafen und Konfiskate, worauf die Herzoglichen Gerichte erkennen, fallen,

sach Abzug des Denunzianten-Antheils, der Anhaltschen Steuerkasse lediglichanheim.

Das Begnadigungs= und Strafverwandlungs-Recht behalten Sich Ihre
Hochfürstliche Durchlauchten, hinsichtlich der von Ihren Gerichten verurtheilten
Defraudanten, vor, wollen jedoch von jedem Falle, wo dasselbe in Anwendung
gebracht worden ist, durch Ihre Behörden dem Königlich-Preußischen Provinzial-
Steuer-Direkkor in Magdeburg Nachricht geben lassen.

Artibel 17.
Sollte der gegenwärtige, auf einen vom 1 sten Januar 1828. ab anzu-

rechnenden Zeitraum von Sechs Jahren abgeschlossene Vertrag vor Anfang
des letzten Jahres von einer oder der andern Seite nicht aufgekündigt werden,
so wird derselbe auf fernere Drei Jahre, und sofort stets auf Drei Jahre, als
verlängert angesehen.

(No. 1160.) Art. 18.
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Artikel 18.

Wenn der gegenwärtige Vertrag zu Ende gehen, oder auch auf den Grund
eines gemachten Vorbehalts schon früher seine Kraft verlieren sollte, ohne daß
eine anderweite. Vereinigung an seine Stelle tritt, so verbinden Sich Ihre Hoch-
fürstlichen Durchlauchten, die alsdann im Packhofe zu Roßlaum noch lagernden
Waaren nicht unversteuert ins Land übergehen zu lassen, sondern dafür zu sorgen,
daß dieselben entweder gegen die bisherige Versteuerung ihren eigenen Unterthonen
ausgeliefert, oder auf der Elbe über die äußere Preußische Grenze wieder aus-
geführt werden.

Artibel 19.

Gegenwärtiger Vertrag soll unverzüglich zur Allerhöchsten und Höchsten
Ratifckation eingereicht, und nach Auswechselung der Ratifkations= Urkunden
sofort zur Vollziehung gebracht werden.

Dessen zu Urkund ist derselbe von den beiderseitigen Bevollmächtigten unter-
zeichnet und untersiegelt worden.

So geschehen Berlin, den 17ten Juli 1828.

(I. S.) (L. S.) (I. S.)
Albrecht Friedrich Eichhorn. Ludwig Albert. Ludwig Basedew.

Vorstehender Vertrag ist von Seiner Majesiät dem Könige am 16ten
August c., imgleichen von Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht dem Herzoge
von Anhalt-Köthen am 27ten August 1828.) und von Seiner Hochfürstlichen
Durchlaucht dem Herzoge von Anhalt-Dessau am 28sten Juli 1828. ratifzirt
worden.
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Gesetz-Sammlung
fürdie

Königlichen Preußischen Staaten.

 No. 106. —

[yNo. 1161.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 2 4#ten Juli 1828. nebst dem Tarif vom
18ten Juni ejusd. a., nach welchem die Schifffahrts-Abgabe auf den
Wasserstraßen von der Oder zur Elbe und umgekehrt (mit Auoschluß des
Plauer Kanals) erhoben werden soll.

 #V#
Ich genehmige, nach Ihrem gemeinschaftlichen Antrage, aus den im Berichte
vom 18ten v. M. auseinandergesetzten Grunden, daß zur Erleichrerung der
Schifffahrt auf den Wassersiraßen von der Oder zur Elbe, die auf dem
Finow= und auf dem Friedrich-Wilhelms-Kanal bisher erhobenen Kanal= und
Schleusengefälle, so wie die andern Nebenabgaben an Akzidenz-Zekttelgeldern
u. s. w., imgleichen die bei den Stromschleusen zu Oranienburg, Spandow,
Fürstenwalde, Berlin, Brandenburg und Rathenow nach den Besiimmungen
vom 1 #ten Junius 1810. entrichteten Schleusengelder aufgeboben werden.
Nur die Brücken-Aufzugsgefälle nach den bisher Statt gefundenen Sätzen wer-
den beibehalten. Statt der abgeschafften Gefälle soll nach dem beigefügren, von
Mir heute vollzogenen, Tarif ein Schiffsgefäßgeld, auf dem Einow-Kanal bei
Liebenwalde und Neusiadt-Eberswalde, und auf dem Friedrich-Wilhelms-Kanal
bei Neuhaus und Brieskow, imgleichen bei den Stromschleusen von Oranienbung,
Spandow, Fürsienwalde, Berlin, Brandenburg und Rathenow erhoben werden.
Ich überlasse Ihnen, wegen Bekanntmachung und Ausführung dieser Maaßregel
das Erforderliche anzuordnen, und den Termin, mit welchem die neue Einrich-
tung eintreten soll, zeilig zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Teplitz, den 2 tsten Juli 1828.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminisier v. Schuckmann und v. Motz.

Jabrgang 1828. — (Jo. 1161.) x Vor-

(Ausgegeben zu Verlin den 29sien Oktober 1828.)
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Vorstehende Allerhöchste Kabinetsorder und der, derselben beigefügte
Tarif, werden mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß
darnach vom 1sten Januar 1829. an, verfahren werden soll.

Berlin, den 20sten September 1828.

Der Minister des Innern. Der Finanzminister.
v. Schuckmann. v. Motz.

Tarif,
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Tarif,
nach welchem die Schifffahrts-Abgabe auf den Wasserstraßen von der Oder zur

Elbe,und umgekehre (mie Ausschluß des Plauer Kanals), erhoben werden soll.
Vom 1 8ten Juni 1828.

E. wird entrichtet:
A. Von einem Schiffsgefaße,

1) bei einer Tragfähigkeit von mehr als 1200 Zentnern. .. ... Vier Thaler,
Oq - 900 Drei

3) 600 ..... Zwei
4) - 200 Einen

5) von kleineren Fahrzengen. Funfzehn Silbergroschen.
Kähne, welche mit Brennmaterialien, rauher Fourage, Schilf und

Rohr, Ziegeln, Bau= und Pflastersteinen und Dünger beladen sind,
zahlen nur die Hälfte vorstehender Sätze.

Kähne, welche außer dem Gepäcke und der Schiffsprovision keine
Ladung haben, entrichten nur ein Drittheil der Sätze von 1. bis
einschließlich 5.

Handkähne, Gondeln, Fischerkähne, Fischdröbel, und andere kleine
Fahrzeuge, welche nicht zum Befrachten gebraucht werden, sind frei,
wenn sie keinen eigenen Aufzug verlangen, sondern mit größeren
Kähnen zugleich durchschleusen, und dieses beim Passiren der Kandle
gleich bei der ersten Schleuse für den ganzen Kanal deklariren.

8. Vom Floßholze wird für jedes Stück Ein Silbergroschen enrrichtet.
Unverbundenes Holz wird nicht durch die Schleusen gelassen.

Sind die Holzflöße beladen: so wird, außer der Abgabe zu B., noch
der Satz A. 4. entrichter.

Zusätzliche Bestimmungen.
1) Vorsiehende Abgabe wird entrichtet, so oft eine Hebeslelle passirt wird.
2) Sie wird vom Schiffer getragen, in sofern bei Uebernahme der Fracht nicht

ausdrücklich ein Anderes bedungen ist.
3) Außer den vorstehenden Abgaben, werden nur noch allein die Brückenaufzugs-=

Gelder, nach den bisher üblichen Satzen, erhoben; alle ubrigen Abgaben
sind abgeschafft.

(No. 1101.) &amp; 2 4) Bei
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4) Bei der Verwaltung, Erhebung und Entrichtung dieser Abgaben, im-
gleichen bei der Bestrafung der Üebertretungen und beim Verfahren gegen
die Angeschuldigten, finden die Bestimmungen der Steuer-Ordnung vom
Sten Februar 1819., 9#. 56. bis 59., 61., 64., 83., 84., 86., 8SKbis 93.
und 95., Anwendung.

Die durch Kontraventionen verwirkten Strafen werden so verwender,
wie es bei Kontraventionen gegen die Steuergesetze vom Z###en Fübru#ck 1819.,
und 30sien Mai 1820., geschieht.

Gegeben Berlin, den 18ten Juni 1828.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
v. Schuckmann. v. Motz.

(No. 1162.)



Mo. 1 162.) Convention de Cartel entre Sa
NNajest Ie Roi de Prusse et Sa Majesté
le roi de France et de Navarre. Du
25. Juiller 1828.

Sa Majesté le Rol de Prusse ei Sa
Majesté le roi de Francc er de Na-
varre, étant convenus de conclure
une convention de cartel, ont, à cet

effet, muni de Leurs pleins-pouvoirs,
savoir:

Sa Majesté le Roi de Prusse, le
sieur Henri Auguste Alexundre
Guillaume, Baron de Werther, Son
chambellan et Son envoyé extra-
ordinaire et ministre plénipoten-
tiaire Près Sa Majestée Tres-Chré-
tienne, chevalier de TOrdre de
TAigle rouge de premieère classe er
de celui de St. Jean de Jérusalem
de Prussc, ei grand-cCrokzr de ’Ordre
de Charles III. d’Espagne;

et Sa Majesté le roi de Francc er
de Navarre, le sieur P##e Marie
Auguste Feron, Comte de la Ferron-
nays, pair de France, chevalier
des Ordres du Roi, chevalier des
Ordres de Russie, grand-CTroix de
lOrdre de St. Ferdinand des deux
Siciles, et de l'Ordre de la couronne

de Wurtemberg, maréchal de camp,
ministre et secrétaire d'état au dé-
partement des affaires étrangères,

Lesquels après s'étre communiqué
leurs pleins pouvoirs respectifs, sont
convenus des artiches suivans:

(No. 1162.)
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(No. 1162.) Kartel-Konvention zwischen Seiner
Majestae dem Könige von Preußen und Seiner
Majestce dem Könige von Frankreich und
Navatra. Vom 2östen Juli 1328.

Nechdem Seine Majestat der König
von Preußen und Seine Majestat der
König von Frankreich und Navarra über-
eingekommen sind, eine Kartelkonvention
abzuschließen und zu diesem Zwecke mit
Ihren Wollmachten versehen haben,
namlich:

Seine Majestat der Konig von Preußen
den Herrn Heinrich August Ale-
rander Wilh. Frh. von Werther,
Ihren Kammerherrn, außerordent=
lichen Gesandten und bevollmächiigten
Minisier bei Seiner Allerchristlichen
Majestatt, Ritter des Königl. Preuß.
rothen Adler-Ordens erster Klasse, des
St. Johanniter-OrdensunddesSpa-
nischen St. Karls-Ordens, und

Seine Majestait der König von Frank-
reich und Navarra den Herrn Peter
Maria August Feron, Grafen
von la Ferronnays, Pair von
Frankreich, Ritter der Königl. Franzè-
sischen und der Kais. Russtschen Orden,
Großkreuz des Sizilianischen St. Fer-
dinands-Ordens und des Ordens der
Würtembergischen Krone, Marechal
de Camp, Minister und Staatssekretair
der auswärtigen Angelegenheiten;

so sind die genannten Bevollmächtigten,
nach Auswechselung ihrer resp. Voll-
machten, über folgende Artikel übercin-
gekommen:



Anr. 1. A dater de Techange
des ratilications de la préseme con-
vention, tous les individus qui déser-
teront le service militaire des hantes
Pam#ies contractantes, seront resti-
tués de Part et Dautre.

Anr. 2. Seront réputés déser-
teurs, non seulement les militaires
de toute arme er de tout grade, qui
duitteront leurs drapeaux, mais en-
core les individus appartenant à la
marine, et ceux qui, appelés au ser-
rice actif de la milice nationale ou de

rloute autre branche militaire quel-

condyg des deux pays, ne se ren-
draient pas à Tappel, er cherche-
raient à se rélugier sur le territoire
de Pune des hautes parties contrac-
tantes.

Les jeunes gens résidant, soit par
le fait de leur naissance, soit par toute
auire circonstance, dans les Etats du
s uverain dont ils ne sont pas sujets,

seront également sobmis aux dispo-
sitions de la présente convention, à
moins du’ils n’aient obtenu des lettres
de naturalisation par suite de Pautori-
sation du gouvernement domt ils sont
sujcts.

Anx. 3. Sont exceptés de la
restitution ou de Textradition qui
Pourra dre demandée en vertu de

la Drésente convention:

1) les individus nés sur le territoire
de PErat dans lequel ils auraient
cherché un asile, ei qui, par
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Art. 1. Vom Tage der Auswech-
selung der Ratifikationõ- Urkunden zu
–s Konvention an herechnet,sollen alle Individuen, welche aus dem

Militairdienste der Hohen kontrahirenden
Theile desertiren, gegenseitig ausgeliefert

werden. "

Art. 2. Als Deserteurs werden nicht
allein die Militairpersonen, welche ihre
Fahnen verlassen, ohne Unterschied der
Waffe oder des Grades, sondern auch
die zur Marine gehörigen Individuen, so
wie auch diejenigen angesehen, welche zum
wirklichen Dienste bei der Nationalmiliz
(Landwehr) oder bei irgend einem andern
Zweige des Milicairwesens einberufen
sind, sich aber auf die an sie ergangene
Aufforderung nicht einstellen und in das
Gebiet eines der Hohen kontrahirenden
Theile zu flachten suchen.

Die jungen Leute, welche, sey es auf
Veranlassung ihrer Geburt, oder aus
irgend einem andern Grunde, ssch in dem
Staate desjenigen Souverains aufhalten,
als dessen Unrerrhanen sie nicht betrachtet
werden können, sollen ebenfalls den Be-
stimmungen der gegenwärtigenK
unterworfen seyn, in sofern sie nicht mit
Justimmung des Gouvernements, dessen
Unterthanen sie sind, Naturalssations-
Scheine erhalten haben.

Art. 3. Von der Auslieferung oder
Jurückstellung, die auf den Grund der
gegenwärtigen Konvention verlangt wer-
den kann, sind ausgenommen:

1)) Individuen, welche im Gebiete des-
jenigen Staates, wo sie eine Zu-
flucht gesucht haben, geboren sind



leur désertion, ne feraient due
rentrer dans leur pays natal;

les individus qdui, scit avant, soit
après leur désertion, se seraient
rendus coupables d’un crime ou
délit quelconque, Araison duquel
iI y aurait lieude les traduire en
justice devant les tribunaux du
Pays on ils se sonc retirés.

2

Néanmoins, en ce dernier cas,
Textradition aura lieu apres due le
déserteur aura été acquitté ou aura
subi sa peine.

Si un déserteur état retenu dans

duelque prison pour le palment dt’une
dette civile, son extradition sera sus-

Pendue jusqu’an jouron cet emprison-
nement aura dd cesser.

Anr. 4. Lorsqu’un déserteur aura
atteint le territoire de celle des deus

Puissances Alaquelle il wappartiendra
Pas, il ne pourra, sous aucun prétexte,

7 Gire Poursuivi par les olliciers de
son gouvernement; les ofliciers se

boimeront d Prévenir de son passage
les autorités locales afin qwelles aiem
alle faire arréeter. Toutefois, pour
accélérer Parrestation de ce déserteur,
une ou deux personnes chargées de
la Poursuite pourron, anmoyen d’un
Passeport ou d’une autorisation en

regle du’elles devront obtenir de leur
chef immédiat, se rendre au plus pro-
chain village situk en dehors de la
fronrière, à Peffet de réclamer des au-
torités locales Pexéc##ion de la pré-
sente convention.

MNo. 1162)

113

und also vermittelst ihrer Desertion
nur in ihre Heimath zurückkehren;

Individuen, die entweder vor oder
nach ihrer Desertion sich eines Ver-
brechens oder Vergehens schuldig
gemacht haben, um dessenrwillen sie
vor die Gerichte des Landes, wo sie
sich aufhalten, zur rechtlichen Unter-
suchung gestellt werden können.

Gleichwohl findet auch in diesem
Falle die Auslieferung Statt, nachdem
der Deserteur freigesprochen ist, oder seine
Strafe überstanden hat.

Wenn ein Deserteur sich wegen einer
Privatschuld in Haft befindet, so soll seine
Auslieferung bis dahin ausgesetzt werden,
daß seine Verhaftung aufgehört haben
wird.

2)

Art. 4. Sobald ein Deserteur das
Gebiet desjenigen der beiden Staaten be-
treten hat, welchem er nicht angehört, so
kann er unter keinem Vorwande, von
den Beamten seines Gouvernemenks wei-
ter verfolgt werden. Die Beamten müs-
sen sich darauf beschränken, der Ortsbe-
hörde von seinem Uebergange, Behufs
seiner Verhaftung, Nachricht zu geben.
Um jedoch die Verhaftung eines solchen
Deserteurs zu beschleunigen, können sich,
eine oder zwei Personen, welche mit der
Verfolgung beauftragt und mit Pässen
oder einer offenen Order ihres unmireel-
baren Vorgesetzten versehen sind, nach
dem der Grenze zunächst belegenen Dorfe
begeben, um die betreffende Ortsbehörde
zur Ausführung der gegenwärtigen Kon-
vention zu requiriren.



Anx. 5. Les autorités qui von-
dront réclamer un déserteur, adresse-
ront leurs réclamations à Padministra-

tion, scit civile, soitmilitaire, qui, dans
les deux Pays, se trouverale mieux

portée d'y satisfaire.
Les dites autorités réclamantes

accompagneromt leur réquizitoire du
sitnalement du déserteur, et dans le
Cas on Pon serait parvenu à Parréter,
Tautorité requérante en sera préve-
nuc par un avis accompagnée dun
eKdtrait du régistre du géolier oucon-
cierge de la prison on le déserteur
aura 616 é6eroué.

Anr. 6. Dans le cas on les dé-
serleurs seraient encore portcurs de

leurs armes ou reyétus de leur éCquipe-
ment, habillement, ou marques dis-
tinctives, sans étre munis Tun passe-
port, er de méme dans tous les cas oh
il scrait onstant, soit Par Paven du dé-
serteur, soit GT’une manieère quelcon-
aue, durun désertcur de Fune des
hautes partics Contractantes se troure
sur le territoire de l'autre, il sera arrété
sur le champ, sans réquisition préala-
ble, pour dGtre immédiatement livré
eimre les mains des autorités Compé-
tentes Clablies sur les fromiè·res de

Pautre souverain.

Anr. 7. Si, Par suite de la déné-
Gation de Pindividu arrété, ou autre-
ment, il Félevait quelque doute sur
Pidemtité d’un desemneur, la partie ré-

cla-
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Art. 5. Behorden, die einen De-
serteur reklamiren wollen, haben sich mit
ihren Reklamationen an diejenige Zivil-
oderMilitairverwaltung zu wenden, die
sich am leichtesten im Stande befindet,
denselben Genuge zu leisten.

Die gedachten reklamirenden Behor-
den werden ihre Requisitionen mit dem

Signalement der Deserteure begleiten
und im Falle ein solcher bereits in Ver-
haft gebracht worden seyn sollte, wird
die requirirendeBehorde davon durch ein
B iben Kenntniß er-
halten, wobei ßch ein Auszug der Liste
befindet, welche der Aufseher des Ge-
feingnisses, wohin der Deserreur zur Haft
gebracht ist, über seine Gefangene führr.

Art. 6. In dem Falle, daß De-
serteure ihre Waffen noch bei sich tragen,
oder mit ihrer Montirung, ihren Klei-
dungsstücken oder sonstigen bezeichnenden
Merkmalen, nicht aber mit einein Passe
versehen sind und selbst in allen Füällen,
wo entweder nach dem eigenen Gestend-
nisse des Deserteurs oder sonst auf irgend
eine Weise unzweifelhaft ausgemacht ist,
daß ein Desertcur eines der Hohen kon-
trahirenden Theile sich auf dem Gebiete
des andern befindet, wird derselbe auf
der Stelle ohne vorgängige Requisition
in Verhaft genommen werden, um dem-
nächst sogleich den kompetenten Grenz-
Behbrden des andern Souverains über-
liefert zu werden.

Art. 7. Sollten durch das Ableug-
nen des verhafteten Individui, oder auf
andere Weise, Zweifel daruber entstanden
seyn, ob solches mit einem auszuliefernden

De-



clamante on intéressée devra consta-

ter au préalable les faits non suffi-
samment éclaircis, pour que l'individu
arrété puisse être mis en liberté ou
restitué à lautre partie.

Anr. 8. Dans tous les cas, les
déserteurs arrétés seront remis aux au-

torités Compétentes qdui feront ellec-
tuer Pextradition selon les regles déter-
minées par la présente convention.
Dextradition se fera aveg les armes,

chevauzx, selles, habillemens er tons
autres objets quelconques, dont les
déserteurs étaient nantis ou qui au-
ralent 61 trouvés sur eux lors de Par-

restation. Elle sera accompagnée du
Procêés-verbal de Tarrestation de Pin-
dividu, des interrogatoires dw’il au-
rait subis, et de toutes autres Pièces
nécessaires pour constater la déser-
tion. Pareille restitution aura lieu des

chevaux, effets Tarmement, Thabille-
ment er d'’équipement emportés Par
les individus désignés dans article 3.
de la présente Convention comme ex-
ceptés de Pextradition.

Les hautes Parties contractames
se concerteront ultérieurement sur la

dsignation des places frontières où
la remise des déserteurs devra étre

opérée.
ART. 9. Les frais auxquels aura

donné lieu Parrestation des déserteurs,
seront remboursés de Part et Tautre

Jahrgang 1828. — (No. 416.)
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Deserteur eine und dieselbe Person sey,
so wird der reklamirende, oder dabei
interessirte Theil, die nicht hinlänglich
ins Licht gesetzten Thatsachen vorlaufig
zu konstatiren haben, damit das verhaftete
Individuum in Freiheit gesetzt, oder dem
andern Theile ausgeliefert werden könne.

Art. 8. In allen Fällen sind die
verhafteten Deserkeure den kompetenten
Behörden zu übergeben, die nach den
durch diesen Vertrag bestimmten Regeln
die Auslieferung zu veranstalten haben.
Bei derselben werden auch die Waffen,
Merde, Sättel, Kleidungsstücke und alle
andere Gegenstände, welche die Deser-
teure bei sichhaben, oder welche zur Zeit
ihrer Verhaftung bei ihnen gefunden sind,
mit abgeliefert. Die Auslieferung ge-
schieht außerdem auch unter gleichzeitiger
Mittheilung der Protokolle, die über die
Verhaftung des betreffenden Individui
und über die von demselben bestandenen
Verhbre aufgenommen, so wie aller
andern Aktenstücke, die zur Konstatirung
der Desertion nothwendig sind. Eine
gleiche Auslieferung findet auch rücksicht-
lich der Pferde, Waffen und Bekleidungs-
Gegenstände Stakt, welche von denjeni-
gen Individuen mitgebracht werden, die
nach der Bestimmung des Art. Z. der
gegemwärtigen Konvention von der Aus-
lieferung ausgenommen sind.

Ueber die Bestimmung der Grenzorte,
wo die Ablieferung der Deserteure Statt
haben soll, werden die Hohen kontrahiren-
den Theile sich anderweitig vereinigen.

Art. 9. Vom Tage der Voerhaf-
tung an, welcher durch den un Art. 5.

erwähnten Auemn der Gefängnißliste



à compter du jour de l'arrestation, qu
sera Constaté par Pextrait donr il est
fait mention à Particle 5. jusqwau jour
de Pextradition inclusivement.

Ces frais romprendronr la nourri-
ture et Pentretien des déserteurs er de

leurs chevaux, et sont fikés à six gros
trois fenins, argent de Prusse, ou
Ssoikante quinze centimes, argent de
France, Par jour pour chaduehomme;
et à huir gros neuf fenins, argent de
Prusse, ou un franc six centimes,
argent de France, par jour pour cha-
qdue cheval. II sera Paé en outre
Par la partie requérante ou intéressée
une gratification de six 6us vingt
cind gros, argent de Prusse, ou vingt
cind francs, argent de France, Pour
chaquc homme, er de treme deux écus
vingt quatre gros, ou cent vingt francs,
Pour chaque cheval et son éCquipage,
au prokit de quiconque sera Parvenu
à découvrir ctfaire arréter un déserteur,
ou qui aura Contribué à la restiturtion
Tun cheval ei de son équipage.

Anr. 10. Les frais et gratilica-
ltions dont il st fait mention dans har-

ticke Precédem, seront acquittés im
médiatement aprés Fextradition.

Les réclamations dui pourraient
étre saites à cet égard, ne seront exa-

minées qu'après que le paimment aura
été Provisoirement ellectué.:
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auszumitteln ist, bis zum Tage der Aus-
lieferung einschließlich, werden die Kosten,
wozu die VerhaftungderDeserteureAnlaß
gegeben hat, gegenseitig erstattet.

Diese Kosten, worin Verpflegung unb
Unterhalt der Deserteure und ihrer Pferde
mitbegriffen sind, werden zum täglichen
Betrage von Sechs Silbergroschen Drei
Pennigen Preußisch Kuranc, oder Fünf
und siebenzig Centimen in französischem
Gelde, für jeden Mann, und von Acht
Silbergroschen Neun Pennigen Preußisch
Kurant, oder Einen Franken Sechs Cen-
timen in französischem Gelde, für jedes
Perd, festgesetzt. Außerdem soll von
Seiten des requirirenden oder dabei inter-
essirren Theils eine Prämie oder Grakifi-
kation von Sechs Thalern Fünf und
zwanzig Silbergroschen Preußisch Ku-
rant, oder Fünf und zwanzig Franken in
französischem Gelde, für jeden Mann,
und von Zwei und dreißig Thalern Vier
und zwanzig Silbergroschen, oder Ein-
hundert und zwanzig Franken in französt-
schem Gelde, für jedes Pferd mit Sattel
Und Jeug, zum WVortheile aller derjenigen
gezahlt werden, welche einen Deserteur
ausfindig gemacht und haben verhaften
lassen, oder welche zur Zurückgabe eines
Pferdes und des dazu gehörigen Geschirrs
beigetragen haben.

Art. 10. Die im vorhergehenden
Artikel erwähnten Kosien und Prämien
werden unmittelbar nach der Auslieferung
entrichtet.

Reklamationen, welche in dieser Hin-
sicht gemacht werden könnten, sind erst,
nachdem die Zahlung vorläufig geleistet
ist, naher zu erörkern.



Anr. 11. Les hautes parties con-
tractantes sengagent mutuellement à
Prendre les mesures les Plus Convena-
bles pour la répression de la déser--
tion et Pour la recherche des déser-
teurs. Elles feront#usage #.à Cet eller,
de tous les moyens que leur ollrentles
lois du pays, er elles sont Convenues

Particulièrement:
1) de faire porter une attention

scrupuleuse sur les individus in-
Connus qui franchiraient les
frontières des deux pays, sans
étre munis de passeports en
rögle;
de défendre sévorement à toute
autorité quelconque d’enröler on
de recevoir dans le service mili-
taire, soit pour les armes de
terre, soit pour la marine, un
sujet de Pautre des hautes parties
Contractantes qui waura pas jus-
tifiéC par des certilicats ou attes-
tations en due lorme quiil est
dispensé du service militaire
dans son pays.

2)

La méme mesurc sera applicable
dans le cas où F’unc des hautes parties
Contractantes aura permis d une puis-
sance Ktrangère de faire des enrole-
ment dans ses Etats.

Anr. 12. La présente conven-
tion est concluc pour deux ans, à

Texpiration desqduels elle continuera
4 étre en vigueur pour deux autres
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Art. 11. Die Hohen kontrahiren-
den Theile machen sich gegenseitig ver-
bindlich, die angemessensten Maaßregeln
zur Abstellung der Desertion und zur Aus-
findigmachung der Deserteure zu treffen.
Zu diesem Endzwecke werden sie sich aller
Mittel bedienen, welche ihnen die Landes-
gesetze darbieten, und insbesondere sind
sie übereingekommen:

4) eine ganz genaue Aufmerksamkeit
auf die unbekannten Indiolduen
richten zu lassen, welche, ohne mit
einem vorschriftsmäßigen Passe ver-
sehen zu seyn, über die Grenzen
beider Länder kommen;

den sämmtlichen beiderseitigen Be-
hörden, ohne Unterschied, strenge
zu verbieten, einen Unterthanen
des andern der Hohen kontrahiren-
den Theile zum Kriegesdienste, es
sey bei den Landarmeen oder bei der
Marine, anzuwerben, oder aufzu-
nehmen, wenn derselbe nicht durch
sichere Zeugnisse oder in gehöriger
Form ausgestellte Bescheinigungen
gesetzlich dargethan haben sollte, daß
er vom Militairdiensie in seinem
Vaterlande losgesprochen worden
ist.

Dieselbe Maaßregel soll auch in dem
Falle zur Anwendung kommen, wenn
einer von den Hohen kontrahirenden Thei-
len einer fremden Macht verstattet hatte,
in seinen Staaten Werbungen anzustellen.

Art. 12. Die gegenwartige Kon-
vention ist fur den Zeitraum von zwei
Jahren abgeschlossen, nach Ablauf dieses
Zeitraums behalt sie Kraft fur die nachst-

2



années, et ainsi de suite, sauf decla-
ration conttaire de la part de Tun des
deux gouvernemens.

Anr. 13. La présente conven-
tion sera ratifice, et les ratifications
en scront éEchangées dans le terme de
sik semaines ou plutöt, ssi faire se

Peut.
En foi de quoi, les Plénipoten-

tiaires respectifs Tont signée, et y ont
apposé le cachet de leurs armes.

Fait d Paris le vingt-cCindq Juiller
mil-huit-cent- vingt-huit.

(L. S.) Mer.
(L. S.) Comte’de #a Ferronna)“.
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folgenden zwei Jahre und so weiter für
die Folge, in sofern nicht von Seiten des
einen der beiden Gouvernements eine ent-
gegengesetzte Erkl#rung erfolgt.

Art. 13. Gegenwärtige Konven-
tion soll ratifizirt und die Ratifikations-
Urkunden in einem Zeitraume von sechs
Wochen, oder wo möglich noch früher
ausgewechselt werden.

Zur Beglaubigung dessen haben die
resp. Bevollmächtigten dieselbe unter-
schrieben und mit ihren Wappen versehen.

So geschehen zu Paris, den 25sten
Juli 1828.

(L. S.) Werther.
(L. S.) Graf v. la Ferronnays.

Vorstehende Konvention ist zu Berlin den 13ten August 1828. ratifizirt worden.
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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

— No. 17. —

r. 1163.) Mlerhöchste Kabineksorder vom 3ssten September 18328., über das Verfahren
bei baulichen Anlagen oder sonstigen Veränderungen der Erdoberfläche inner=
halb der nächsten Umgebungen der Frstungen.

 VT
Ich gebe den Ministerien des Innern, des Krieges und der Justiz das unterm
10ten d. M. eingereichte Regulativ, über das Verfahren bei baulichen Anlagen
oder sonstigen Veränderungen der Erdoberfläche, innerhalb der nächsten Umge-
bungen der Festungen, hbierneben vollzogen zurück, mit dem Auftrage, dasselbe
durch die Gesetzsammlung kekannt machen zu lassen.

Potsdam, den 30sten September 1828.

Friedrich Wilhelm.
An

die Ministerien des Innern, des Krieges und der Justiz.

Jahrgang 1598. — Co. 116.) 3 Regu-

(Ausgegeben zu Berlin den Zisten Oktober 1838.)
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Regulativ
uber das Verfahren bei baulichen Anlagen oder sonstigen Veranderungen der

Erdoberflache innerhalb der nachsten Umgebungen der Festungen.
Vom 10ten September 1828.

1. Augemeine D.## die Vertheidigungsfähigkeit der Festungen durch solche bauliche Anlagen
Bestimmun= oder Veränderungen der Erdoberfläche, wodurch die freie Umsicht von den Festungs-

gen. werken und die Wirkung der Schußwaffen behindert, so wie die Annaherung des
Feindes begunstigt werden konnte, — nicht nachtheilig beschrankt werde, auch
die Anwohner der Festungen vor wiederkehrenden Kriegsschaden moglichst bewahrt
bleiben, wird hierdurch unter Aufhebung der in den Kabinetsorders vom 28sten
April 1797., vom 12ten Marz 1814., vom 24sten August 1814., vom 13ten
September 1816., vom bten Januar 1820., vom Oten April 1822., vom
1#sten Oktober 1823. und vom 30sten August 1824. enthaltenen Bestimmungen
Nachstehendes verordnet:

Rayon--Ll- K 1. Die nächsten Umgebungen der Festungen werden, nach Maaßgabe
nien und Ra= ihrer Entfernung von den Werken, in drei Bezirke eingetheilt, und für jeden dieser
von · Bestese. Bezirke weiter unten besondere Beslimmungen festgestellt.

Zum ersten Bezirke gehören diejenigen Grundstücke, welche zwischen den
Festungswerken und einer von diesen auf 100 Cein hundert und sechszig)
Ruthen oder 800 Schritt Entfernung zu ziehenden Grenz= oder Rayon-Linie
belegen sind;

zum zweiten Bezirke diejenigen Grundstücke, welche zwischen dieser ersten
Rayon-Linie und einer zweiten um 100 Ruthen weiter, also auf 260
Czweihundert und sechszig) Ruthen oder 1300 Schritt Entfernung von
den Festungswerken zu ziehenden Rayon-Linie; und

zum dritten Bezirk diejenigen Grundstücke, welche außerhalb der zweiten
Rayon-Linie und bis zu einer Entfernung von 360 (dreihundert und
sechszig) Ruthen oder 1800 Schritt von den Werken belegen sind.

## 2. Von diesen obengenannten Grenz= oder Rayon -Linien werden
nur die beiden ersten von respective 160 und 260 Ruthen Entfernung von den
Festungswerken wirklich abgesteckt und durch Pfähle oder Marksteine dauernd
bezeichnet. Die Abtragung jener Distanzen erfolgt von den ausspringenden Winkeln
des bedeckten Weges und zwar von dem obern Rande des Glazis, oder in Ermange-

lung
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lung eines Glazis von dem außern Grabenrande, oder wenn auch ein Graben
nicht vorhanden ist, von der Feuerlinie der Wallbrustwehren selbst.

Bei der großen Verschiedenartigkeit der Tracen und der fortifikatorischen
Verhaltnisse der Befestigungen wird der Entwurf zur Ziehung der Rayon-Linien
vom Kriegesministerio für die einzelnen Fälle festgestellt und die Absteckung dem-
nächst durch die Forrisikations-Behörde unter Konkurrenz der Civilbehörde im
kommissarischen Wege vollzogen.

## 3. Wer auf Grundstücken, welche innerhalb der beiden ersten Nayon= Baugesuche,
Bezirke liegen, einen Neu-, Reparatur= oder Umbau vorzunehmen, oder eine Säa#tnnn
sonstige, die Gestalt der Erdoberfläche ändernde Anlage zu machen oder Macte- Perucchssel-
nalien-Vorräthe anzuhäufen beabsichtigt, muß das Gesuch um die Erlaubniß 5%“ «
bierzubei der Ortspolizei-Behörde einreichen. Wenn diese in polzzeilicher und
gewerblicher Hinsicht dagegen nichts zu erinnern findet, übergiebt sie das Gesuch
der Kommandantur der Festung, welche es unter Zuziehung des Platz-Ingenieurs
und des Festungs-Inspekteurs prüft und zur Entscheidung an das Kriegsmi-
nisterium gelangen läßt.

Letteres tritt nach Umsländen darüber mit den höheren Instanzen des
Ingenieur-Korps in Rücksprache.

&amp;. 4. Wird das Gesuch bewilligt, so muß der Besitzer des Grundstücks
einen Revers ausstellen, in welchem er sich unter Verzichtleistung auf jede Ent-
schädigung verpflichtet, die bewilligte neue Anlage, die Vorräthe re., sobald die
Umstände es erheischen und die Kommandantur der Feslung es schriftlich verlangt,
sogleich wiederum wegzuschaffen, oder im Fall der Säumniß sich der Zerstörung
der Anlagen oder Vorräthe auf seine Kosten zu unterwerfen.

Wird von der Kommandantur, besonders bei neuen baulichen Anlagen,
die Eintragung dieses Reverses in das Hypothekenbuch für nothwendig gehalten,
so muß der Grundbesitzer auch in diese Eintragung willigen und den Revers in
der hierzu geeigneten Form aussiellen. Nach Ausstellung des Reverses und in
den geeigneten Fällen nach erfolgter Eintragung desselben in das Hypothekenbuch
wird sodann dem Grundbesitzer ein von der Polizeibehörde ausgestellterund von
der Kommandantur genehmigter Erlaubnißschein zur Ausführung seines Vorha-
bens ertheilt.

g. 5. Die innerhalb beider Rayon-Bezirke einmal vorhandenen Bau= Behand-
werke und Einrichtungen sollen, wenn gleich Neuanlagen in ähnlicher Bauart lung (Gon
nicht zugelassen werden dürfen, doch ferner geduldet werden. Dieselben können Et
auch, in sofern darauf nicht die besondere Bedingung des allmähligen Eingehens Verlc. 1
durch Verfall, oder der künftigen Reduktion, auf eine leichtere Bauart schon

(No. 116.) 32 haftet,
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haftet, durch Reparaturen, ohne Aenderung der Baumasse, in ihrer Substanz
erhalten, oder auch, wenn gänzliche Baufälligkeit, oder eine zufeillige Zerstörung,
zur Friedenszeit eintritt, durch Umbau wieder hergestellt werden, wobei jedoch die
Herstellung in der Regel ganz in den alten Dimensionenundnachderbisherigen
Bauart erfolgen muß. Nur in diesem Falle kann dem Bauenden die im §. 4.
gedachte Ausstellung des Reverses erlassen werden, der er sich jedoch zu unter-
ziehen hat, sobald mit dem Reparatur= oder Umbau eine Erweiterung, Hinzu-
fügung oder sonstige Neuanlage, in Verbindung gebracht wird.

##. 6. Die Erweiterung eines neu herzustellenden Bauwerks ist, in mili.
tairischer Hinsicht, als zulässig zu erachten, wenn

1) der Neuban in dem gewünschten größeren Umfange überhaupt in einer, den
Rayon-Vorschriften entsprechenden Bauart ausgeführt werden soll,
oder wenn

2) der Bauende zu dem beabsichtigten Umbau eine leichtere als die bisherige
Bauart wählt, und die Mauer= und Lehmstakwerke in dem neuen größeren
Gebäude sich gegen die wegzubrechenden Massiotheile des alten Gebäudes

#ihrem kubischen Inhalte nach nicht vermehren.

K. 7. Besitzer von Grundstücken, welche innerhalb der beiden ersten
Rayon-Bezirke mit der Ausführung einer Anlage vorschreiten, ehe sle den dazu
erforderlichen Erlaubnißschein erhalten haben, und Handwerker, welche in solchem
Falle zur Ausführung mitwirken, verfallen in eine polizeiliche Strafe von zwei
bis zehn Thalern, und die eigemnächtig unternommene Anlage wird nach Umstän-
den auf Kosten des Besitzers wiederum weggeschafft.

II. Besondere #. 8. Innerhalb des ersten Rayon-Bezirkes darf auf bisher unbebauten
seie Erllen kein neues permanentes Gebäude angelegt werden und überhaupt kein
Aelnen,Baumaterial in Anwendung kommen, welches bei erfolgender Wegnahme oder
lirtke. Verbrennung der Holztheile, Stein= oder Schuttmassen auf der Erdoberfläche

Erseer Bezirk, hinterlassen würde. Mauer= und Lehmstakwerk, Miseewände, Ziegelbedachung
sind daher bei Neuanlagen wie bei Erweiterungsbauten ganz unzulässig und dürfen
nur nach §. 5. und 6. bei der Reparatur oder dem Umbau schon vorhandener
Gebäude 2c., jedoch ohne Vermehrung der bisherigen Baumasse angewendet
werden.

K 9. Es kann daher für diesen ersten Rayon-Bezirk nur die Anlage ganz
leichter Bauten, z. E. von Garrenhausern, Schuppen, Wachterhürten, welche
ganz in Holz zu errichten, mir Brettern zu verkleiden und mit Holz, Stroh, Rohr,
Zink oder Schiefer zu decken sind, gestatter, auch allenfalls für einzelne Wachter-
Hütten, wo der Gewerbebetrieb des Grundbesitzers dies dringend erforderr, die

Auf-
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Aufstellung eines eisernen Ofens, dessenblecherne Rauchrohre durch die Wand
oder Bedachung der Hutte zu leiten ist, nachgegeben werden.

Massive Fundamente oder Unterlagen von Stein, welche hochstens sechs
Zoll uber den Bau-Horizont hervorragen, sind zulassig, doch durfen keine Keller-
Anlagen Statt finden. Brunnen konnen nachgegeben werden.

Zu Bewahrungen darf man sich nur des Holzmaterials, mithin der Planken,
Stacket- oder Flechtzanne bedienen, wogegen Einhegungen durch Mauern, Lehm-
und Steinwande, so · wie durch Neuanlage lebendiger Hecken untersagt bleiben.

#. 10. Innerhalb des zweiten Rayon-Bezirkes können alle für den ersten
Bezirk gestatteten Anlagen, außerdem aber auch leichte Wohn= und Wirthschafts-
Gebäude in ausgemauertem oder gelehmstaktem Fachwerk mit Ziegelbedachungen,
mit Bakkenkellern und massiven Feuerungsanlagen versehen, und bis zu zwei
Stockwerken Höhe zur Ausfäührung kommen. Reine Massivbauten in Häusern
und Bewährungen sind, in sofern es sich nicht blos um Horstellung oder Reparatur
schonvorhandener Bauwerke handelt, unzulassig, — jedoch können auch bei der
Neuanlage von Fachwerksgebuden massive Fundamente bis zu zwölf Zoll Höhe
über der Erdoberfläche gestatret werden. Erweiterungsbauten, die Anlage neuer
Scheidewände oder sonstige Hinzufügungen dürfen nur in Holz oder Fachwerk
erfolgen. Gewölbebauten sind unzulässig.

Das Alignement der neuen Gebäude gegen die Festungswerke wird, in sofern
dasselbe nicht von vorhandenen Straßenrichtungen abhängig ist, von der Militair=
Behbrde näher bestimmt.

KX 11. Außerhalb der zweiten Rayon-Linie wird die Anlage und Bauart
von Wohn-, Wirthschafts= und sonstigen Betriebs -Gebäuden, so wie von Grund-
stücks-Bewährungen jeder Art in der Regel keiner Beschränkung unterworfen,
auch sindet hier eine Verpflichrung des Bauenden, sich zuvördest der Einwilligung
der Militairbehörde zu versichern und den im §F. 4. gedachten Revers auszustellen,
weiter nicht stett. Nur wenn sich innerhalb dieses Bezirks durch Abban oder
Zunahme der Bevölkerung neue Vorstädte bilden follten, so haben die Orts-
behörden zu veranlassen, daß dem Fortgange der Ansiedelung ein bestimmter auf
kommissarischem Wege festzustellender Bauplan zum Grunde gelegt und dabei
die Richtung der Straßen durch den Platz-Ingenieur angegeben werde.

Der Wiederaufbau ganzer durch Kriegsbegebenheiten in der Nähe der
Festungen zerstörker Städte oder eine Neuanlage derselben kann nur außerhalb
einer Entfernung von 1800 Schritten oder 360 Rurhen von den Festungs-
werken, miehin außerhalb des wirksamen Geschützbereiches zugelassen werden.
Eine Beschränkung in der Bauart und Stellung der Hauser findet hierbei 44

(No. 1165.) mili-
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militairischer Hinsicht nicht statt, doch durfen dergleichen Orischaften mit keinen
starken Umfassungsmanern und noch weniger mit Gräáben oder Wallen umgeben
werden.

Anlage von &amp;. 12. Wenn innerhalb der Rayon-Bezirke bis auf eine Entfernung
nten, von 360 Ruthen von den Festungswerken, Deiche und Kommunikationsdemme
8. angeschuttet, Ufer- und sonstige Wasserbauten ausgefuhrt, Grundstucke entwassertau-

Eu Müb, oder erhöhet werden sollen, so bleibt die Julässigkeit der Ausführung davon
TüüchleW#n" abhängig, in wie fern dadurch eine nachcheilige Deckung gegen die Festung und
gungsplähen. Vermehrung der Zugänglichkeit, mithin eine Verminderung der Vertheidigungs-

fahigkeit der Werke herbeigeführt werden mogte.
Besonders durfen Damme und Graben niemals so angelegt werden, daß

unbestrichene Räume dadurch entstehen und es muß daher bei diesen, wie bei den
übrigen Anlagen, der Zweck derselben mag nun ein öffentliches oder Privat-
Interesse berühren, die im §. 3. vorgeschriebeneKonkurrenz der Militairbehörde
eintreten. Aber auch selbst entferntere, außerhalb sämmtlicher Rayon-Bezirke
zu unternehmende Wasserbauten, namentlich die Anlage oder Wegnahme von
Stauwerken, Coupüren, die Regulirung von Stromkrümmungen, wodurch der

Abfluß der Gewässer gehemmt oder befördert wird, muß, wenn daraus irgend
ein Einfluß auf die Wasserverholtnisse oder auf das Wasserspiel der Festung
vermuthet werden kann, zuvor mit der Ingenieurbehörde und demnächst zwischen
den Ministerien des Innern und des Krieges berathen werden.

&amp;. 13. Die Richtung der Kunststraßen muß von der Stelle ab, wo sse
in den wirksamen Geschützbereich der Festung treten, also innerhalb der drei
Rayon-Bezirke, so weit die Terraingestaltung dies irgend erlaubt, unter eine
reine Längenbestreichung der Festungswerke gelegt werden.

Das Oberpräsidium der Provinz tritt vorkommenden Falles mit dem
Generalkommando in Verbindung und beide Behörden ernennen eine gemischte
Kommission, welche sich an Ort und Stelle unter Vorsitz des betreffenden Kom-
mandanten über die der projektirten Kunsistraße im Geschützbereich der Festungs-
werke zu gebende Richkung einigt. Der Festungsinspekteur und ein Offzzier des
Generalstaabes haben den diesfälligen Verhandlungen als Kommissionsmitglieder
beizuwohnen. Das Resultat wird den Ministerien des Innern und des Krieges
zur Entscheidung vorgelegt.

K. 14. Die Anlage von Wassermühlen kann ausnahmsweise selbst im
ersten Rayon-Bezirk, wenn daraus für das militairische Interesse überwiegende
Vortheile zu erwarten sind, jedoch entweder nur in möglichst leichter Bauart,
oder bei fortifkkatorisch günstiger Lage, in einer zur Verkheidigung geeigneten hin-

reichend
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reichend starken Konstruktion nachgegeben werden und bleibt es dem Kriegsminisierio
uberlassen, den besonderen Fall unter Zuziehung der Generalinspekteurs der Festun-
gen zur Entscheidung zu bringen.

K. 15. Holzerne Windmuhlen durfen wegen ihrer Hohe nur außerhalb
einer Entfernung von 80 Ruthen von den Festungswerken neu angelegt werden.

ubrigen Theile der Rayon-Bezirkeist ihre Errichtung in militairischer Hinsicht
zulassig.

&amp;. 16. Die Neuanlage von Kirch= und Glocken-Thürmen, oder die
Erhöhung vorhandener Thürme, ist innerhalb der beiden ersten Rayon-Bezirke
unstatthaft. Zu dergleichen Thurmbauten außerhalb der Zten Rapon-Linie bis
zu einer Entfernung von 360 Ruthen von der Glazis-Cr#te muß zuvor die Zustim-
mung der Militairbehörden eingeholt werden.

X. 17. Die Anlage von Beerdigungsplätzen ist innerhalb der Rayon-
Bezirke und selbst bis zum Fuße des Glazis zuladssig, in sofern die damit ver-
ku#npften Einrichtungen den vorstehenden Bestimmungen entsprechend getroffen
werden. Die Grabhügel dürfen nur 18 Zoll Höhe erhalten, die Denksteine müssen
flach auf den Boden gelegt werden; hölzerne Oenkmler undkleine Urnen von Stein
sind zulässig, Familiengewölbe oder sonstige Massivbauten aber innerhalb der ersten
beiden Rayon-Bezirke unstakthaft.

§&amp;. 18. Die auf Privat-Grundslücken seit längerer Zeit schon vorhanden Anlage und
gewesenen Lehm= und Sandgruben, Stein= und Kalkbrüche oder Ziegeleien können hden
zwar ferner in Gebrauch behalten werden, jedoch nur in soweit, als dadurch nicht # Send-
von Neuem deckende Erdränder gegen die Festung entstehen. -7

Die Benutzung von dergleichen Gruben oder Brüchen auf Königlichem Grund 3
und Boden darfin den Fällen, wo die Festungswerke nicht eine unbehinderte Ein-
sichtin die Gruben haben, nicht ferner geduldet werden.

Die Neuanlage von Lehm-2c. Gruben, Steinbrüchen und Ziegeleien kann
in der Regel nur außerhalb der zweiten Rayon-Linie gestattet und innerhalb der-
selben nur dann ausnahmsweise, unter Zustimmungdes Generalinspekteurs der
Eestungen, nachgegeben werden, wenn die durch den Arbeitsbetrieb entstehenden
Gruben dergestalt eingeschnitten werden können, daß den Festungswerken stets
die unbehinderte Einsicht in dieselben verbleibt.

Permanente Jiegel= und Kalköfen dürfen nur außerhalb der zweiten Rayon-
Kmie angelegt werden.

#. 19. Holzhöfe, Dielen= und sogenannte Holzmärkte, d. h. Grundstücke, Anlage und
welche ans gewerblichen Rücksichten zur Aufbewahrung derPorrüthe voit Staab--,e sa
Bau-voder Biennholz, odet von anderein Feuerungs-Materiale, als Sceinkohlen,
Torf, Lohluchen r2c. angewendet werden, dürfen innethalb des ersten und zweiten e

(No. 4463.) Rayon- Sladen.
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Ravon-Bezirkes nur unter nachstehenden Beschrankungen benutzt oder ein-
gerichtet werden:

a) die Neuanlage von Holzhöfen 2c. kann nur unter Genehmigung des Kriegs-
Ministerü erfolgen; auch ist dieselbe

b)) nur außerhalb einer Entfermmug von 100 Ruthen von den Festungswerken
zulässig, so daß die Grundstücke innerhalb dieses Umkreises — in sofern
nicht erweislich gemacht werden kann, daß sie früherhin und wenigstens bis
zum Jahre 1813. schon als Holzhöfe rc. bestanden haben, und im Falle
eines stattgehabten Verkaufes vom jetzigen Eigenthümer zu demselben Behufe
kontraktmäßig erworben worden sind — fernerhin von Holzstapelungen rr.
ganz frei bleiben.

) Innerhalb des sub b. gedachten Umkreises dürfen daher auch alte Holzhöfe
durch Ankauf benachbarter Grundstücke nicht erweitert werden, wenn nicht
hinsichts dieser letztern der sub b. erwähnten Bedingung genügt wer-
den kann. x

d) Bloße Zimmer= oder Schiffsbauplätze, auf welchen Gebäude zugelegt, oder
Wasserfahrzeuge gebaut werden, sind, in sofern die Einrichtung von
Holzhöfen damit nicht in Verbindung sleht, den Festungswerken als unnach-
theilig zu erachten, und können daher auch innerhalb der Rayon-Bezerke
überall bis zum Fuße de5 Glasis etablirt werden.

Tc) Die Bewährung der Holzhöfe und die auf denselben ekwa zu errichtenden
Watchterhütten können nur nach den oben in den W. 8. 9. und 10. enthaltenen
Bestimmungen konstruirt werden. Die innerhalb des ersten Rayon-Bezirksseit demJahrr 1813. in ausgemauertem Fochwerke erbauten Wächterhütten
werden, sobald sie künftig eines Umbaues bedürfen, der Vorschrift gemaß,
ganz in Holz zu errichten und mit einem eisernen Ofen zu versehen seyn.

 Das Holz= und sonstige Bau= und Brennmateriake darf auf allen Holzhöfen
oder Märkten, innerhalb des ersten Rayon-Bezirkes nur bis zu 12 Fuß
Höhe, inmerhalb des zweiten Rayon-Bezirkes aber bis zu 15 Fuß Höhe
aufgestapelt werden.

5) Wegen Aussiellung des Verzichtleistungs-Reverses wird aufdie Bestimmung
des F. 4. Bezug genommen.

h) Den eigenen einjährigen Bedarf an Brennmaterialien könnendieinnerhalb der
Ravon-Bezirke wirklich angesessenen Bewohner auf ihren Grundstücken nach
der Vorschrift sub f. aufstellen. .

K. 20.
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g. 20. Einfache Blockhauser oder einzelne nur in Erde aufgeworfene i. Batnz rSchanzen, welche außerhalb des Glazis der Haupt-Enceinten vorgeschoben liegen,
erhalten keinen besonderen Rapon-Bezirk.

&amp;#. 21. Selbstständige detaschirte Werke dagegen, welche durch Mauerwerk
und Hohlbauten gegen den gewaltsamen Angriff gesichert sind, werden auf
100 Ruthen Entfernung vorwärts ihrer Glazisfronte mit einer besondern Rayon-
Linie umgeben, welche sich zu beiden Seiten dem ersten Rayon-Bezirke der hinter-
liegenden Haupt-Enceinte anschließt.

K. 22. Innerhalb dieses Bezirkes von 100 Ruthen Ausdehnung um die
detaschirten selbsiständigen Werke, unterliegen die vorkommenden Bauten, die Ver-
dnderungen und Benutzungen der Terrain-Oberflache ganz denjenigen Bestimmun-
gen, welche für den ersten Rayon-Bezirk der Haupt-Enceinten gegeben worden sind.

K 23. Außerhalb des gedachten Bezirks von 100 Ruthen aber und in
sofern dessen Grenzlinie nicht noch innerhalb des zweiten Rayon-Bezirkes der
Haupt-Enceinte fällt, erleiden die Bauten und Benutzungsarten der Grundstücke
keine andere Beschränkungen, als welche überhaupt für das Terrain außerhalb
des zweiten Rayon-Bezirkes noch vorgeschrieben sind.
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den Rayon-
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K. 24. Bei Festungen, welche mehrere vor einander liegende Umwallun= IV. Beslim--
gen haben, in deren Zwischenrdumen sich Privat-Grundstücke befinden, treten
in Bezug auf die letzteren folgende Vorschriften in Anwendung:

a) Für die Reparaktur und den Umbau schon vorhandener Gebäude und An-
lagen gelten die oben in den 9. 5. und 6. erlassenen Bestimmungen.

b) Für Neuanlagen oder Eimichtungen alles dasjenige, was für den zweiten
Rayon-Bezirk der Haupt-Enceinten ausgesprochen worden, jedoch mit der
besonderen Einschränkung, daß

) auf den hler in Rede stehenden Grundstücken neue Gebäude nur einslöckig
und in den Fachwerks-Wöänden nur mit Lehmstakung oder Luftziegeln auf-
geführt und

4) um den Raum nicht zu sehr zu beengen, innerhalb einer Entfernung von
20 Ruthen von dem Graben oder dem oberen Glazisrande der inneren
Festungs-Enceinte ab, gar keine neuen Gebäude oder Bewährungen ange-
legt werden dürfen. — Ferner kann
in einzelnen Fällen, wo die Errichtung einer Brau= oder Bremmerei, einer
Schmiede, einer Bäckerei 2c. ganz massive und selbst gewölbte Anlagen
erfordert, und der betreffende Bauplatz auf einer der Defension des inneren
Walles nicht nachtheiligen Stelle belegen ist, der Massiobau zwar nachge-

Jahrgang 1828. — (No. 1163.) Aa geben
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geben werden, jedoch unter der ausdrücklichen Bedingung, daß die Um-
fassungswände des neuen Gebdudes auf den vom Hauptwalle abgewendeten
Seiten mindestens zwei und einen halben Fuß Stärke erhalten, auch die
Stellung des Gebäudes ganz nach der von dem Platz-Ingenieur anzuge-
benden Richtung genommen wird.

) Hinsichts der Baugesuche und der Reversausstellung kreten die oben in den
gh. 3. und 4. gegebenen Bestimmungen in Anwendung.

Die in mehreren Festungen zwischen den Citadellen und Festungsstädten
vorhandenen freien Plätze oder sogenannten Esplanaden müssen jedenfalls in ihrem
jetzigen Umfange erhalten werden, und es darf daher unter keiner Bedingung, —
verrheidigungsfa3hige Anlagen ausgenommen, — irgend ein gewöhnlicher Bau
darauf ausgeführt werden.

udn8, #. 25. Bei den in den letzten Kriegesjahren angelegten oder hergestellten
. für dieverschanzten Lagern und Städte-Befestigungen soll, in sofern die Beibehaltungden—derselben ausgesprochen worden, ebenfalls ein Landstrich vorwärts derselben von
S#en an- neuen baulichen Anlagen und sonstigen Einrichtungen, welche der Vertheidigungs-

xberge-Fahigkeit dieser Werke nachtheilig sepn könnten, frei erhalten und zu dem Behufe
Hebten ver vor den verschanzken Lägern ein Rayon-Bezirk von 100 Ruthen Breite, und vor
Saete37und den übrigen Befestigungen von 80 Ruthen Breite angenommen werden. — Für

2 diese Bezirke gelten diesenigen Vorschriften, welche für den ersten Rayon-Bezirk
der Festungen erlassen worden sind.

nalssnhmen &amp;#. 26. Nach diesen allgemeinen und besondeten Bestimmungen soll nun
gabe der Be- in der Regel überall verfahren werden; doch will Ich nachgeben, daß bei den-
E6„ E’s jenigen Festungen, wo wegen vorhandener Terrain-Hindernisse von der einen oder

wuod ner eBe=andernSeite her ein Angriff nicht vorauszusetzen ist, zu Gunsien der Grundbesitzer
Gebluveher von dem Kriegesministerio, unter Berathung mit dem General-Inlspekteur der

Fesiungen, in einzelnen gehörig begründeten Fallen Ausnahmen von der buchstäb-
lichen Befolgung obiger Bestimmungen gestattet werden können. —

Eben so will Ich für diejenigen Festungen, wo einzelne Theile des Terrains
durch Höhenzüge oder tiefe Schluchten der Einsicht von den Festungswerken oder
der direkten Einwirkung des Rohrgeschützes entzogen sind, nachgeben, daß für
bauliche und sonstige Anlagen auf dergleichen Terrain-Theilen eine Modifikation
in den Vorschriften eintreten könne, jedoch nur nach Maaßgabe des dringenden
Bedürfnisses der Grund-Eigenthümer und unter jedesmaliger Zustimmung der vor-
gedachten Milikair-Behbrden.

# 27. Defensionsgebäude oder andere bombenfeste Lokalien, welche für
den Zweck einer wirksamen Vertheidigung der Festung erforderlich sind, können

ohne
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ohne Rucksicht auf die vorstehenden Bestimmungen an den dazu besonders geeignet
erkannten Stellen erbaut werden, wogegen die Anlage gewöhnlicher Milikair= oder
Zivilgebaude, in sofern dieselbe innerhalb der Rayon-Bezirke beabsschtigt wird,
nur unter Beachtung der vorstehenden beschränkenden Bestimmungen erfolgen darf.

K. 28. Für die Aufrechthaltung dieser für die Verkheidigungsfähigkeit der
Festungen nothwendig erforderlichen Bestimmungen haben einerseits die Komman-=
danturen und Matz-Ingenieure, andrerseits die Magisträte und Polizeibehörden
aufzukommen, und es soll in dieser Beziehung, abgesehen von den häufig
zu veranlassenden Lokalbesichtigungen, alljährig bei jeder Festung im Spätherbst
von dem Ingenieur des Platzes, mit Zuziehung eines Magistratsmitgliedes und
eines Polizeibeamten, eine gründliche allgemeine Nevision der Rayon-Bezirke vor-
genommen werden, um die Ueberzeugung zu erhalten, ob nicht einzelne Eigenthümer
im Laufe des Jahres eigenmächtige Abweichungen von den Vorschriften, oder von
den ertheilten Baubewilligungen sich erlaubt haben.

Ueber diese Revisionen ist jedesmal ein Protokoll aufzunehmen, welches die
Kommandantur dem Kriegsministerium zur eventuellen weiteren Veranlassung ein-
zureichen hat.

g. 29. Bei den aus den letzten Kriegsjahren herrübrenden Städtebefesli-
gungen hat der betreffende Magistrat für die pünkkliche Befolgung der im F. 25.
enthaltenen Bestimmung Sorge zu tragen, auch in Gemeinschaft mit dem Festungs-
Inspekteur einmal alljährlich die vorgedachte Revision des für die Befestigungen
bestimmten Rayon-Bezirkes vorzunehmen. Die diesfälligen Verhandlungen, so
wie die vorkommenden Baugesuche und ausgestellten Verzichtleistungs-Reverse
werden durch den Festungs-Inspekteur an das Kriegsministerium befördert.

&amp; 30. Sollten künftig, im Laufe eines Krieges, Vorstädte oder Gebäude
innerhalb der Rayon-Bezirke der Festungen zerstört werden, so muß, ehe der
Wiederaufbau erfolgen kann, durch sachverständige Militair= und Civil-Kom-
missarien an Ort und Stelle untersucht werden, ob die Herstellung der Gebäude
auf den alten Stellen ohne Nachtheil für die Vertheidigungsfähigkeit der Festung
zulässig, oder ob ein Abbau nothwendig ist. Im letztern Falle hat es in Betreff
der Enrscheidung sowohl über die Nothwendigkeit des Abbaues, als über die
Höhe der den Grundbesitzern zu gewährenden Entschädigung, bei den bestehenden
gesetzlichen Vorschriften sein Bewenden.

Als zerstört sollen bei dergleichen Vorfällen diejenigen Gebäude angesehen
werden, bei denen nur das Mauerwerk als Ruine stehen geblieben ist; als ver-
schont dagesen und zur Wiederherstellung auf der alten Stelle geeignet, diejenigen,

(No. 1163.) bei
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bei welchen außer den Mauern auch noch der größte Theil des innern Holzbaues,
des Daches und überhaupt so viel erhalten worden ist, daß zur Wiederbewohn-
barmachung kein Neu= oder völliger Aurbau, sondern nur ein Reparaturbau
erforderlich zu crachten ist.

#. 31. Vorstehendes Regulativ soll nicht blos auf die schon vorhandenen,
sondern auch auf alle etwa neu anzulegende selbstständige Befestigungen in der
Monarchie Anwendung finden, und demgemaß in Kraft treten, sobald die Aus-
führung anbefohlen, die Absteckung der Walllinien erfolgt, und der Bau in
Gang gesetzt worden ist.

Berlin, am 10ten September 1828.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
Für den Kriegsminister:

v. Schuckmann. v. Schöler. Graf 5. Danckelman.
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Gesetz-Sammlung
fürdie

Königlichen Preußischen Stagaten.

 JNJNo. 18.—

[No. 1164.) Verordnung über die einstweilige Forkdauer des Kapitalien=Indults
für die Kredit-Systeme von Oft= und Westpreußen. Vom 4ten
November 1828.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Peußen #r. c.

Durch Unsere Verordnung vom 2ö6sten Juli 1825. haben Wir die
Fortdauer des Kapital-Indults für die Kredit-Systeme von Ost= und West-
Preußen, unter Erwartung günstiger Verhälmisse, bis zum Weihnachts-
Termin 1828. beschränke, Uns aber mit dem Ablauf dieser Frist die anderweitige
Bestimmung hierüber vorbehalten.

Wiewohl auch innerhalb der verflossenen drei Jahre der Kredit der Land-
schaften in beiden Provinzen sich wesentlich verbessert und der Kurs der Pfand-
briefe ihrem Nennwerthe sich bedeutend angenähert hat; so haben Wir doch aus
den übereinstimmenden Berichten der Verwaltungs-Behörden mit Zuverlässigkeit
ersehen, daß beide Kredit-Institute sich noch nicht in dem Zustande befinden, der
die Wiederherstellung der unbedingten Aufkündbarkeit ihrer Pfandbriefe, ohne
Besorgniß einer Gefahr für sie selbst und für die Inhaber der Pfandbriefe,
gestatret.

In Erwägung dessen haben Wir eine Verlängerung des Termins
nöthig gefunden und setzenhierdurch fest: daß der Kapital-Indult für die Kredit-

Jahrgang 1828. — (Ne. 116.) Bb Systeme

(Ausgegeben zu Berlin den 14ten November 1828.)
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Systeme von Ost- und Westpreußen noch bis zum Weihnachts-Termin 1831.
fortdauern und die Landschaft in beiden Provinzen, bei pünktlicher Zahlung der
laufenden Zinsen, nicht verpflichtet seyn soll, die Aufkündigung eines Pfand-
briefs anzunehmen, wobei Wirjedoch die Abkürzung dieser dreijahrigen Frist
vorbehalten, wenn die Umstände solche zulässig machen.

Gegeben Berlin, den 4ten November 1828.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.

Schuckmann.

(No. 1165.)
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(No. 1165.) Errlärung wegen der zwischen der Kbniglich-Preußischenund der Groß-
herzoglich=Mecklenburg-SchwerinschenRegierungverabredetenMaaß-
regeln zur Verhötung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen. Vom
öten November 1828.

N die Königlich-Preußische Regierung mit der Großherzoglich-Mecklen-
burg = Schwerinschen Regierung übereingekommen ist, die im Jahre 1801.
zur Verhütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen getroffene Vereinbarung
zu modifiziren, und zu diesem Behuf wirksamere und den jetzigen Verhaltnissen
angemessenere Maaßregeln zu treffen, erklären beide Regierungen Folgendes:

Artikel 1.

Es verpflichtet sich sowohl die Königlich -Preußische als die Großherzoglich=
Mecklenburg-Schwerinsche Regierung, die Forstfrevel, welche ihre Unterthanen
in den Waldungen des andern Gebiets verübt haben möchten, sobald sie davon
Kenntniß erhält, nach denselben Gesetzen zu untersuchen und zu bestrafen, nach
welchen sie untersucht und bestraft werden würden, wenn sie in inländischen
Forsten begangen worden wären.

Artikel 2.

Von den beiderseitigen Behörden soll zur Entdeckung der Frevler alle
mögliche Hülfe geleistet werden, und namentlich wird gestattet, daß die Spur
der Freoler durch die Förster oder Waldwärter 2c. bis auf eine Meile Entfernung
von der Grenze verfolgt und Haussuchungen, ohne vorherige Anfrage bei den
landrathlichen Behörden und Aemtern, auf der Stelle, jedoch nur in Gegen-
wart und nach den Anordnungen des zu diesem Behufe mündlich zu requirirenden
Bärgermeisters oder Orts-Schultheißen, vorgenommen werden.

Artikel 3.

Bei diesen Haussuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein Protokoll
aufnehmen, und ein Exemplar dem requirirenden Angeber einhändigen, ein
zweites Exemplar aber seiner vorgesetzten Behörde (Landrath oder Beamten)
übersenden, bei Vermeidung einer Polizeistrafe von 1 bis 5 Thalern für den-
jenigen Ortsvorstand, welcher der Requisition nicht Genüge leistet. Wenn der
Ortsvorsteher nicht um Stande seyn sollte, das Procokoll gehdrig aufzunehmen,
undtein Forst-Offiziant daselbst befindlich ist, so hat der Ortsvorsteher die
betreffenden Umstände doch so genau zu untersuchen und zu beobachten, daß er
nöthigenfalls ein genügendes Zeugniß darüber ablegen könne, weshalb er auch
eine sofortige mündliche Anzeige bei der vorgesetzten Behörde zu machen hat.
Auch kann der Angeber verlangen, daß, wenn in dem Orte, worin die Haus-

(No. 1168) suchung
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suchung vorgenommen werden soll, ein Forster, Holzwarter, Holzvogt 2c. wohn-
haft oder gerade amwesend ist, ein solcher Offziant zugezogen werde.

Artikel 4.

Für die Konstatirung eines Forstfrevels, welcher von einem Angehb#rigen
des einen Staats in dem Gebiete des Anderen begangen worden, soll den offfziellen
Angaben und Abschätzungen, welche von den kompetenten undgerichtlich ver-
pflichteten Forst= und Polizei-Beamten des Orts des begangenen Frevels auf-
genommen werden, von der zur Aburtheilung geeigneten Gerichtsstelle jener
Glaube beigemessen werden, welchen die Gesetze den offiziellen Angaben der inlän-
dischen Beamten beilegen.

Artikel 5.

Die Einziehung des Betrages der Strafe und der etwa statt gehabten
Gerichtskosten soll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der verurtheilte
Freoler wohnt, und in welchem das Erkenntniß statt gefunden hat, und nur
der Betrag des Schadenersatzes und der Pfandgebühren an diebetreffendeKasse
desjenigen Staats abgeführt werden, in welchem der Frevel verüht worden ist.

Artikel 6.

Den untersuchenden und bestrafenden Behörden in den Koniglich-
Preußischen und in den Großherzoglich-Mecklenburg = Schwerinschen Staaten
wird zur Pflcht gemacht, die Untersuchung und Bestrafung der Forstfrevel in
jedem einzelnen Falle so schleunig vorzunehmen, als es nach der Verfassung des
Landes nur immer möglich seyn wird.

Artikel 7.

Gegemwärtige, im Namen Seiner Majestät des Königs von Preuten
und Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Mecklenburg-Schwerin
zweinmml gleichlautend ausgefertigte Erklärung soll, nach erfolgter gegenseitiger
Auswechselung, Kraft und Wirksamkeit in den beiderseitigen Landen haben, und
öffentlich bekannt gemacht werden.

So geschehen Berlin, den 5ten November 1828.

(T. S.)
Konigl. Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Schönberg.
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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staater.
!—

 No. 109. —

(No. 1166.) Handels= und Schifffahrts-Vertrag zwischen Seiner Majestaät dem Könige von
Preußen und den freien und Hanferstädten Lübeck, Bremen und Hamburg.
Vom tten Oktober 1828.

Se#-# Majesiät der König von Preußen einer Seits und der Senat der freien
und Hanseestadt Lübeck, der Senat der freien und Hanseestadt Bremen, und der
Senat der freien und Hanseestadt Hamburg andrer Seits haben, von der Ueberzeu-
gung ausgehend, daß eine gegenseitige v#llige Gleichstellung Ihrer resp. Unter-
thanen und Bürger in den gegenwärtig und künftig bestehenden Handels= und
Schifffahrts-Abgaben wesentlich zur Beförderung der gegenseitigen Handels-=
Verbindungen beitragen würde, zum Abschlusse eines, diesem wünschenswerthen
Zwecke, entsprechenden Vertrages zu Ihren Bevollmächtigten ernannt:

Seine Majestät der König von Preußen, Allerhöchst-Ihren Geheimen
Legationsrach Ernst Michaelis; und der Senat der freien und
Hanseestadt Lübeck, der Senat der freien und Hanseestadt Bremen und
der Senat der freien und Hanseestadt Hamburg, den Kammerherrn,
Minister-Residenten und Geschäftsträger der freien und Hanseestadt
Hamburg zu Berlin, Ludwig August von Rebeur,

welche über folgende Artikel übereingekommen sind.

Artikel 1.

Die Preußischen, mit Ballast oder mit Ladung in den Haäfen der freien
und Hanseestädte Lübeck, Bremen und Hamburg ankommenden, ungleichen die
Lübecker, Bremer und Hamburger, mit Ballast oder Ladung in den Häfen des
Preußischen Staats ankommenden Schiffe sollen, bei ihrem Einlaufen wie bei
ihrer Abfahrt, hinsichtlich der jetzt oder kunftig desebenden Hafen-, *)9Jahrgeng 1828. —(o. 4166.) Leucht-

(Angegeben zu Berlin den ###sten November 1828.)
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Leuchtthurm-, Lootsen= und Bergegelder, wie auch hinsichtlich aller andern,
jetzt oder künftig der Staatskasse, den Städten oder Privatanstalten zufließenden
Abgaben und Lasten irgend einer Art oder Benennung, auf demselben Fuße,
wie die National-Schiffe behandelt werden.

Artikel 2.

Alle Waaren, Güter und Handels-Gegenstande, sie seyen inländischen
oder ausländischen Ursprungs, welche jetzt oder in Zukunft auf Nationalschiffen
in die Königlich-Preußischen Häfen oder in diejenigen der freien und Hanseestädte
Lübeck, Bremen und Hamburg ein= oder aus selbigen ausgeführt werden dürfen,
sollen in ganz gleicher Weise auch auf den Schiffen des anderen Theils ein= und
ausgeführt werden können, ohne mit höheren oder anderen Abgaben irgend einer
Art belasict zu werden, als sie bei ihrer Ein= oder Ausfuhr auf Nationalschiffen
zu entrichten haben würden. Auch sollen bei der Ein= oder Ausfuhr solcher
Waaren, Güter= und Handels= Gegenstände auf Schiffen des andern Theils
die nämlichen Prämien, Rückzölle, Vortheile und irgend sonstige Begünstigungen
gewährt werden, welche zu Gunsien der Ein= und Ausfuhr auf Nationalschiffen
etwa bestehen, oder künftig zugestanden werden mochten.

Artikel 3.

So wie nach vorstehendem Artikel in Rücksicht auf die Nationalität der
beiderseitigen Schiffe eine Gleichstellung in den von deren Ladungen zu erhebenden
Abgaben Statt finden soll, eben so soll auch jeder wegen des Eigenthums solcher
Ladungen in der Größe dieser Abgaben etwa bestehende Unterschied wegfallen.
Bei der Ein= und Ausfuhr auf den Schiffen der paciscirenden Theile sollen daher
alle Güter, Waaren und Gegensiände des Handels, welche Königlich-Preußi-
schen Unterthanen gehören, in den Häfen von Lübeck, Bremen und Hamburg
von Seiten dieser freien und Hanseesiadte keinen höheren oder anderen Ein= und
Ausgangs= oder sonstigen Abgaben, als das Eigenthum ihrer eigenen Bürger
und umgekehrt, alle Güter, Waaren= und Handels-Gegenstände, welche Bür-
gern der freien und Hanseesiädte Lübeck, Bremen und Hamburg gehören, in den
Königlich-Preußischen Häfen keinen höheren oder anderen Ein= und Ausgangs-
oder sonsiigen Abgaben, als das Eigenthum Koniglich-Preußischer Unterthanen,
unterworfen seyn.

Artikel 4.

Die Bestimmungen der vorstehenden Artikel sind in ihrem ganzen Umfange
nicht nur dann anwendbar, wenn die beiderseitigen Schiffe direkt aus ihren
Nationalhäfen ankommen, oder nach selbigen zurückkehren, sondern auch dann,

wenn
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wenn sie unmittelbar aus den Hafen eines britten Staates ankommen, oder
da hin bestimmt seyn sollten.

Artikel 5.

Die Preußischen sowohl als die Lubecker, Bremer und Hamburger Schiffe
sollen gegenseitig der Befugnisse und Vorzüge, welche ihnen der gegenwärtige
Vertrag zusichert, nur insofern genießen, als sie mit den nach den Vorcschriften
desjenigen Theils, dessen Flagge sie führen, ausgefertigten Schiffspässen und
Musterrollen versehen sind.

Artikel 6.

Was in den obigen Artikeln 1. bis 4. in Betreff der, in die beiderseitigen
Häfen eingehenden, oder aus selbigen auslaufenden Seeschiffe des andern Theils
und deren Ladungen festgesetzt ist, soll auch auf den gegenseitigen Flußschifffahrts-
Verkehr völlige Anwendung finden. Bei den Flußschiffen genügt zum Beweise
der Nationalität, das in der Weserschifffahrts-Akte vom 1 Oten Septbr. 1823.
und resp. in dem Schlußprotokolle der Elvschifffahrts -Revisions = Kommission
d. d. Hamburg den 18ten September 1824. vereinbarte Manifest.

Artikel 7.

Wurden die Kontrahenten es zweckmäßgig erachten, zur Beförderung ihres
gegenseitigen Handels-Interesse additionelle Stipulationen einzugehen, so sollen
alle Artikel, über welche man sich dergestalt vereinigen wird, als Theile dieses
Vertrages angesehen werden.

Artikel 8.

Wiewohl der gegenwartige Vertrag als fur die drei freien und Hanseestadte
Lubeck, Bremen und Hamburg gemeinschaftlich geltend angesehen werden soll,
so ist man dennoch übereingekommen, daß veshalb nicht eine solidarische Verpflich-
tung unter ihren resp. Regierungen Statt finden, und das etwanige Aufhören der
Bestimmungen dieses Vertrages, für eine derselben, keine Wirkung auf die ver-
tragsmaäßigen Verhältnisse der anderen haben soll, für welche vielmehr in einem
solchen Falle der Vertrag in voller Kraft bleiben wird.

Artikel 9.

Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher vom Tage der Aus-
wechselung der Ratistkationen ab in Kraft treten wird, ist vorläufig auf den
Zeitraum bis zum istenJanuar1810. fesigesetzt, und soll, wenn zwolf Monate
vor dem Ablauf dieses Zeitraums von der einen oder der andern Seite eine Auf-
kündigung nicht erfolgt seyn wird, sters als noch ferner auf ein Jahr, und so
fort bis zum Ablaufe eines Jahres nach geschehener Aufkündigung verlängert,
betrachtet werden.

(No. 1106.) Art. 10.
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Artikel 10.

Der gegemwärtige Vertrag soll von den kontrahirenden Theilen ratifizirt,
und die Ratifikations-Urkunden sollen spätestens innerhalb fünf Wochen, oder
wo möglich noch früher, in Berlin ausgewechselt werden.

Dessen zur Urkund ist dieser Vertrag von den betderseitigen Bevollmäch=
tigten unter Beidrückung ihrer Siegel unterzeichnet worden.

So geschehen Berlin, den 4ten Oktober 1828.

(L. S.). (I.S.)
Ernst Michgelis. Ludwig August von Rebeur.

Vorllehender Vertrag ist ratifizirt worden und die Ratifikations-Urkunden
sind am 184en November 1828. zu Berlin ausgewechselt worden.
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	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende,  von dem Großherzoglich-Mecklenburg-Schwerinschen Geheimen Ministerio vollzogene Erklärung.  Vom 9ten Januar 1828.]

	(No. 1114.)  Ministerial-Erklärung vom 27sten November 1827.,  über die mit der Großherzoglich-Meckenburg-Strelitzschen Regierung getroffene Vereinbarung,  die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung  vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende, von dem Großherzoglich-Mecklenburgschen Staats-Ministerio zu Neu-Strelitz vollzogene Erklärung.  Vom 8ten Januar 1828.]

	(No. 1115.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 9ten Dezember 1827.,  die Ernennung des Herzogs Carl von Mecklenburg Hoheit,  zum Präsidenten des Staatsraths beteffend.
	(No. 1116.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 31sten Dezember 1827.,  das Verfahren bei Anstellung der Subaltern-Beamten der Justizbehörden betreffend.
	(No. 1117.)  Ministerial-Erklärung vom 5ten Januar 1828.,  über die mit der Herzoglich-Sachsen-Altenburgischen Regierung getroffene Vereinbarung,  den Schutz der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende,  von dem Herzoglich-Sächsischen Geheimen Ministerio zu Altenburg vollzogene Erklärung.  Vom 8ten Januar 1828.]

	(No. 1118.)  Ministerial-Erklärung  vom 8ten Januar 1828.,  über die mit der Fürstlich-Hohenzollern-Hechingenschen Regierung getroffene Vereinbarung,  den Schutz der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Büchernachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende,  von der Fürstlich-Hohenzollernschen Regierung zu Hechingen vollzogene Erklärung.  Vom 8ten Januar 1828.]

	(No. 1119.)  Ministerial-Erklärung vom 9ten Januar 1828.,  über die mit der Herzoglich-Anhalt-Bernburgschen Regierung getroffene Vereinbarung,  den Schutz der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nachdem die Herzoglich-Anhalt-Bernburgsche Regierung  durch den §. 7. der öffentlich bekannt gemachten Verordnung vom 2ten Dezember 1827.  wider den Nachdruck,  erklärt hat,  daß die Bestimmungen dieser Verordnung in ganz gleichem Maße auf die Schriftsteller und Verleger der Preußischen Monarchie Anwendung finden sollen.  Vom 9ten Januar 1828.]

	(No. 1120.)  Ministerial-Erklärung vom 10ten Januar 1828.,  über die mit der Fürstlich-Reuß-Schleitzischen und Fürstlich-Reuß-Lohensteinschen Regierung zu Gera getroffene Vereinbarung,  den Schutz der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende,  von der Fürstlich-Reußischen gemeinschaftlichen Regierung zu Gera vollzogene Erklärung.  Vom 12ten Januar 1828.]


	Stück No. 2.
	(No. 1121.)  Ministerial-Erklärung vom 11ten Dezember 1827.,  über die mit der Herzoglich-Anhalt-Dessauschen Regierung getroffene Vereinbarung,  den Schutz der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmchung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende,  von der Herzoglich-Anhalt-Dessauschen Landesregierung vollzogene Erklärung.  Vom 17ten Januar 1828.]

	(No. 1122.)  Ministerial-Erklärung vom 4ten Januar 1828.,  über die mit der Großherzoglich-Badenschen Regierung getroffene Vereinbarung,  die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende,  von dem Großherzoglich-Badenschen Ministerio des Großherzoglichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten vollzogene Erklärung.  Vom 25sten Januar 1828.]

	(No. 1123.)  Ministerial-Erklärung vom 18ten Januar 1828.,  über die mit der Fürstlich-Reuß-Plauischen Regierung älterer Linie getroffene Vereinbarung,  die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung gegen eine übereinstimmende,  von der Fürstlich-Reuß-Plauischen Regierung älterer Linie zu Greiz vollzogene Erklärung.  Vom 18ten Januar 1828.]


	Stück No. 3.
	(No. 1124.)  Ministerial-Erklärung vom 11ten Dezember 1827.,  über die mit der Königlich-Dänischen Regierung getroffene Vereinbarung,  die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den diesseitigen Staaten und den drei Herzogthümern Holstein, Lauenburg und Schleswig,  wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen zwei übereinstimmende, von dem Königlich-Dänischen Departement der auswärtigen Angelegenheiten vollzogene Erklärungen.  Vom 7ten Februar 1828.]

	(No. 1125.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 8ten Januar 1828.,  wodurch der §. 69. der Zollordnung vom 26sten Mai 1818.,  in Betreff des Anspruchs auf den Erlaß der Steuer von den Eigenthümern solcher Waaren,  welche in die Packhofslager niedergelegt und daselbst durch zufällige Ereignisse vermindert werden, deklarirt wird.
	(No. 1126.)  Deklaration der Strafbestimmungen bei solchen Steuer-Defraudationen,  wo das defraudirte Objekt zugleich mit einer Kommunalabgabe belegt ist.  Vom 27sten Januar 1828.
	(No. 1127.)  Ministerial-Erklärung  wegen Verlängerung der Konvention vom 23sten Juni 1821.,  das Revisionsverfahren auf der Elbe betreffend,  auf einen ferneren Zeitraum von sechs Jahren.  Vom 2ten Februar 1828.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende,  von dem Königlich-Sächsischen Kabinets-Ministerio vollzogene Erklärung.  Ein Austausch ähnlicher Erklärungen hat auch mit der Königlich-Großbritannisch-Hannöverschen,  der Königlich-Dänischen und der Großherzoglich-Mecklenburg-Schwerinschen Regierung Statt gefunden.  Vom 8ten Februar 1828.]


	Stück No. 4.
	(No. 1128.)  Ministerial-Erklärung vom 26sten November 1827.,  über die mit der Fürstlich-Waldeckschen Regierung getroffene Vereinbarung,  die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende,  von der Fürstlich-Waldeckschen Regierung zu Arolsen vollzogene Erklärung.  Vom 18ten März 1828.]

	(No. 1129.)  Ministerial-Erklärung vom 18ten Januar 1828.,  über die mit der Großherzoglich-Sachsen-Weimarschen Regierung getroffene Vereinbarung,  die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung gegen eine wesentlich übereinstimmende,  von dem Großherzoglich-Sächsischen Staatsministerio zu Weimar vollzogene Erklärung.  Vom 15ten Februar 1828.]

	(No. 1130.)  Ministerial-Erklärung vom 19ten Februar 1828.,  über die mit dem Königreich Würtemberg getroffene Vereinbarung,  die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende, von dem Königlich-Würtembergschen Ministerio der auswärtigen Angelegenheiten vollzogene Erklärung.  Vom 11ten März 1828.]


	Stück No. 5.
	(No. 1131.)  Verordnung,  wegen Einführung eines gleichen Wagen- und Schlitten-Geleises und gleicher Schlitten-Kappen im Königreich Preußen.  Vom 21sten Juli 1827.
	(No. 1132.)  Ministerial-Erklärung vom 7ten Februar 1828.,  über die mit der Herzoglich-Sachsen-Meiningenschen Regierung getroffene Vereinbarung,  die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung gegen eine übereinstimmende,  von dem Herzoglich-Sächsischen Geheimen Ministerio zu Meiningen vollzogene Erklärung.  Vom 24sten März 1828.]

	(No. 1133.)  Verordnung,  wegen der nach dem Edikte vom 1sten Juli 1823.  vorbehaltenen Bestimmungen für das Königreich Preußen.  Vom 17ten März 1828.
	(No. 1134.)  Kreisordnung für das Königreich Preußen.  Vom 17ten März 1828.
	(No. 1135.)  Gesetz,  wegen der in den zum vormaligen Großherzogthume Berg gehörig gewesenen Landestheilen,  vor Einführung der französischen Gesetze,  bestandenen Fidei-Kommisse.  Vom 23sten März 1828.
	(No. 1136.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 29sten März 1828.,  die Steuer vom inländischen Tabak betreffend.

	Stück No. 6.
	(No. 1137.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 1sten März 1828.,  über die Abgaben-Erhebung von der Schiffahrt auf der Deime und dem großen und kleinen Friedrichsgraben;  nebst dem Tarif.
	Tarif der Abgaben von der Schiffahrt auf der Deime und dem großen und kleinen Friedrichsgraben.

	(No. 1138.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 20sten März 1828.,  betreffend die Beschlagnahme solcher Pensionen,  welche invalide Offiziere aus der Artillerie-Pensions-Zuschuß-Kasse erhalten.
	(No. 1139.)  Erklärung,  das Abkommen mit der Herzoglich-Nassauischen Regierung,  wegen gegenseitiger Aufhebung der Kostenvergütung in Untersuchungs-Sachen gegen Unvermögende,  betreffend.  Vom 27sten März 1828.

	Stück No. 7.
	(No. 1140.)  Bekanntmachung eines Präklusivtermins für die Pensionsgesuche der vormals in Herzoglich-Warschauischen Diensten gestandenen Offiziere.  Vom 9ten April 1828.
	Schema.  [Zu Seite 46, Zeile 4.]


	Stück No. 8.
	(No. 1141.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 27sten März 1828.,  wonach Inländer,  welche ein offenes Gewerbe treiben,  die Materialien zu ihrer eigenen Fabrikation durch ihre umherreisende Gewerbsgehülfen aufkaufen lassen können,  und diese keiner andern Legitimation als einer polizeilichen Bescheinigung bedürfen.
	(No. 1142.)  Bekanntmachung vom 8ten Mai 1828.,  den Zoll- und Handelsvertrag zwischen Preußen und Hessen-Darmstadt betreffend.

	Stück No. 9.
	(No. 1143.)  Verordnung,  das Aufgebot und die Amortisation verlorener oder vernichteter Staatspapiere betreffend.  Vom 3ten Mai 1828.
	(No. 1144.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 3ten Mai 1828.,  die Gewerbesteuerpflichtigkeit der Privat-Versicherungsanstalten und anderer auf einen Gewerbezweck gerichteten Privatvereine betreffend.

	Stück No. 10.
	(No. 1145.)  Chausseegeld-Tarif für eine Meile von 2000 Preußischen Ruthen;  vom 28sten April 1828.
	(No. 1146.)  Bekanntmachung vom 15ten Mai 1828.,  den neuen Chausseegeld-Tarif vom 28sten April e. a. betreffend.
	(No. 1147.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 3ten Mai 1828.,  wodurch der einmonatliche Erlaß der Klassensteuer auch den,  zur Landwehrübung einberufenen Offizieren und Landwehrmännern,  die in den höhern KLassen steuern,  bewilligt wird.

	Stück No. 11.
	(No. 1148.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 10ten Mai 1828.,  die Beseitigung der wucherischen Agiotage mit den Brabanter Kronenthalern in den westlichen Provinzen betreffend.

	Stück No. 12.
	(No. 1149.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 16ten Mai 1828.,  wornach der Erbschafts-Stempel,  welcher nach dem Tarif zum Stempel-Steuergesetz vom 7ten März 1822.  von Strafen und Abfindungen aus Ehescheidungs-Erkenntnissen zu erheben ist,  nicht weiter erhoben werden soll.
	(No. 1150.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 7ten Juni 1828.,  die veränderte Steuer-Einrichtung im Kreise Wetzlar betreffend.
	(No. 1151.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 18ten Juni 1828.,  über die Befreiung derjenigen,  welche das 16te Lebensjahr noch nicht vollendet haben,  von der Klassensteuer.

	Stück No. 13.
	(No. 1152.)  Freundschafts-, Schiffahrts- und Handels-Vertrag zwischen Seiner Majestät dem Könige von Preußen und Seiner Majestät dem Kaiser von Brasilien.  Vom 9ten Juli 1827.  [Die Auswechselung der Ratifikations-Urkunden erfolgte am 21sten April 1828. zu Rio de Janeiro.]
	Zusatz-Artikel zu dem Freundschafts-, Schiffahrts- und Handels-Vertrage vom 9ten Juli 1827., geschlossen zu Rio de Janeiro durch dieselben Bevollmächtigten.

	(No. 1153.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 4ten Juni 1828.,  die Empfangs-Bescheinigung  bei Insinuation diesseitiger gerichtlicher Verfügungen im Auslande betreffend.
	(No. 1154.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 30sten Juni d. J.,  über das Verfahren bei Kompetenz-Konflikten zwischen den Gerichten und den Verwaltungsbehörden.
	(No. 1155.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 14ten Juli 1828.,  betreffend die Aufhebung aller weitern Nachforschungen hinsichtlich der nicht mit dem Vermögenssteuerungs-Stempel bedruckten öffentlichen Papiere aller Art.
	(No. 1156.)  Deklaration vom 10ten Juni 1828.,  die Verlängerung der mit dem Königlich-Niederländischen Gouvernement unterm 11ten Juni 1818.  abgeschlossenen Kartel-Konvention betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende, von dem Königlich-Niederländischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten vollzogene Erklärung.  Vom 24sten Juli 1828.]


	Stück No. 14.
	(No. 1157.)  Ministerial-Erklärung vom 13ten Juli 1828.,  über die mit dem Senate der freien Stadt Hamburg getroffene Vereinbarung,  die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger in den beiderseitigen Staaten wider den Bücher-Nachdruck betreffend.
	[Bekanntmachung vorstehender Erklärung,  nach Auswechselung solcher gegen eine übereinstimmende,  von dem Senate der freien Stadt Hamburg ausgefertigte Erklärung.  Vom 9ten August 1828.]

	(No. 1158.)  Gesetz,  zur Erleichterung der Todeserklärungen der aus den Kriegen von 1806 bis 1815.  nicht zurückgekehrten Personen.  Vom 2ten August 1828.

	Stück No. 15.
	(No. 1159.)  Vertrag zwischen Seiner Majestät dem Könige von Preußen und Ihren Hochfürstlichen Durchlauchten den Herzogen von Anhalt-Köthen und Anhalt-Dessau,  wegen Befreiung der beiderseitigen Unterthanen vom Elbzolle.  Vom 17ten Juli 1828.  [Ratifizirt am 28sten Juli/16ten August/27sten August 1828.]
	(No. 1160.)  Vertrag zwischen Seiner Majestät dem Könige von Preußen einerseits,  und Ihren Hochfürstlichen Durchlauchten,  dem Herzoge von Anhalt-Köthen und dem Herzoge von Anhalt-Dessau andererseits,  die Zoll- und Verkehrs-Verhälnisse zwischen den beiderseitigen Landen betreffend.  Vom 17ten Juli 1828.  [Ratifizirt am 28sten Juli/ 16ten August/ 27sten August 1828.]

	Stück No. 16.
	(No. 1161.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 24sten Juli 1828.  nebst dem Tarif vom 18ten Juni  eiusd. a.,  nach welchem die Schiffahrts-Abgabe  auf den Wasserstraßen von der Oder zur Elbe und umgekehrt  (mit Ausschluß des Plauer Kanals)  erhoben werden soll.  [Zur öffentlichen Kenntniß gebracht am 20sten September 1828.]
	Tarif,  nach welchem die Schiffahrts-Abgabe auf den Wasserstraßen von der Oder zur Elbe,  und umgekehrt  (mit Ausschluß des Plauer Kanals),  erhoben werden soll.  Vom 18ten Juni 1828.

	(No. 1162.)  Kartell-Konvention zwischen Seiner Majestät dem Könige von Preußen und Seiner Majestät dem Könige von Frankreich und Navarra.  Vom 25sten Juli 1828.  [Ratifizirt am 13ten August 1828.]

	Stück No. 17.
	(No. 1163.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 30sten September 1828.,  über das Verfahren bei baulichen Anlagen oder sonstigen Veränderungen der Erdoberfläche innerhalb der nächsten Umgebungen des Festungen.
	Regulativ  über das Verfahren bei baulichen Anlagen oder sonstigen Veränderungen der Erdoberfläche innerhalb der nächsten Umgebungen der Festungen.  Vom 10ten September 1828.


	Stück No. 18.
	(No. 1164.)  Verordnung über die einstweilige Fortdauer des Kapitalien-Indults für die Kredit-Systeme von Ost- und Westpreußen.  Vom 4ten November 1828.
	(No. 1165.)  Erklärung wegen der zwischen der Königlich-Preußischen und der Großherzoglich-Mecklenburg-Schwerinschen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen.  Vom 5ten November 1828.

	Stück No. 19.
	(No. 1166.)  Handels- und Schiffahrts-Vertrag zwischen Seiner Majestät dem Könige von Preußen und den freien und Hansestädten Lübeck, Bremen und Hamburg.  Vom 4ten Oktober 1828.  [Vorstehender Vertrag ist ratifizirt und die Ratifikations-Urkunden sind am 18ten November ausgewechselt worden]



